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Über uns

Die Trotzkistische Fraktion- für die Vierte Internationale
(FT) ist eine internationale Strömung, die sich das mar-
xistisch-revolutionäre Erbe Lenins und Trotzkis auf ihre
Banner geschrieben hat.

Wir vertreten die Auffassung, dass allein die Selbst-
organisation aller Unterdrückten und Ausgebeuteten der
Schlüssel zur Befreiung aus der kapitalistischen Barba-
rei ist.

Wir kämpfen für den Aufbau revolutionärer Parteien in
allen Ländern der Welt, mit dem Ziel der Rekonstruktion
der IV Internationale, einer Weltpartei für die sozialisti-
sche Revolution. Diese muss unbarmherzig gegen
Klassenkollaboration, Opportunismus und alle anderen
Kräfte, welche die Arbeiterklasse verraten, vorgehen.

Wir rufen alle echten Revolutionäre dazu auf, mit uns
gemeinsam auf dieses Ziel hinzuarbeiten. Denn nur wenn
wir einen eindeutig klassenpolitischen Kampf führen, kann
sich in der Arbeiterklasse ein Klassenbewusstsein entwi-
ckeln. Nur in diesem Kampf, indem sie den Verrat ihrer
traditionellen Führung erlebt, wird sie erkennen, dass sie
ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen muss.

Diese Publikation wird von Genossen in Zusammenar-
beit mit Sympathisanten der Trotzkistischen Fraktion in
Deutschland herausgegeben. Sie soll auch anderen die
allein oder in anderen Organisationen für die selben Ziele
kämpfen die Möglichkeit bieten sich zu aktuellen oder
politisch relevanten Themen zu äußern und so fruchtbare
Diskussionen anzustoßen, die unsere Auseinanderset-
zung mit der jetzigen Lage in Deutschland bereichern.
Wir sehen diese Publikation daher auch als Bindeglied,
das den Austausch zwischen Revolutionären erleichtern
soll und die Diskussionen die innerhalb unseres kleinen
Zirkels stattfinden vertiefen, festhalten und anderen zu-
gänglich machen soll. Wenn wir damit die Diskussion
zwischen Revolutionären und politisch Fortschrittlichen
ein bisschen erleichtern könnten, wäre dies ,im Rahmen
unserer sehr begrenzten Kräfte, auch ein kleiner Beitrag
auf dem Weg zur Rekonstruktion der 4. Internationale.

Die Trotzkistische Fraktion (FT) besteht aus der
PTS (Partido de Trabajadores por el Socialismo) in
Argentinien, der
LTS (Liga de Trabajadores por el Socialismo) in
Mexiko, der
LOR-CI (Liga Obrera Revolucionaria por la Cuarta
Internacional) in Bolivien, der
LER-QI (Liga Estrategia Revolucionaria) in Brasilien,
der
CcC (Clase contra Clase) in Chile,
LTS (Liga de Trabajadores por el Socialismo) in
Venezuela,
LRS (Liga de la Revolución Socialista) in Costa
Rica, CcC (Clase contra Clase) im Spanischen Staat,
der sympatisierenden Organisation
ex Gruope CRI (Communiste Révolutionnaire
Internationaliste) in Frankreich, sowie weiteren
Genossen in Deutschland und Italien.

Um mit uns Kontakt aufzunehmen, schreiben Sie uns
eine E-mail an trotzkistischefraktion@googlemail.com und
besuchen Sie unsere Internetseite unter http://www.ft-
europa.org bzw. http://www.ft-ci.org.
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Das Superwahljahr geht seinem Ende
zu, Deutschland wird für die nächsten
Jahre von einer rechten Koalition geführt
und der graue Herbstwind lässt auch die
letzten Hoffnungen auf eine Lösung der
Wirtschaftskrise vollends verwehen:
weitere Verschlechterungen im Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst, auslau-
fende Kurzarbeitsprogramme und
Massenentlassungen in der Industrie,
bankrotte Traditionsunternehmen wie
Quelle und ihre Schließungen, eventuel-
le Steuererhöhungen für die Massen
oder abstruse Vorschläge zur Liquidie-
rung der sozialen und gesundheitlichen
Grundversorgung: Die kapitalistische
Walze rollt nun endgültig über uns. Auf-
grund dessen möchten wir in dieser Aus-
gabe des Internationalen Klassenkamp-
fes einen Dringlichkeitsplan vorschla-
gen, der uns als Werkzeug im Widerstand
gegen die akuten Angriffe der Bourgeoi-
sie helfen kann.

Innerhalb der bürgerlichen Reihen ist
bisher nur klar, dass die Kosten der Kri-
se auf alle Lohnabhängigen abgeladen
werden sollen, in ihren Strategien sind
sie sich jedoch uneinig, selbst innerhalb
der traditionellen Parteien. So zahlte die
SPD bei den vergangenen Bundestags-
wahlen einen hohen Preis für ihre inter-
nen Konflikte und eindeutigen Rechts-
ruck, sie erlangte ein nie gesehenes nied-
riges Wahlergebnis und verliert somit
nicht nur allmählich ihre Führungsrolle
unter den Arbeiterreihen, sondern auch
ihre eigenen Mitglieder und Verbünde-
ten. Wie wir in unserer Wahlanalyse zei-
gen, hat dieses sozialdemokratische De-
saster letztendlich zum Wahlsieg der Mit-
te-Rechts-Koalition geführt, die
allerdings auch in sich verstritten bleibt.
Kriseln tut es jedoch am meisten bei der
neuen Hoffnung einiger ArbeiterInnen
und Intellektuellen Linken: Der Linkspar-
tei. Lafontaine zieht sich zurück, „Realos
aus dem Osten“ und der linkere Partei-
flügel aus dem Westen werden sich nicht
einig, ein Parteiprogramm ist bis jetzt
nicht entstanden. Diese Brüchigkeit des
Systems sollte nun genutzt werden um
die parlamentarischen Spielchen zu über-
winden und eine unabhängige Perspek-
tive mit Klassencharakter zu entwickeln,
die Übergangsforderungen zur Verteidi-
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Präsentation

Entweder es wird uns den Kopf
kosten oder ihnen!

gung unserer Arbeitsplätze aufstellt.

Doch nicht nur in Deutschland
schlägt die Bourgeoisie zu und fordert
die Reaktionen aus Arbeiterreihen. Im
französischen Nachbarland haben sich
wichtige Arbeiterkämpfe entwickelt, die
zu radikalen Methoden gegriffen haben,
wie wir in dieser Ausgabe darstellen und
auch in Argentinien mussten sich die
Lohnabhängigen des transnationalen
Multis Kraft Foods gegen Entlassungen
wehren und ihre Arbeit verteidigen. Dabei
kam es sogar zu gewalttätigen Ausein-
andersetzungen mit der Polizei und dem
Militär, die stark repressiv gegen die Ar-
beiter vorgingen. Diese Militarisierung
zeigt, wie sehr die internationalen
Bourgeoisien sich vor der Kraft der Ar-
beiter fürchten. Auch in Mexiko griff das
Militär in einem historischen Arbeiter-
konflikt ein, da die Privatisierung des
Elektrizitätssektors nur mit Gewalt und
Massenentlassungen erzwungen werden
kann.

Auch bei uns nimmt die
Militarisierung im Inneren zu, während
deutsche Soldaten in Afghanistan mor-
den. Gegen die deutschen Truppen im
Ausland einzustehen, bedeutet für uns
auch die Solidarität mit den von den im-
perialistischen Ländern unterdrückten
Völkern zu stärken. So veröffentlichen wir
hier auch eine Erklärung zu den Ereignis-
sen in Honduras, wo Militär und US-
amerikanischer Imperialismus das Land
zerstören.

Doch das internationale Proletariat er-
hebt langsam sein Haupt und wehrt sich

gegen die Krisenverursacher und

Ausbeuter. Auch die Jugend – unsere
Krisenkinder – werden aktiver und krea-
tiver in ihrem Protest gegen die Bildungs-
misere der Kapitalisten, wobei einigen
Teilen der jungen Lohnabhängigen und
Auszubildenden eine Perspektive des
Widerstandes fehlt, das sie sich in hoch
prekären Lebensbedingungen befinden.
Jenseits der Angst und
Perspektivlosigkeit möchten wir in die-
ser Ausgabe auch konkrete Aktions-
felder für die prekarisierte Jugend aufma-
chen, um den Mut und die Kraft zusam-
men mit den ArbeiterInnen zu bündeln
und dafür einzustehen, dass die Verant-
wortlichen dieser Krise zur Rechenschaft
gezogen werden: Entweder es wird uns
den Kopf kosten oder ihnen - eine Alter-
native gibt es nicht, eine goldene Mitte
oder neue Vermittlungen oder Zuge-
ständnisse: heute ist es mehr denn je
notwendig eine klare marxistisch-revolu-
tionäre Perspektive zu entwickeln und
umzusetzen. Diese kann sich auszahlen:
So haben unsere Kamaraden der
Keramikfabrik Zanon in Argentinien end-
gültig die Enteignung ihrer Fabrik durch-
gesetzt, ein historischer Triumph der Ar-
beiterklasse, die uns als Beispiel für die
Geduld, Kraft und Hingabe dienen soll
mit der ArbeiterInnen und eine revoluti-
onäre Führung das Unmögliche wahr
machen können.

So können auch wir in Deutschland
beginnen, aus dem grauen einen heißen
Herbst zu machen und uns in unseren
Betrieben, Hochschulen und Schulen
gegen die Angriffe und Verelendungs-
maßnahmen der Bourgoisie zu organisie-
ren, Widerstand zu leisten gegen dieses
faulende System Kapitalismus.
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EDITORIAL

Die Bundestagswahlen vom Septem-
ber fanden im Rahmen der schlimmsten
Wirtschaftskrise  des Kapitalismus seit
den 3iger. Jahren des vergangenen Jahr-
hunderts statt. Diese Krise hat wieder
einmal gezeigt, dass der Kapitalismus
unfähig ist, ohne Krisen, die Elend, Krieg,
ökologische Zerstörung und Barbarei mit
sich bringen, zu  bestehen. In Deutsch-
land wie in allen imperialistischen Län-
dern möchte das Kapital die Auswirkun-
gen der Krise auf den Rücken der Arbei-
ter und unterdrückten Schichten abwäl-
zen.

Nicht die Kapitalisten, Bankiers, Mul-
tinationalen, Großgrundbesitzer und in-
ternationalen Finanzorganisationen wie
IWF oder Weltbank sollen dafür aufkom-
men, sondern der Ausgebeutete und Ent-
rechtete. Angela Merkel und ihre
Koalitionspartner in Deutschland, wie im
Übrigen auch Barak Obama, Sarkozy,
Berlusconi, usw. bezeichnen die Krise als
das Ergebnis der Machenschaften eini-
ger weniger raffgieriger Manager. Dies
hindert jedoch dieselben Manager nicht
daran, weiterhin dicke Boni, Prämien und
Abfindungen zu kassieren.

Während die deutsche Regierung,
wie in den übrigen imperialistischen Län-
dern auch, Milliarden Euros in das
Bankensystem und in Großunternehmen
hineinpumpt und sie auf Kosten der pro-
duzierenden Klasse vor dem Bankrott
rettet, werden die Auswirkungen der Kri-
se für die Unterdrückten und Ausgebeu-
teten verheerend sein.

„Unter den Bedingungen der sozia-
len Krise des ganzen kapitalistischen
Systems laden die Konjunkturkrisen den
Massen immer größere Entbehrungen
und Leiden auf. Das Anwachsen der Ar-
beitslosigkeit vertieft wiederum die finan-
zielle Krise des Staates und unterhöhlt
die erschütterten Geldsysteme.“ (Trotzki,
Das Übergangsprogramm). So haben die
zur Rettung des Bankensystems zig Mil-
liarden bereitgestellten  Euros nicht zur
Entlastung und finanziellen Sicherung der
Lohnabhängigen, sondern letztendlich
nur zur Rettung maroder Finanz-
institutionen der Kapitalisten und Ban-

Den Widerstand gegen die
Angriffe des Kapitals
vorbereiten!

kiers, die die Krise letztlich verursacht
haben, beigetragen. Die Staatsschulden
schellen unaufhaltsam in die Höhe und
beschwören die Geister der galoppieren-
den Inflation der 20.Jahren herauf. Der
herbeigeredete Aufschwung wird von
kurzer Dauer und oberflächlich sein. Dies
wird, neben dem Beschluss der
„Schuldenbremse“, massive Kürzungen
im Bereich der öffentlichen Versorgung
in  Bildung, Gesundheit und Verkehr zur
Folge haben.

Die herrschende Klasse will,
dass die Arbeiterklasse die Krise
ausbadet

Die Kapitalistenklasse weiß genau,
dass es sich trotz der Rede von sprie-
ßenden grünen Sprossen in Bezug auf
die Erholung der Finanzmärkte um eine
konjunkturelle Erholung handelt, die
nicht mit einem wirtschaftlichen Wachs-
tum gleichgesetzt werden kann. Dazu
lässt der IWF verlautbaren: „Selbst wenn
die Krise vorbei ist, wird es eine schwie-
rige Übergangsperiode geben, in der
Wachstumsraten unter denen liegen, die
es in der jüngsten Vergangenheit gab.“.
In der Tat kommen seriöse bürgerliche
Analysten zu dem  Schluss, dass das
Produktionsniveau, auf dem die deutsche
Industrie Anfang 2008 war,  erst wieder
in drei oder vier Jahren erreicht werden
wird. 

Wenn die Auswirkungen der
Konjunkturprogramme nachlassen und
der Staat keine Impulse mehr gibt
(spätestens ab Frühjahr des kommenden
Jahres, wenn die Konjunkturprogramme
in den USA und anderen imperialistischen
Ländern auslaufen), dann wird die struk-
turelle Arbeitslosigkeit steigen, denn die
Unternehmen werden die Produktivität
steigern und somit die Ausbeutungsrate
erhöhen müssen, um ihren schwinden-
den Profit wieder wettzumachen.

In Deutschland werden die Folgen für
die Massen dramatisch sein. „Die Krise,
die bisher durch Kurzarbeit abgefedert
wurde, beginnt allmählich auf den Ar-
beitsmarkt überzuschwappen“. Die ers-
ten Betroffenen waren die sog. „Leih-

arbeiter“: Im Mai zählten diese
prekarisierten Lohnabhängigen in
Deutschland nur noch 507.000 Beschäf-
tigte, ein Drittel weniger als im Schnitt
des letzten Jahres. Zurzeit arbeiten rund
750.000 Beschäftigte in den Betrieben der
Metall- und Elektroindustrie kurz. Rech-
net man das ausfallende Arbeitsvolumen
um, werden dadurch etwa 250.000 Jobs
gesichert.  Die Aufschiebung der Krise
am Arbeitsmarkt ist jedoch nicht mehr mit
Kurzarbeit zu bewältigen.

Die offizielle, frisierte Arbeitslosen-
statistik beträgt 3,4 Millionen, ohne die
Kurzarbeiter zu berücksichtigen. I Wahr-
heit sind es weit mehr als 4 Millionen,
andere Statistiken gehen sogar von ca. 7
Millionen aus. Für die Gewerkschafts-
bürokraten ist dies jedoch kein Skandal,
der harte Gegenmaßnahmen erforderlich
macht.

Konjunkturprogramme hin oder her,
die Wirtschaftskrise wird, falls die Lohn-
abhängigen es nicht schaffen, mit der
Sozialpartnerschaftslogik der Gewerk-
schaftsbürokratie zu brechen, von ihnen
bezahlt werden, denn der Kapitalismus
konnte seine Krisen noch nie friedlich
überwinden, und er bläst, noch etwas
vorsichtig, zum Kampf. Er wird den Lohn-
abhängigen und Unterdrückten die gan-
ze Last der Krise aufbürden.  Die CDU-
FDP Regierung wird Maßnahmen ergrei-
fen, welche die Verelendungsmaßnahmen
der Agenda2010 weiter verschärfen wer-
den. Schon jetzt fordert die Deutsche In-
dustrie- und Handelskammer (DIHK) eine
Reform des Kündigungsschutzes sowie
„Arbeitgeber“präsident Dieter Hundt
eine Senkung der Tariflöhne. Auch von
einer Erhöhung der Mehrwertsteuer auf
25 Prozent ist die Rede, um die Staats-
finanzen zu sanieren. Die Wirtschafts-
forscher schlagen als Einnahmequelle
zudem vor, die Pendlerpauschale zu strei-
chen. Ein anderer Vorschlag kam zuvor
von der Bundesbank, die das Rentenalter
auf 70 Jahre erhöht sehen will. Führende
Mitglieder der CDU argumentieren dafür
folgendermaßen: „Wir wissen, dass die
Rente mit 67 nicht ausreichen wird. Wahr-
scheinlich wird auch ein Rentenalter von
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69 im Jahr 2060 noch nicht
ausreichen.“(Focus Online).

All das wirft die Frage danach auf,
wie es weitergehen soll. Nun gibt es kei-
ne Kompromisslösungen: Entweder be-
zahlen die Lohnabhängigen oder die Ka-
pitalisten die Krise. Der Glaube an einen
friedlichen Fortschritt und eine ständige
Anhebung des Lebensstandards, an die
Möglichkeit, dem Kapital eine menschli-
che Gestalt zu verleihen, ist illusorisch
und reaktionär. Die Zeit drängt, den ge-
meinsamen Kampf  der Lohnabhängigen
und Unterdrückten vorzubereiten, um die
Angriffe der herrschenden Klasse, die
heute in Deutschland zu einer existenzi-
ellen Bedrohung für die Arbeiterklasse
geworden sind, aufzuhalten.

Die bevorstehenden Angriffe der
Bourgeoisie werden unweiger-
lich eine Reaktion

der Arbeiter angesichts von Entlas-
sungen und Werksschließungen nach
sich ziehen. Diese Angriffe werden den
Klassenkampf beleben und zu einer star-
ken Radikalisierung der Massen führen.
Die Arbeiterklasse wird Armut und Elend
nicht als naturgegeben akzeptieren, son-
dern sie wird sich zur Wehr setzen müs-
sen. Diese Reaktion gilt es zu kanalisie-
ren, den bevorstehenden Kampf der
Massen für die Zurückgewinnung der
unter Rot-Grün verlorenen Errungen-
schaften zu mobilisieren, denn ohne die-
sen Schritt wird es unmöglich sein, den
sich immer weiter vertiefenden Sozialab-
bau zu verhindern.

Dringlichkeitsplan zur Abwehr
der Angriffe der herrschenden
Klasse

Wir befinden uns in einer Phase des
faulenden Kapitalismus, wie die Lohnab-
hängigen und armen Schichten der Be-
völkerung schmerzhaft am eigenen Leib
aufgrund von  Hartz4 und Agenda 2010
erfahren müssen, „wo nicht mehr die
Rede sein kann von systematischen
Sozialreformen noch von der Hebung des
Lebensstandards der Massen; wo die
Bourgeoisie sich jedes mal mit der rech-
ten Hand das Doppelte von dem nimmt,
was sie mit der linken Hand gegeben hat
(Steuern, Zölle, Inflation, „Deflation“,
Teuerung, Arbeitslosigkeit, Streik-
schlichtungen durch die Polizei usw.); wo
jede ernsthafte Forderung des Proletari-
ats und sogar jede fortschrittliche For-
derung des Kleinbürgertums unaus-
weichlich über die Grenzen des kapitalis-
tischen Eigentums und des bürgerlichen
Staates hinausführt,“ (Trotzki, Das Über-
gangsprogramm). So ist es notwendig
einen Abwehrplan gegen die erneuten

Angriffe der herrschenden Klasse auf-
zustellen. Dafür brauchen wir Über-
gangsforderungen, welche ausgehend
von den derzeitigen Bedingungen und
dem aktuellen Bewusstsein großer Teile
der Arbeiterklasse letztere zu ein und der-
selben Schlussfolgerung führen: Die Ka-
pitalisten sollen für die Krise zahlen. Ob-
wohl viele Arbeiter dies zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht so sehen, können sie
doch die Härte der Krise und ihre eige-
nen Erfahrungen im Klassenkampf zu die-
ser Schlussfolgerung führen. Ihnen zu
diesem Schluss zu verhelfen, darin be-
steht die aufregende, aber auch schwie-
rige Aufgabe für uns und all jene, die für
sich beanspruchen, Revolutionäre zu
sein.

Um diesem Anspruch gerecht zu wer-
den, schlagen wir folgende Losungen vor:

Keine Entlassungen, weder von
Stammbelegschaften noch von
sog. „Leiharbeitern“, sowie
sofortige Wiedereinstellung aller
entlassenen „Leiharbeiter“

Die Unternehmen treiben ständig ei-
nen Keil zwischen die Lohnabhängigen.
Somit versuchen sie, die Arbeiterreihen
zu atomisieren, um sie besser zu beherr-
schen. Dabei erfahren sie die tatkräftige
Unterstützung der Gewerkschafts-
bürokratie, die ihr Hauptaufgabenfeld
darin sieht, für die Interessen nicht der
ganzen Klasse sondern lediglich „ihrer“
Klientel einzutreten. Eine fortschrittliche,
ja revolutionäre Aufgabe besteht also
darin, die fiktive Spaltung zwischen den
Lohnabhängigen auf Abruf, also sog
„Leiharbeitern“, und der Stamm-
belegschaft aufzuheben, um somit auch
Spaltungen zwischen Beschäftigten und
Arbeitslosen, Einheimischen und Ein-
wanderern zu überwinden. Dieser Auf-
gabe wird am Besten Rechnung getra-
gen, indem Revolutionäre die Angriffe auf

die rechtlich ungeschützteren Sektoren
der Arbeiterschaft als einen Angriff auf
die ganze Klasse ansehen und genauso
wie die Arbeitsplätze der Festangestell-
ten verteidigen.

Verbot von Entlassungen und
Aussperrungen sowie Enteig-
nung unter Arbeiterkontrolle
aller Unternehmen, die
Werksschließungen vornehmen

Unternehmen kündigen Entlassun-
gen im großen Stil an. Die Gewerkschafts-
bürokraten von DGB, IG-Metall, ver.di
usw. rufen nach nationalen Lösungen und
suchen den Schulterschluss mit den Aus-
beutern. Die einzig fortschrittliche Ant-
wort darauf lautet Enteignung unter
Arbeiterkontrolle der Unternehmen, die
schließen oder ihre Beschäftigten entlas-
sen. Diese Forderung hat jedoch nicht
im Geringsten etwas mit der Möglichkeit
nach Verstaatlichung im Sinne des Arti-
kels 15 der deutschen Verfassung zu tun,
noch mit den „Nationalisierungen“ oder
Interventionen wie sie bei einigen Ban-
ken wie der HRE zu sehen waren. Die
Enteignungen im bürgerlichen Sinne stel-
len eigentlich eine vom Kapital erschaf-
fene Überlebensrettung für die in Not
geratenen Finanz- und Kreditinstitute
sowie für die finanzielle Elite und die wich-
tigsten Banken dar. Wir, die marxistischen
Revolutionäre, haben nicht einen Fun-
ken Vertrauen in den bürgerlichen Staat
und ihre Enteignungen. Um mit Marx zu
sprechen: der Staat ist und bleibt der Ver-
walter der Bourgeoisie, das Organ, wo
die im Widerspruch zueinander stehen-
den Grundlagen für das Überleben und
den Gewinn seiner Klasse, d.h. der Bour-
geoisie, gelegt werden.

Mindestlohn von 15 EUR Stunde
netto

Die hohe Inflation frisst einen Groß-

5Die Mitarbeiter des  Autozulieferers TMD Friction und ihre Kinder wissen es besser
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teil der Lohnerhöhungen in diesem Jahr
wieder auf. Einem Lohnabhängigen bringt
eine Lohnerhöhung von 3 Prozent bei der
aktuellen Inflationsrate von 3,1 Prozent
überhaupt nichts. Im Gegenteil: Unterm
Strich haben wir sogar noch weniger in
der Tasche. Der Anstieg der tariflich ver-
einbarten Löhne und Gehälter hat im
vergangenen Jahr also nicht ausgereicht,
um die teureren Lebenshaltungskosten
auszugleichen. Angesichts dessen und
der Tatsache, dass es in Deutschland
keinen Mindestlohn gibt, schlagen wir
einen Mindestlohn von 15• netto die
Stunde vor.

30 Stunden-Woche bei vollem
Lohnausgleich sowie gleitende
Skala der Löhne und Verteilung
der Arbeitszeit zwischen allen
zur Verfügung stehenden Kräften
auf Kosten der Reichen und
Kapitalisten

Mit der Losung der Gleitenden Lohn-
skala können  Teuerung und die Angrif-
fe auf die Löhne abgewehrt werden. Die
Tarifverträge müssen die automatische
Erhöhung der Löhne gleichzeitig mit den
Preissteigerungen der Verbrauchsgüter
garantieren.

„Die Gewerkschaften und andere
Massenorganisationen müssen diejeni-
gen, die Arbeit haben, und diejenigen,
die keine haben, durch die gegenseitige
Verpflichtung zur Solidarität verbinden.
Auf dieser Basis muss die verfügbare
Arbeit unter allen vorhandenen Arbeits-
kräften aufgeteilt und so die Dauer der
Arbeitswoche bestimmt werden. Der
Durchschnittslohn jedes Arbeiters bleibt
der gleiche wie bei der bisherigen
Arbeitswoche. Der Lohn, mit einem fest
garantierten Minimum, folgt der Bewe-
gung der Preise. Kein anderes Programm
ist für die jetzige Periode der Katastro-
phen annehmbar.“ (Trotzki, L.: Das Über-
gangsprogramm).

Weg mit allen Hartz-Gesetzen

Die Hartz-Gesezte stellen einen nie
vorher gesehenen Angriff auf die Lebens-
bedingungen der beschäftigten und un-
beschäftigten Arbeiterklasse dar. Sie sind
ein Damokles Schwert, das über den Köp-
fen aller Lohnabhängigen hängt. Es kann
jeden treffen, immer und überall. Aber die
deutsche Bourgeoisie gibt sich dennoch
nicht zufrieden. Heute fordert sie eine
Neuorganisation der Hartz-IV-Verwaltung
mit klaren Zuständigkeiten und Leistun-
gen aus einer Hand. Was soll das hei-
ßen? Nichts anderes als eine weitere Ver-
schärfung der Bedingungen für alle
Hartz4 Geschädigten.

Die Verteidigung gegen diese Angrif-
fe wird nur durch die Abschaffung von
Hartz4 sowie aller Hartz-Gesetze möglich.
Der Strick am Halse des Proletariers kann
dick oder dünn sein, er bleibt ein Strick.
Wir müssen diesen Strick ein für alle mal
durchschneiden. Daher Weg mit allen
Hartz-Gesetzen.

Weg mit der Rente mit 67 Jahren

Die Heraufsetzung des Rentenan-
trittsalters auf 67 Jahre bedeutet Kürzun-
gen für Rentner von 3,6 % pro Jahr.
Zusammenaddiert fallen die Kürzungen
für Rentner bis zu 7,2 % aus. Somit er-
reicht man nach Jahrzehnten langer Ar-
beit und Abzug der Kranken- und Pfle-
geversicherung gerade die Grenze der
Grundsicherung (nach  Zahlen des VdK).
Dies bedeutet vorprogrammierte Alters-
armut. Dank des  Debakels der SPD bei
den letzten Bundestagswahlen rückt die
SPD von dieser Reform wieder ab.

Mindesteinkommen für Rentner,
Azubis und Studenten von 1.600
Euro im Monat, finanziert aus
Progressivsteuern auf Reichtum
und Kapital

Um Altersarmut und fehlende beruf-
liche Perspektiven der Jugend zu vermei-
den, müssen jene, die von der fremden
Arbeit leben, die Kosten dieser Maßnah-
men tragen. Diese Kapitalisten sollen
durch Progressivsteuer belastet werden,
sprich umso reicher sie sind, umso mehr
sollten sie zahlen.

Kostenlose Gesundheits-
versicherung für alle, finanziert
aus Progressivsteuern auf
Reichtum und Kapital

Die herrschende Klasse wünschte
sich einen Gesundheitsfond und bekam
ihn. Dabei handelt es sich um die größte
Umwälzung, die Deutschlands Kranken-
kassen je erlebt haben: Die Krankenkas-
sen ziehen die Sozialversicherungs-
beiträge zunächst ein und übertragen sie
an den Gesundheitsfonds, der vom
Bundesversicherungsamt verwaltet wird.
Krankenkassen, die mit den aus dem
Gesundheitsfonds zugeteilten Mitteln
nicht auskommen, können einen zusätz-
lichen Beitrag von ihren Mitgliedern ver-
langen. Dabei werden die Kassen-
beiträge, die die Kapitalisten für ihre Be-
schäftigten zahlen, soweit eingefroren,
wie der Beitragssatz an den Gesundheits-
fonds erst erhöht werden soll. Also wieder
mal eine Umverteilung von unten nach
oben. Wer bisher einen niedrigeren
Beitragssatz hatte als den Einheitssatz,
den die Koalition beschließen wird, zahlt
zukünftig für die Krankenversicherung

mehr als bisher. Die teuer Versicherten
werden dagegen entlastet.

Wir meinen, nur ein einheitliches
Gesundheitssystem, finanziert aus
Progressivsteuern auf Reichtum und
Kapital, kann eine qualitativ hochwerti-
ge medizinische Versorgung der Reich-
tum schaffenden Klasse, der Arbeiter-
klasse, gewährleisten.

Öffnung der Geschäftsbücher
und Abschaffung von Geschäfts-
geheimnissen

Während von den bürgerlichen Ide-
ologen und Vertretern über die „Notwen-
digkeit einer „Kontrolle“ über die Wirt-
schaft, einer staatlichen „Führung“ und
einer „Planung“ immer wieder geredet
wird, läuft die Maschinerie nach wie vor
weiter. Selbst marode Finanzinstitutionen
zahlen mit Steuergeldern fette Boni und
Prämien für ihr Führungspersonal. „Die
demokratischen Regierungen stoßen bei
ihren feigen Versuchen der „Regulierung“
auf die unüberwindliche Sabotage des
Großkapitals [...] Die Rechnungslegung
zwischen dem einzelnen Kapitalisten und
der Gesellschaft bleibt das Geheimnis des
Kapitalisten“: die Gesellschaft geht das
nichts an. (Trotzki, L.: Das Übergangs-
programm)

Dabei wird das Geschäftsgeheimnis
„mit den Erfordernissen der „Konkurrenz“
gerechtfertigt – wie in der Epoche des
liberalen Industriekapitalismus. In Wirk-
lichkeit haben die Trusts keine Geheim-
nisse voreinander. In der gegenwärtigen
Epoche ist das Geschäftsgeheimnis eine
ständige Verschwörung des Monopolka-
pitals gegen die Gesellschaft. Die Pläne
zur Beschränkung des Absolutismus
[wie von Angela Merkel beim G20-Gipfel
gefordert wurde] der „Unternehmer von
Gottes Gnaden“ bleiben eine klägliche
Farce, solange die Privateigentümer an
den gesellschaftlichen Produktionsmit-
teln den Erzeugern und Verbrauchern die
Mechanismen der Ausbeutung, der Plün-
derung und des Betrugs verbergen kön-
nen. Die Aufhebung des „Geschäftsge-
heimnisses“ ist der erste Schritt zu einer
wirklichen Kontrolle über die Industrie.“
(Trotzki, L.: Das Übergangsprogramm)

„Ein schockierendes Beispiel dafür ist
die Revision der Hypo Real Estate, die
Wirtschaftsprüfer noch im Sommer 2008
und auch im „Worst-Case-Szenario“ als
absolut zahlungsfähig kategorisierten.
Ein paar Wochen später musste der Staat
diese Institution vor dem Konkurs ret-
ten. Etwas Ähnliches geschah mit der IKB
und zwei Jahre zuvor bei der Sachsen
LB.“ (IK Nr. 2).
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Enteignung ohne Abfindungen
der Privatbanken, Verstaatli-
chung des Kreditsystems und
Vereinigung in einer Bank in
Staatshand unter Arbeiter-
kontrolle

Wir fordern, wie erklärt, nicht die Ver-
staatlichung im Sinne des Artikels 15 der
deutschen Verfassung, noch die „Natio-
nalisierungen“ oder Interventionen, wie
sie in diesen Tagen bei einigen Banken
zu sehen sind. Im Grunde sind diese
Maßnahmen nur von den Verwaltern des
Kapitals erschaffene Rettungsversuche
für die finanzielle Elite und die wichtigs-
ten Banken, die in Schwierigkeiten sind.
Wir, die marxistischen Revolutionäre,
haben nicht einen Funken Vertrauen in
den bürgerlichen Staat. Um mit Marx zu
sprechen: der Staat ist und bleibt der Ver-
walter der Bourgeoisie, das Organ, wo
die im Widerspruch zueinander stehen-
den Grundlagen für das Überleben und
den Gewinn seiner Klasse, d.h. der Bour-
geoisie, gelegt werden.

„Die Besitzenden und ihre Anwälte
werden die „Unmöglichkeit der Verwirkli-
chung“ dieser Forderungen darlegen. Die
Kapitalisten von geringerer Statur,
insbesondere diejenigen, die dem Ruin
entgegengehen, werden außerdem auf
ihre Buchführung verweisen. Die Arbei-
ter werden diese Argumente und Emp-
fehlungen kategorisch abweisen. Es han-
delt sich nicht um den „normalen“ Zu-
sammenstoß entgegengesetzter materiel-
ler Interessen. Es geht darum, das Prole-
tariat vor Verfall, Demoralisierung und
Ruin zu bewahren. Es geht um Leben und
Tod der einzig schöpferischen und fort-
schrittlichen Klasse und damit um die
Zukunft der Menschheit selbst. Wenn der
Kapitalismus unfähig ist, die Forderun-
gen zu befriedigen, die unausweichlich
aus den Übeln hervorgehen, die er selbst
erzeugt hat, dann soll er untergehen!“
(Trotzki, L.: Das Übergangsprogramm)

Die Gewerkschaften sollen die
Verteidigung der Arbeitsplätze
organisieren. Keine «Mit-
gestaltung» der Arbeitslosigkeit

Die Bindung der Gewerkschafts-
bürokratie und Arbeiteraristokratie an die
Sozialdemokratie hat dazu geführt, das
die Gewerkschaftsführungen der Einfüh-
rung der Agenda2010 oder der Hartz
Gesteze nichts entgegen gesetzt haben.
Schlimmer noch: Sie forderten Mit-
gestaltungsraum und haben dafür keinen
einzigen Streik, geschweige Massen-
streiks mit Fabrikbesetzungen, organi-
siert. Wenn die Massen auf die Straße
gingen, um gegen die Agenda2010 zu

protestieren, versuchten sie mittels
routinemäßigen Demonstrationen, Dampf
abzulassen. Sie waren nicht gewilligt, den
kräftigen Aufschwung der vergangenen
Jahre zu nutzen um das Verlorene wieder
zu erobern. Sie wollten nicht die Rente
mit 67 torpedieren, sie „Die
Gewerkschaftsbürokraten leisten in Wort
und Tat ihr Bestes, um dem „demokrati-
schen“ Staat zu beweisen, wie verläßlich
und unentbehrlich sie sind“. (Trotzki, L.
Das Übergangsprogramm).

Im Kampf gegen die Vorhaben der
herrschenden Klasse brauchen die Lohn-
abhängigen aber Massenorganisationen,
die den Kampf im Interesse der Arbeiter-
klasse aufnehmen. Organisationen, die
keine Mitgestaltung und Sozialpartner-
schaftslogik verfolgen. Die
Gewerkschaftsbürokratie (wie die
Arbeiteraristokratie) setzen durch die
Sozialpartnerschaftspolitik und ihre tief-
setzender Reformismus ihre eigenen In-
teressen die der gesamten Klasse gegen-
über. Deshalb sind sie nicht gewilligt, die
Sektorialen und korporativen Barrieren zu
überwinden. Jene Sektoren des Proleta-
riats, die am meisten von den Angriffen
betroffen sind, werden nie in den Kampf
hinzugezogen. Daher ergibt sich die Not-
wendigkeit Organisationen zu schaffen,
die die gesamte Masse im Kampf umfas-
sen: die Streikausschüsse, die Fabrik-
komitees und schließlich die Räte.

Der Angesichts der  für die Arbeiter-
klasse lähmenden und zersetzenden Po-
litik der Gewerkschaftsführungen muss
der Kampf auf „die Umwandlung der Ge-
werkschaften von einem Organ der
Arbeiteraristokratie in ein Organ der brei-
ten, ausgebeuteten Massen.“  abzielen.
Dieser Kampf muss gegen die verräteri-
sche Politik der Gewerkschaftsführungen
erfolgen: Wenn die Gewerkschafts-
bürokraten also über der Notwendigkeit
des Erhalts des Standortes Deutschland
sprechen, sagen wir die deutsche herr-
schende Klasse beutet die Arbeiter in
Deutschland und im Ausland aus. Wenn
die Gewerkschaftsbürokraten über die
billige Konkurrenz aus dem Ausland
schimpfen, sagen wir internationale Soli-
darität der Werktätigen. Wenn sie über
Sozialpartnerschaft sprechen, sagen wir
entweder wir, die Arbeiter werden die Last
der Krise auf uns aufnehmen, oder die
Kapitalisten. Sie sollen für die Krise zah-
len.

Für Massendemonstrationen,
Streiks und Betriebsbeset-
zungen, Fabrikkomitees und
eine Klassenantowort auf die
Angriffe

Die von uns vorgeschlagenen Über-

gangsforderungen können nicht ohne
die unabhängige Mobilisierung der
Lohnabhängigen geschehen. Unabhän-
gig heißt hier, unabhängig von jeder bür-
gerliche Führung. Es soll eine politische
Alternative der Lohnabhängigen aufge-
baut werden. Eine Alternative, die der
herrschenden Klasse mit der Perspekti-
ve des Aufbaus einer revolutionären Par-
tei entgegnet. Eine Klassenalternative
zum kapitalistischem System impliziert die
Verteidigung der Kollegen vor den An-
griffen der Unternehmer, gegen die bür-
gerlichen Gesetze, die das hochheilige
Privateigentum schützen, gegen die
Gewerkschaftsbürokratie und ihre verrä-
terische Politik des „Interessen-
ausgleichs“. Diese politische Alternati-
ve entsteht aber nicht bei Diskussionen
zwischen den Führungen verschiedenen
Parteien sondern in Versammlungen, an
denen auch die proletarische Avantgar-
de sowie die prekarisierte Jugend mit-
wirkt. Dabei soll ein Mindestprogramm
diskutiert und beschlossen werden, um
die Angriffe des Kapitals zum scheitern
zu bringen. Eine Klassenalternative, die
ihr Hauptaufgabenfeld nicht auf die par-
lamentarische Arbeit noch auf Wahl-
ebene beschränkt. Diese Alternative soll
zu einem Kampforgan werden, mit der
man in den Betrieben und Betriebsräte,
in den Fabriken und Gewerkschaften,
sowie an den Universitäten und Arbeiter-
vierteln tätig wird.

Die Beispiele, dass dies geht sind
vorhanden: Die Kachelfabrik Zanon in
Argentinien (Siehe Artikel in diesem
Heft) aber auch hierzulande haben die
Werktätigen die erste Schritte in diese
Richtung unternommen: Die Streikpos-
ten der Lokomotivführer, Mahle Alzenau
oder die Fabrikbesetzung von den Kolle-
gen von Byke Systems. „Die Streiks mit
Fabrikbesetzungen (...) sprengen die
Grenzen der „normalen“ kapitalistischen
Herrschaft. Unabhängig von den Forde-
rungen der Streikenden versetzt die zeit-
weilige Besetzung der Unternehmen dem
Götzenbild des kapitalistischen Eigen-
tums einen schweren Schlag. Jeder
Besetzungsstreik stellt praktisch die Fra-
ge, wer der Herr in der Fabrik ist: der Ka-
pitalist oder die Arbeiter.“ (Trotzki, L. Das
Übergangsprogramm).

Die „Möglichkeit“ oder „Unmöglich-
keit“, diese Forderungen zu verwirkli-
chen, ist hierbei eine Frage des Kräfte-
verhältnisses, die nur durch den Kampf
gelöst werden kann. Auf der Grundlage
dieses Kampfes werden die Arbeiter –
was auch immer ihre unmittelbaren prak-
tischen Erfolge sein mögen – im besten
Fall die Notwendigkeit begreifen, die ka-
pitalistische Sklaverei zu liquidieren.“
(Trotzki, L. Das Übergangsprogramm).
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Das Wahlergebnis vom 27. Septem-
ber  erbrachte die von der deutschen
Bourgeoisie erhoffte, ideale Konstellati-
on: den Wahlsieg der CDU und FDP.
Angela Merkel an der Spitze der neuen
Mitte-Rechts-Regierung hat nun freie
Hand, Rezepte konservativen Zuschnitts
anzuwenden, um die Krise zu überwin-
den. In dieser Hinsicht fordern bereits
jetzt Arbeitgebervertreter und ihre Für-
sprecher eine rasche Umsetzung von
Maßnahmen wie z.B. die Flexibilisierung
des Arbeitsmarktes, die Kürzung der
Pensionen, indirekte Lohnkürzungen und
eine Senkung der Steuern für Unterneh-
men.

Wie ist der Sieg der Rechten in einem
Land zu erklären, in dem man in den letz-
ten Jahren eine deutliche Tendenz nach
links beobachten konnte? Wie ist es mög-
lich, dass mitten in der Wirtschaftskrise,
die Deutschland hart trifft, und der ihr
folgenden Krise des neoliberalen Diskur-
ses (letztere spiegelte sich in der Tatsa-
che, dass eine Fürsprecherin neoliberaler
Maßnahmen während des außerordent-
lichen Gipfels der EU zur Vorbereitung des
G20-Gipfels in Pittsburgh darlegte, dass
die Einführung einer internationalen
Steuer auf Finanztransaktionen eine „ver-
nünftige“ Idee sei) nicht zu einer Abrech-
nung mit den Parteien der Großen Koali-
tion geführt hat?

Eine oberflächliche Analyse würde die
Frage in dieser Weise stellen. Die Frage
wäre jedoch falsch gestellt, denn Wah-
len sind kein Thermometer, das den Grad
der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit in
einem Land zu einem bestimmten Zeit-
punkt misst, sondern sie sind in Wirk-
lichkeit  der verzerrte Ausdruck des poli-
tischen und sozialen Kräfteverhältnisses
zwischen den Klassen einerseits und
zwischen den verschiedenen Fraktionen
der herrschenden Klasse andererseits.

Somit ist es notwendig, eine erschöp-
fende Analyse vorzunehmen, um die all-
gemeinen Tendenzen und die Perspekti-
ven herauszuarbeiten, die durch die
Wahlen eröffnet werden.

Die vergangenen Wahlen fanden vor
dem Hintergrund der schärfsten Wirt-

Deutschland: Krise, Wahlen und Perspektiven

Das Wahldebakel der SPD
verhilft CDU und FDP zum Sieg

schaftskrise seit den 30iger- Jahren statt.
Die deutsche Gesellschaft wurde seit der
Umsetzung der gegen die Arbeiter ge-
richteten „Reformen“ der von Schröder
angeführten rot-grünen Koalition (Die
Grünen und SPD), welche in der von
Angela Merkel angeführten Großen Ko-
alition ihre Fortsetzung fanden, in ihren
Grundfesten erschüttert.

Seit diesem Zeitpunkt befindet sich
das Paradigma eines triumphierenden
Kapitalismus, das rheinische Modell, in
einer Krise, die sich ständig verschärft
und zur Erosion des politischen und in-
stitutionellen Rahmens der Bundes-
republik führt. Ausdruck dieses Phäno-
mens ist einerseits die abnehmende Wahl-
beteiligung, der Austritt von Mitgliedern
und Anhängern der traditionellen
Vermittlungsinstitutionen wie Gewerk-
schaften, der Katholischen Kirche und
der Parteien. Andererseits das Auftau-
chen neuer politischer Phänomene, in
erster Linie der Partei Die Linke, aber auch
eine Tendenz zur Verstärkung der kleinen
Parteien in den Wahlen, die Ausweitung
sozialer Proteste, die begleitet werden
durch eine erst beginnende, aber unleug-
bare Tendenz zur Radikalisierung der
Kampfmethoden der Arbeiter, welche ihre
Antwort auf die beständigen Angriffe auf
ihren Lebensstandard und die Errungen-
schaften der Massen darstellen: Die
Kämpfe und Streiks ohne Voran-
kündigung verschiedener Sektoren der
Arbe i t e r scha f t
wie der Bahnar-
beiter zu Beginn
des Jahres 2008,
die Abwehr-
kämpfe im Metall-
sektor (Mahle
Alzenau), die Pro-
teste von Teilen
des Kleinbürger-
tums wie der
M i l c h -
produzenten oder
der Ärzte, die ge-
werkschaftlichen
Aktionstage, in
denen die Avant-
garde einen anti-

kapitalistischen Block bildete, die Mär-
sche gegen den Abbau demokratischer
Rechte etc.

Ein langsamer Wandel innerhalb
des Regimes

Auf der Ebene des Regimes sind in
den letzten Jahren Veränderungen zu be-
obachten, die zu einem endgültigen Zu-
sammenbruch des Zweiparteiensystems
geführt haben. An seine Stelle ist ein par-
lamentarisches System getreten, das zu-
nehmend instabil ist, wodurch die Bil-
dung stabiler Koalitionen erschwert wird.
Dies ist auf das Entstehen neuer
Vermittlungsinstanzen zurückzuführen,
v.a. auf  DIE LINKE und andere kleineren
Parteien. Somit wird die Bildung neuer
Koalitionen immer schwieriger aufgrund
der Notwendigkeit, Mehrheitskoalitionen
mit immer mehr Parteien zu bilden, die in
Abhängigkeit von den erhaltenen Stim-
men ihre Forderungen mehr oder weni-
ger geltend machen. Dies ist z.B. im Falle
der FDP zu beobachten, die durch ihr
gutes Wahlergebnis ermutigt wurde. Der
Corriere della Sera fasste dies
folgendermaßen zusammen: „Leider hat
sich Deutschland italianisiert. Es hat auf-
gehört, ein grundsätzlich bipolares Sys-
tem zu sein. Statt dessen verfügt es nun
über fünf Pole. Damit ist die BRD heute
weniger stabil und vorhersehbar“.

Von Mark Turm, 10. Oktober 2009
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Der wirtschaftliche Spielraum

Das Panorama für die kommende Re-
gierung stellt sich als sehr kompliziert dar.
Die Unterstützungsmaßnahmen für die
Wirtschaft, die die Große Koalition um-
gesetzt hatte, um die Auswirkungen der
Wirtschaftskrise abzuschwächen, haben
die öffentlichen Haushalte verschlun-
gen. Die staatliche Verschuldung beläuft
sich auf 1.696.823.201.440 Euros, d.h. auf
ca. 26.729 Euros pro Bürger (auch Babys,
Arbeitslose, Rentner etc.). Laut den Be-
rechnungen des Kanzleramtes (die in ei-
nem Bericht von Spiegel Online erschie-
nen sind) muss die neue Regierung so-
mit 40 Mrd. Euros bis zum Ende der Le-
gislaturperiode einsparen. Hierbei han-
delt es sich um eine Zahl, die die von den
„Arbeitgebern“ geforderten Steuer-
senkungen noch nicht mitberücksichtigt.
Aus diesem Grund wird die neue Regie-
rung auf zwei höchst unpopuläre Maß-
nahmen zurückgreifen müssen, um die
Rechnungen der Kapitalisten aufgehen
lassen zu können: Kürzung der öffentli-
chen Ausgaben und Erhöhung der Mehr-
wertsteuer für die Massen und Senkung
der Unternehmenssteuer und der Einkom-
menssteuer für Kapitalisten und Gutsi-
tuierte. Es kündigt sich somit eine Kata-
strophe für die Arbeiterklasse und die
verarmten Sektoren der Gesellschaft an.

Hinzu kommt die Tatsache, dass die
neue Regierungskoalition, anders als die
Große Koalition, in Zukunft nicht mehr
die Unterstützung der Gewerkschafts-
führungen genießen wird, die alles taten,
um die SPD nicht aus dem Fahrwasser
geraten zu lassen. Diesmal wird die Basis
jedoch eine schlagendere Antwort ihrer
Führungen angesichts der Angriffe, auf
die sich die Bourgeoisie vorbereitet, er-
warten. Mit anderen Worten, sie werden
zur Mobilisierung gezwungen werden,
um Druck abzubauen. Der DGB-Chef
warnte die CDU bereits, den Forderun-
gen der FDP nicht nachzugeben (als ob
die CDU ein Garant für die Interessen der
Arbeiter wäre), denn sie werde „eine Po-
litik, die wir für falsch halten, nicht ak-
zeptieren. Und wir können Hundert-
tausende Menschen mobilisieren und auf
die Straße holen“.1

Der Sieg der CDU und FDP

Der Wahlsieg der CDU und FDP hat
vor dem Hintergrund einer schwinden-
den Wahlbeteiligung stattgefunden.
Dies ist jedoch nicht auf die „Politik-
verdrossenheit“ zurückzuführen, wie dies
im Allgemeinen die bürgerlichen Partei-
en, Universitätsprofessoren und „Exper-
ten“ in Parteienfragen suggerieren, son-
dern ist der unbewusste Ausdruck des
instinktiven Gefühls der „Wähler“, dass

die Entscheidungen nicht wirklich in den
Händen der parlamentarischen Vertreter
liegen, am wenigsten im Bereich der Wirt-
schaft. Somit waren die zurückliegenden
Wahlen durch einen starken Rückgang
der Wahlbeteiligung gekennzeichnet, die
von 77,7% im Jahre 2005 auf 71,2% im
Jahre 2009 zurückgegangen ist.

Der Wahlsieg ist jedoch in erster Li-
nie das direkte Ergebnis der Wahl-
niederlage der SPD, der historischen Füh-
rung des deutschen Proletariats.

Berücksichtigt man diese Aspekte
und die Tatsache, dass auch das Ergeb-
nis der CDU-CSU das zweitschlechteste
in ihrer Geschichte ist, relativiert sich der
Sieg der Mitte-Rechts-Parteien (Die CSU
ihrerseits erreichte lediglich 47% der Stim-
men in Bayern, weniger noch als bei den
Landtagswahlen 2008, bei denen sie bis
dahin stets mehr als 50% der Stimmen
erhalten hatte).

Zusätzlich hat die CDU dramatische
Umkehrungen der Ergebnisse in den letz-
ten Landtagswahlen im Saarland und in
Thüringen erlitten, wo sie zwei absolute
Mehrheiten verloren hat, 13 bzw. 12 Pro-
zent jeweils.

Ebenso wie die SPD befindet sich die
CDU in einer tiefen Identitätskrise, die
dazu geführt hat, dass ihr ca. eine Milli-
on Wähler den Rücken gekehrt und für
die FDP gestimmt haben, die bis dato im
besten Fall 6% der Wählerstimmen auf
sich vereinen konnte.

In diesen Wahlen kam die CDU auf
33,8% der Stimmen. Damit liegt sie 2 Pro-
zentpunkte unterhalb des Ergebnisses
von 2005.

Seit der Wiedervereinigung hat die
CDU 30% ihrer Anhänger verloren. 2005
setzten noch 40% der Bevölkerung Ver-
trauen in die CDU-CSU, dass sie kompe-
tent sei, die Arbeitslosigkeit zu bekämp-
fen, heute sind es nur noch 29%. Ähn-
lich wenige Menschen glauben daran,
dass sie in der Bildungs- oder Steuer-
politik Lösungen finden wird. Dieser
Vertrauensverlust schlägt sich in folgen-
den Zahlen nieder: seit 2002 hat die Uni-
on ungeführt 3,8 Millionen Stimmen ver-
loren, d.h. ein Fünftel ihrer Anhänger.

Diese Fakten spiegeln den
Meinungsumschwung breiter Sektoren
der gehobenen Mittelklasse, die es
angesichts des Diskurses der CDU, in
welchem vermehrte staatliche Eingriffe in
die Wirtschaft und die Verstaatlichung
der Banken erörtert wurden, vorzogen,
für die FDP zu stimmen, die die Ideale
des freien Marktes in ihrer reinsten Form
verkörpern. Es handelt sich um einen re-
aktionären Umschwung dieser Sektoren,

die aus Angst, ihre soziale Position und
die ihrer Kinder zu verlieren, aus Angst,
die Reihen der Prekarisierten aufzufüllen,
aus Angst, in die Armut abzurutschen,
die Forderung aufstellen, die Kosten der
Krise auf dem Rücken der Arbeiter abzu-
laden.

Das hohe Wahlergebnis der FDP
(14,6%) ist der ausschlaggebende Fak-
tor, der es ermöglicht, eine Koalitionsre-
gierung zu bilden, die sich gegen die Ar-
beiter und für die Unternehmer einsetzt.
Es gelang dieser Partei, die Protestwähler
der privilegierten Schichten auf sich ver-
einen, gegen eine „sozialdemokratisierte“
CDU, die während ihrer Regierungszeit
an der Seite der SPD ihr neoliberales Pro-
gramm beiseite ließ und sich an den
neuen Zeitgeist, der nach mehr staatli-
chen Intervention weg von den neo-
liberalen Forderungen, anpasste.  Die
FDP gewinnt ihre Kraft aus der CDU, in-
dem sie ihr ihr „politisches Mark“ ent-
zieht. Laut dem Stern eine „gefährliche
Krankheit“, den Wahlsieg relativiere.
Denn selbst wenn man die Ergebnisse
beider Parteien zusammenrechnet, haben
CDU und FDP seit 2002 eine Million
Wählerstimmen verloren.

Somit wirft der Wahlsieg der Koaliti-
on der rechten Mitte viele Fragen auf.
Die erste und wichtigste bezieht sich auf
die Stabilität der neuen Koalition. Denn
die Wirtschaftskrise in Verbindung mit
den Wahlversprechen, den unterschied-
lichen Visionen, wie diese umzusetzen
seien, trennt die Reihen innerhalb der
neuen Koalition. Bei zentralen Themen
gibt es kaum Übereinstimmungen inner-
halb der Parteien. Angela Merkel vertritt
dabei diejenige Fraktion der Bourgeoisie,
die sich des aktuellen Kräfte-
verhältnisses zwischen dem Proletariat
und der Bourgeoisie am bewusstesten
ist. Ein frontaler Angriff auf die wenigen
Errungenschaften, die noch verbleiben,
würde einen sozialen Konflikt erhebli-
chen Ausmaßes hervorrufen, Aus diesem
Grund äußerte sich der Präsident des
Arbeitnehmerverbandes skeptisch zum
Vorschlag der FDP, Hartz IV durch ein
Bürgergeld zu ersetzen. „Das Modell der
FDP hat aber erhebliche Schwachstellen
in der praktischen Umsetzung und wirkt
insgesamt unausgereift», sagte Hundt.
Die Botschaft lautet: Die heißen Eisen
muss man mit Vorsicht anfassen.

Bei dieser Koalition handelt es sich
nämlich um eine verspätete Koalition, die
vor 4 Jahren hätte gebildet werden müs-
sen, da die neoliberalen Rezepte heutzu-
tage vollständig diskreditiert sind. Aus
diesem Grunde hatten die ersten Verlaut-
barungen Westerwelles nach Bekannt-
werden der Wahlergebnisse eher defen-
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siven Charakter: „Wir werden euch nichts
tun! Wir werden euch nichts wegnehmen!
Es wir nicht kalt mit uns!“2 Denn in wei-
ten Teilen der Bevölkerung besteht die
berechtigte Befürchtung, dass jetzt die
neoliberale Heckenschere. ansteht.  Die
Zukunft der FDP ist somit besiegelt. Die-
se Partei wird aus großer Höhe ins düs-
tere Tal absteigen müssen, denn die die
gewaltigen Erwartungen, die sie in den
wohlhabenden Teilen der Mittelklasse
geweckt hat, wie sie  eine nach der ande-
ren nicht einlösen können, prognostiziert
der Stern.

Die Grünen

Die Grünen, die in den 80iger Jahren
die politische Bühne betraten - 1985 wur-
de Joschka Fischer Umweltminister in
Hessen – haben ihre Wurzeln in denjeni-
gen Sektoren der Mittelklasse, die pazi-
fistisch waren und für ökologische Be-
lange sensibilisiert. Ihre Stimmen kommen
aus einigen Teilen der universitären Mit-
telklasse. Mit sieben Jahren
Schröderregierung im Rücken und nach
Unterstützung verschiedener kriegeri-
scher Interventionen und
Bombardierungen fehlt ihnen vollständig
jegliche rebellische oder pazifistische
Aura, wodurch sie sich das Vertrauen von
Teilen der besser gestellten Mittelklasse
sichern können.

Bezogen auf ihre Wählerschaft liegt
der einzige augenscheinliche Unter-
schied zu den Liberalen in dem Umwelt-
bewusstsein ihrer Unterstützer. Somit mag
es nicht verwundern, dass sich die Nie-
derlage der SPD nicht nutzen konnten –
im Vergleich zu 2005 konnten sie lediglich
eine leichte Zunahme verzeichnen, näm-
lich von 7,9 % auf 10,7%.

Die von der Rezession angeschlage-
nen Sektoren der Mittelklasse sehen in
den Diskursen der Ökoparteien über eine
„grüne Wirtschaft“ oder „nachhaltiges
ökologisches Wachstum“ eine Alterna-
tive, um die Effekte der Krise zu lindern,
und gar eine Lösung für das von der Kri-
se gebeutelte Land. Die Grünen stellen
ein klassenübergreifendes Projekt dar,
vollkommen mit dem Kapitalismus ver-
einbar, da diese Positionen sowohl von
Mitte-Links als auch Mitte-Rechts Par-
teien und Koalitionen vertreten wer-
den.“3 So ist die Koalitionszusage der
Grünen zugunsten der CDU und FDP im
Saarland nicht weiter verwunderlich.

Glück auf: die Niederlage der
SPD

„Der Faden ist gerissen“.  Mit diesem
beiläufigen Satz fasste ein sozialdemo-
kratisches führendes Parteimitglied das
schlechteste Wahlergebnis der SPD in

der Nachkriegszeit treffend zusammen.
Längst ist die SPD nicht mehr das, was
sie vor 5 oder 10 Jahren gewesen ist. Ihr
Verfallsprozess begann sich mit den ge-
gen die Arbeiter gerichteten Maßnahmen
zu beschleunigen. Den Todesstoß ver-
setzte ihr die Fortsetzung dieses Pro-
gramms unter der Großen Koalition. Wei-
te Teile des Proletariats kehrten der Sozi-
aldemokratie den Rücken und vertieften
ihre Krise zusätzlich. Sie erkennen in der
Sozialdemokratie den Garanten des bür-
gerlichen Projektes den „Wohlfahrts-
staat“ abzuschaffen: Rente mit 67, höhe-
re Steuern, Hartz 4 und Agenda 2010 etc.

Die Auswirkungen der Krise sind tief-
greifend und können in  der Implosion
und Teilung dieser unheilvollen Arbeiter-
führung enden, die auch auf die
Gewerkschaftsführungen, die traditionell
mit der Sozialdemokratie verbunden sind,
übergreifen könnten.

Um sich eine Vorstellung von der
Schnelligkeit und der Tiefe der Krise ma-
chen zu können, verweisen wir auf fol-
gende Zahlen: Als die SPD gemeinsam
mit den Grünen 1998 an die Macht kam,
erhielt die Sozialdemokratie ca. 20 Millio-
nen Stimmen. Zehn Jahre später waren
es weniger als 10 Millionen. Ein Verlust
von 10 Millionen Stimmen in 10 Jahren!
Bei den jetzigen Wahlen gingen mehr als
eine halbe Million Stimmen an die FDP,
890.000 an die CDU, 890.000 an die Grü-
nen und 1.220.000 an DIE LINKE4.

Arbeiter und Angestellte stimmten mit
lediglich 21% bzw. 24% für die SPD.

Von den Arbeitslosen gaben ihr 22-
23% ihre Stimme, von den Jugendlichen,
die zum ersten Mal wählten, lediglich
18%. Ca. 2 Millionen sozialdemokratischer
Wähler, die 2005 noch an die Urne gin-
gen, zogen es vor, den schönen Herbst-
tag zu genießen, statt ihre Zeit in der
Wahlkabine zu verlieren; 2 Millionen
Wähler wollten weder die SPD noch eine
andere Partei.

In der Hauptstadt fiel die Unterstüt-
zung für die SPD von 34,3 % auf 20,2%.

In den sich in der Depression befind-
lichen Arbeiterzonen und –vierteln wie
Dortmund, Bochum und Duisburg verlor
die SPD zwischen 20% und 40% der Stim-
men.

Die Antwort der sozialdemokrati-
schen Führung ließ nicht auf sich war-
ten. Um „revolutionäre Tribunale“ oder
einen „Linksruck“ zu vermeiden, wovor
Peer Steinbrück, der Finanzminister und
Vizepräsident, warnte, beschloss die Füh-
rung kaum 48 nach der Wahlniederlage
und hinter  verschlossenen Türen ihr
Personal in „putschistischer“ Manier –

so bezeichnete ein führender Sozialde-
mokrat diese Maßnahme – auszuwech-
seln. Frank Walter Steinmeier, ein erklär-
ter Verteidiger der Agenda 2010, wird
neuer Fraktionschef in der Opposition
sein. Sigmar Gabriel, der mit den  stör-
rischsten Teilen der sozialdemokrati-
schen Rechten, dem Seeheimer Kreis,
verbunden ist, wurde zum neuen Partei-
chef gewählt. Die Vertreterin des linken
Flügels der SPD, Andrea Nahles, wurde
zur neuen Generalsekretärin ernannt.

Allen Blauäugigen zum Trotz, die
glauben, dass dieser Wechsel eine Wen-
dung nach links darstelle, halten die rech-
ten Sektoren die Zügel der Partei weiter
in der Hand und die „Linke“ wird dabei
zu ihrer Flanke, deren Aufgabe es ist, die
Rechte zu legitimieren angesichts einer
apathischen und desillusionierten Basis.
Dies beweist Folgendes: Bei den Ver-
handlungen zur Regierungsbildung in
Thüringen entschied sich die SPD für ein
Zusammengehen mit der CDU statt mit
der LINKEN. Der funkelnagelneue Partei-
chef der SPD, Sigmar Gabriel, verteidigte
diese Entscheidung, da eine rot-rote Ko-
alition „schlecht für Thüringen [ist],
schlecht für die SPD, die wollen uns vor-
führen, und deshalb bin ich dagegen“.
Andrea Nahles hingegen trat dafür ein,
DIE LINKE wie eine normale Partei zu be-
handeln, wobei sie anführte, dass DIE
LINKE ihre Position hinsichtlich einer
Regierungsbeteiligung definieren müsse,
denn:   „Viele von den Linksparteilern wol-
len gar nicht, dass man an der Regierung
beteiligt wird, man könnte ja in Verant-
wortung kommen, das muss also geklärt
werden.“5

Zusammenfassend lässt sich sagen,
dass die SPD eine Partei ist, die heute am
Boden liegt, ohne jegliche Perspektive.
Die Perspektive für die SPD ist entweder
eine Implosion durch Teilung oder aber
eine langsame Agonie, die sie zur Wieder-
auflage sozialdemokratischer Rezepte
führen könnte. Dabei würde es sich je-
doch um eine Farce handeln, da sie nur
vorgeben würde, sich nach links zu öff-
nen, um den Erfolg der LINKEN umzu-
kehren oder zu beschränken.

Das Ergebnis der LINKEN

Die erste Reaktion der Führung der
LINKEN  war es, sich gegenseitig zu den
guten Ergebnissen zu beglückwünschen,
zu unterstreichen, dass „die Verluste der
SPD für alle beunruhigend seien“ (Oskar
Lafontaine), während Gysi, augenschein-
lich weniger besorgt, v.a. hoffte, dass die
SPD angesichts der Macht der Realität
wieder zu ihren Wurzeln zurückfinde, in-
dem sie sich „resozialdemokratisiere“. Im
Gegensatz dazu konnte die Basis ihre
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Freude nicht zurückhalten angesichts der
versteinerten Gesichter und  dem verall-
gemeinerten Kummer der Mitglieder und
Führer der SPD. Die Basis der LINKEN
ebenso wie weite Teile des nicht organi-
sierten Proletariats freut sich zu Recht,
dass die Verantwortlichen für die Agen-
da 2010, die Rente mit 67, die
Prekarisierung und die Vernichtung der
besten Traditionen der deutschen Arbei-
terbewegung abgestraft werden. Instink-
tiv scheinen sie auch zu erfassen,  dass
eine Partei, die sich in der Ära Brandt für
die Notstandsgesetze verantwortlich
zeigte, die  ebenso als Urheberin des
Mordes an ihren hervorragendsten  Ver-
tretern wie Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht anzusehen ist, den Krediten
zur Finanzierung des imperialistischen
Massakers von 1914 zustimmte und  die
sich (gemeinsam mit den Kommunisten)
als vollkommen unfähig erwies, dem Auf-
stieg Hitlers zu begegnen,  nun endgül-
tig untergeht, um auf dem Platz zu lan-
den, der ihr gehört, nämlich den Müllei-
mer der Geschichte.

Während die Linkspartei (heute DIE
LINKE) lediglich 8,7% der Stimmen auf
sich vereinigte, erreichte sie bei den Wah-
len am 27. September 11,9%  und lag da-
mit vor den Grünen.

Bei den Landtagswahlen in Branden-
burg, Schleswig-Holstein und Thüringen,
die zeitgleich mit der Bundestagswahl
stattfanden, erzielte DIE LINKE ebenfalls
sehr gute Ergebnisse.

In Brandenburg ist sie die stärkste
politische Kraft mit 28,5% der Stimmen,
in Thüringen stellt sie nach der CDU mit
28,8% der Stimmen die zweitstärkste Kraft
und liegt damit weit vor der SPD, die
lediglich 17,6% erzielte. In Schleswig-
Holstein erreichte DIE LINKE 7,9%.

Damit ist DIE LINKE in fast allen
Landesparlamenten vertreten und  trägt
Regierungsverantwortung in einigen
Bundesländern, in denen sie gemeinsam
mit der SPD die arbeiterfeindlichen Pläne
umsetzt, wie im symbolträchtigen Fall
Berlins. DIE LINKE kann sich sogar vor-
stellen, gemeinsam mit der CDU zu regie-
ren, wie der Vizevorsitzende Lothar Bisky
verlautbaren ließ: Es könne „Notfälle“
geben, in denen man zusammenarbeiten
könne, um „ein oder zwei Dinge zu errei-
chen“ 6.

Trotz ihrer linken Rhetorik ist DIE
LINKE eine bürgerliche Arbeiterpartei7,
der es danach verlangt, dem Kapital und
seinen parlamentarischen Vertretern zu
zeigen, dass sie eine sehr verantwor-
tungsvolle Verwalterin der kapitalisti-
schen Misere sein kann. Somit wird sich
DIE LINKE im Lichte (oder besser im
Schatten) der Wahlergebnisse weiterhin

in Richtung Zentrum (oder in Richtung
der Rechten!) bewegen.   In dem Maße
nämlich, wie sich ihre Wahlergebnisse
verbessern, die einer Politik entsprechen,
die dazu tendiert, Unterstützung bei Sek-
toren der Mittelschicht zu suchen, wer-
den sich die progressiven Forderungen
der LINKEN immer weiter verwischen: So
z.B. die Forderung „Raus aus Afghanis-
tan“, die vervollständigt wurde durch ein
„aber nicht sofort“8.

Oder die Forderung nach der Ab-
schaffung der Hartz IV-Gesetze, die wäh-
rend des Wahlkampfes in die Forderung
nach ihrer Verbesserung umgewandelt
wurde , d.h. in eine „Erhöhung des ALG
II Regelsatzes von derzeit 351 auf 500
Euro“.  Diese Entscheidung wurde mit
folgendem Argument gerechtfertigt:
„Wir sind die einzige Partei, die mit realis-
tischen Zahlen arbeitet“ (Lafontaine).
Diese Beispiele zeigen, dass der Realis-
mus der Führung schließlich zu einer Mit-
verwaltung der kapitalistischen Misere
führen werden, denn die Zahlen „lügen
nicht».

Die andere Seite dieses Realismus
zeigt sich in den mehrfachen Angriffen
auf die „dissidenten» Sektoren der Par-
tei, die als „Verrückte“ bezeichnet wur-
den, mit dem Ziel, sie auszuschließen,
damit sie den wahrscheinlichen Zustrom
derjenigen Sektoren der Bevölkerung
nicht stören, die noch keine Erfahrung
mit der LINKEN gemacht haben und so-
mit noch Illusionen hegen, dass inner-
halb der herrschenden kapitalistischen
Produktionsverhältnisse eine spürbare
Verbesserung ihrer Lebensbedingungen
erfolgen kann.

Viele Teile der Gesellschaft, die für DIE
LINKE stimmten, glauben tatsächlich,
dass die vorgeschlagenen Maßnahmen
im Wirtschaftsbereich, die darauf abzie-
len, den Kapitalismus zu reformieren, ihm
im keynesianischen Sinne zu regulieren,
eine erhöhte staatliche Beteiligung an
wirtschaftlichen Entscheidungen sowie
eine Stimulierung des internen Konsums
zu erreichen, den „Wohlfahrtsstaat“
wiedererstehen lassen können.  Hierbei
handelt es sich somit um die Hoffnun-
gen auf die Wiederbelebung einer für das
Proletariat schädlichen sozialdemokrati-
schen Politik der Interessengemeinschaft.

Diese Denkstruktur birgt jedoch ob-
jektive Beschränkungen, denn  der Auf-
stieg der Sozialdemokratie erfolgte wäh-
rend der Nachkriegszeit in einer Epoche
nachhaltigen wirtschaftlichen Wachs-
tums nach der allgemeinen Zerstörung
der Produktivkräfte als Folge des Krie-
ges, das viele Konzessionen an das Pro-
letariat nur deshalb ermöglichte, weil das
deutsche Kapital zwei Jahrzehnte lang

steigende Profitraten erzielte. Heutzuta-
ge sind diese Bedingungen nicht mehr
möglich. Der Kapitalismus befindet sich
in einer Krise, die Profitrate sinkt und die
Kapitalisten versuchen diese Situation
durch die direkte oder indirekte Senkung
der Löhne umzukehren. Zusätzlich wird
der Produktionsrhythmus erhöht,
Massenentlassungen werden vorgenom-
men, kurzum die Last des so genannten
„Wohlfahrtsstaates“ wird abgeworfen.

Wie soll weiter vorgegangen
werden?

Vor dem Hintergrund der Wahl-
ergebnisse, des Ausblutens der großen
Parteien und der (vorübergehenden)
Konsolidierung der ehemals kleinen Par-
teien wie der LINKEN werden sich die
Regeln des parlamentarischen Spiels ver-
ändern.  So stellte sich z.B. die
unternehmerfreundliche Zeitung FAZ die
Frage, ob in Deutschland womöglich bald
holländische Verhältnisse drohten: „Par-
lamente voller Populisten und chronisch
labile Regierungen?“9 Denn die herr-
schende Klasse wird es zunehmend
schwer haben, ihre arbeiterfeindlichen
Maßnahmen in Form eines Konsenses
umzusetzen.

Diese Situation muss von revolutio-
nären Sektoren offensiv genutzt werden.
D.h. die Risse in der Führung müssen
genutzt werden, damit die Arbeiterklasse
mit ihren wirtschaftlichen und politischen
Forderungen nach vorne preschen kann.
Heutzutage besteht die vornehmliche
Aufgabe darin, ein Notprogramm aufzu-
stellen, dass die sich ankündigende
Entlassungswelle bekämpft, für die Ver-
teidigung des Arbeitsplatzes und gegen
die Pläne zur Prekarisierung kämpft (Sie-
he Leitartikel).
Fußnoten
1 DGB-Chef droht Schwarz-Gelb mit
Massenprotest, Spiegel Online, 04.10.2009.
2 Die Welt, 29 September 2009.
3 „Eine erste Bilanz der Europawahlen“: IK
Nr.3.
4 Laut Tageschau.de
5 http://www.nrw-live.com/
6 Bisky schließt Koalition mit CDU auf
Landesebene nicht aus.
http://www.linkspartei-sachsen.de/blog/2008/
07/22/bisky-schliesst-koalition-mit-cdu-auf-
landesebene-nicht-aus/
7 Vgl. folgenden Artikel: «Alter Staub in
neuen Tüten». http://www.ft-ci.org/
article.php3?id_article=1904?lang=de
8Vgl. folgenden Artiklel: «BUNDESWEHR IN
AFGHANISTAN: KRIEGSVERBRECHEN IM
NAMEN VON DEMOKRATIE UND
FREIHEIT!»  in dieser Ausgabe des
Internationalen Klassenkampfes.
9 FAZ: Zerrissen in die Opposition,
28.09.2009.
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 Die objektiven Verhältnisse der Ju-
gendlichen zwischen 16 und 24 Jahren in
Deutschland sind alarmierend: so leben
aktuell 28% von ihnen in relativer Armut.
Der Osten des Landes und Berlin führen
in der Jugendarbeitslosigkeit die Tabelle
an, hier leben 32% der Jugendlichen von
Hatz IV-Mindestsätzen. Somit liegt die Ar-
beitslosigkeit der Jugendlichen in der
Hauptstadt sogar noch weit über der all-
gemeinen, offiziellen Arbeitslosenquote
der Stadt (21%). Doch auch die Teile der
Jugend, die über Anstellungen oder Aus-
bildungsplätze verfügen, befinden sich
in hochgradig ausbeuterischen Verhält-
nissen; so verdienen Azubis im Friseur-
oder Bäckereigewerbe im ersten Aus-
bildungsjahr nur ca. 280 Euro monatlich
im Osten und 380 Euro im Westen, was
viele dazu zwingt, auf die Hilfe ihrer El-
tern (soweit diese nicht von Arbeitslo-
sigkeit oder verelendenden Arbeitsver-
hältnissen betroffen sind) zurückzugrei-
fen, was die Abhängigkeitsbeziehung zu
den Eltern festigt und die persönliche
Emanzipation in weitere Ferne rücken
lässt. Doch auch die Teile der Jugend,
die eine „gute“ Arbeit haben, verdienen
oft nur ca. 1000 Euro monatlich und wer-
den über Zeitarbeitsfirmen oder sonsti-
ge stark befristete Arbeitsverträge abge-
speist. Wichtige Errungenschaften der
deutschen Arbeiterklasse, wie geregelte
Arbeitszeiten, soziale Absicherungen
und die Krankenversorgung wurden von
den letzten Regierungskoalitionen stark
beschnitten bzw. liquidiert und somit ist
sowohl das heute als auch das morgen
für viele von uns von ernsthaften Ängs-
ten geprägt. Diese Situation, die Angst
vor Arbeitslosigkeit und
Perspektivlosigkeit kann dann von der
herrschenden Klasse ausgenutzt werden,
um uns unwürdige Lebens- und Arbeits-
situationen aufzuzwingen: „...besser als
gar nichts.“

Diese Bedingungen sind jedoch
nichts Neues, denn in der BRD wurden1 2
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zwar in „guten alten Wohlfahrtszeiten“
durch den Druck der Arbeiterklasse eini-
ge Zugeständnisse an die Lohnabhängi-
gen erteilt, doch fußt das kapitalistische
System schlechthin auf der Ausbeutung
der Massen durch einige wenige. Diese
einigen wenigen, sprich die Bourgeoisie
und ihre Verwalter im Parlament, können
nun seit der Rotgrünen Regierung die-
sen Gegensatz nicht mehr durch aufwen-
dig verpackte kleine Geschenke kaschie-
ren. Inmitten der gravierenden
Weltwirtschaftskrise werden die Angrif-
fe auf die Massen noch verschärft und
so droht auch der Jugend eine weitere
Verschlimmerung ihrer Ausbildungs- und
Arbeitssituation.

Dies betrifft auch die Kinder des deut-
schen Kleinbürgertums und Studieren-
de. Während nur etwa 23% der Jugendli-
chen Zugang zu einer universitären Aus-
bildung finden (wobei Kinder von
Migranten und Arbeitern kaum vertreten
sind) bedeutet die aktuelle Bildungs-
misere auch für sie keine Privilegien.
Studiengebühren, (Teil-)Privatisierungen
der Hochschullandschaft, abstruse
Studienmodelle nach dem Bologna-Ab-
kommen und strenge Lehrvorschriften
machen auch aus den Studierenden -
genauso wie aus den Auszubildenden -
Maschinen im Dienste der Interessen der
herrschenden Klasse, die vorgibt was
und wie zu lehren und zu lernen ist, damit
das Studium den „maximalen Nutzten“
erreicht. Die bürgerliche Universität nutzt
allerdings nur den Interessen der herr-
schenden Klasse und so wird kein selbst-
bestimmtes Wissen generiert, dass dem
gesamtgesellschaftlichen Wohl zu Gute
kommen kann, sondern eine Kader-
schmiede der bürgerlichen Eliten und ih-
rer Ideologien aufgebaut.

„Ihr könnt uns mal...“

Abgesehen von einigen „sozialen
Nebenerscheinungen“, wie steigendem
Drogenkonsum, kulturellen Projekten

und ähnlichem ist doch auch das politi-
sche Bewusstsein einiger Teile der Ju-
gend aufgewacht - fern ab von der von
den bürgerlichen Massenmedien und
Politikern oft unterstellter „Politik-
verdrossenheit“. So sind nach einer Stu-
die der DGB Jugend mehr als die Hälfte
dazu bereit, „für ihre Interessen gemein-
sam mit anderen auf die Straße zu gehen
und an Protestaktionen teilzunehmen“.
Die traditionellen Parteien und bürgerli-
chen Institutionen schneiden jedoch
schlecht ab bei der Jugend: 74% sehen
die „Sorgen und Probleme“ der jungen
Generation im politischen System nicht
ausreichend repräsentiert. Auf die Frage
„Welche der folgenden Parteien kann
Deiner Meinung nach die Probleme in
Deutschland am besten lösen?“ kreuzen
sogar die meisten die Antwort „Keine
Partei kann die Probleme in Deutschland
lösen“ an.

Hier zeigt sich einmal mehr, dass die
Wirtschaftskrise zu einem enormen
Legitimationsverlust der Parteien und
Institutionen des bürgerlichen Regimes
geführt hat und die Krise sich nicht auf
die Ökonomie beschränkt sondern an der
gesamten institutionellen Ordnung rüt-
telt. Keine der „Volksparteien“ Deutsch-
lands hat in der letzten Epoche nicht gra-
vierende Mitglieder- und Wahlrückgänge
zu verzeichnen gehabt. Denn den „dort
oben“ fällt es zunehmend schwer ihre
Politik und Maßnamen durch Konsens
zu legitimieren. Daher müssen sie auf
immer repressivere Maßnahmen zurück-
greifen, wie die Ausdünnung der Ver-
sammlungsfreiheit, Internetsperren, Ver-
bot von spontanen Jugendtreffs in man-
chen Stadtvierteln, etc. Die ständigen
Angriffe auf die Lebensbedingungen der
Massen im allgemeinen und der Jugend
insbesondere, sowie der schwindende
Einfluss der traditionellen Vermittlungs-
instanzen und die sich allmählich auftu-
enden Risse in der institutionellen Ord-
nung bei der gleichzeitigen Notwendig-
keit von politischen Alternativen, führen
zu einer steigenden Zuwendung zu radi-
kaleren Projekten.

„Entweder wir oder die...“

Die aktuelle Wirtschaftskrise und ihre
dargestellten Folgen sind keine periodi-
sche Krise, wir befinden uns mitten in
einer Krise des Systems Kapitalismus an
sich. Dies bedeutet auch, dass die ver-
heerenden Zustände von Arbeitslosig-
keit, Kurzarbeit, Prekarisierung und
Bildunsgmisere nicht allmählich und
friedlich durch Reformen innerhalb des
Systems und durch neue, andere Regie-
rungen oder starke Oppositionen
abänderbar sind. Auch neue Ansätze, wie
einst die Linke oder auch die neue
Lieblingspartei computerzentrierter

Deutschlands
Krisenkinder
Von Antje Berlinger, 19. Oktober 2009

Anmerkungen zur sozialen Situation und poli-

tischen Perspektiven der Jugend

„Die Jugend, die Träger der Zukunft; die Jugend, die so wenig an der Vergan-
genheit hängt und die alles vom kommenden Leben, von der Zukunft erwartet; ...
die Jugen, deren Denken nicht mit der Ideologie eines vergangenen Zeitalters
irregeführt werden kann ... Sie ist die frische, mutige, revolutionäre, opferwillige
Arbeiterjugend, die vorwärts, immer vorwärts drängen wird!“  (Alexandra Kollontai,
1915)
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Männer die Piratenpartei können nichts
dagegen tun: Der Kapitalismus ist nicht
zu vermenschlichen. Er ist unmenschlich,
da er auf der Ausbeutung und Unterdrü-
ckung der Reichtumsschaffenden basiert.
Wenn wir uns also gegen die
Verelendungsmaßnahmen wehren wol-
len, unsere soziale Situation verbessern
wollen, Kriege verhindern und frei sein
wollen, dann benötigen wir eine andere
Perspektive als die der Reformisten des
Systems oder autonomer Träumereien:
eine sozialistisch revolutionäre Perspek-
tive, die die Verantwortlichen der Krise
zur Rechenschaft zieht. Im Aufbau die-
ser Perspektive kann und wird gerade die
Jugend eine entscheidende Rolle spie-
len, indem sie basierend auf ihren Bedürf-
nissen im Jetzt Übergangsforderungen
stellt, die eine Brücke zu einer Neuord-
nung der Gesellschaft aufbauen. Ange-
sichts der aktuellen Situation in Deutsch-
land haben wir (siehe Leitartikel) einen
Dringlichkeitsplan erstellt, der eben sol-
che Forderungen enthält um uns gegen
die bevorstehenden Angriffe der „Biene
Maja-Koalition“ zu wehren und eigent-
lich ein einfaches Ziel verfolgt: Wir ho-
len uns zurück, was uns genommen wur-
de. Warum sollten also nicht die Reichen
mit Progressivsteuern dafür aufkommen,
dass jeder einen würdigen Stundenlohn
verdient? Warum sollten wir uns
weiterhin die Hartz4-Bedingungen antun,
wenn eigentlich alle Arbeit unter allen zur
Verfügung stehenden Kräften verteilt
werden kann? Warum sollten wir nicht
anstatt arbeitslos zu werden unseren Ar-
beitsplatz selbst organisieren und die
Unternehmen die schließen enteignen?
Wir könnten! Wir könnten all dies tun,
wenn wir den Kampf mit denen aufneh-
men, die uns überwachen, unterdrücken,
ausbeuten und bevormunden. Gerade als
Jugend haben wir kreative Ideen des Pro-
tests, der politischen Artikulation und viel
Kraft für die Zukunft. Diese Kraft muss
gebündelt werden, damit die fortschritt-
lichsten Sektoren der Jugend an der Sei-
te der ArbeiterInnen für eine revolutio-
näre Lösung dieser Krise einstehen. So
war schon Leo Trotski von der bedeu-
tenden Rolle, die die Jugend spielt über-
zeugt: „Die Erneuerung der Bewegung
vollzieht sich durch die Jugend, die frei
ist von aller Verantwortung für die Ver-
gangenheit. Die IV. Internationale wen-
det der jungen Generation des Proleta-
riats besondere Aufmerksamkeit zu. In
ihrer ganzen Politik bemüht sie sich
darum, das Vertrauen der Jugend in ihre
eigenen Kräfte und in ihre Zukunft zu
erwecken. Nur die frische Begeisterung
und die Angriffslust der Jugend können
die ersten Erfolge im Kampf sichern; nur
diese Erfolge können die besten Elemen-
te der alten Generation auf den Weg der

Revolution zurückkehren lassen. So war
es bisher und so wird es immer sein.“
(Trotzki,L.: Das Übergangsprogramm)

„Und nu...?“

Angesichts der aktuellen sozialen Si-
tuation breiter Massen der Jugend und
den anstehenden Angriffen durch die
neue Koalition möchten wir hier konkre-
te Aktionsfelder aufmachen, wie wir uns
gegen sie wehren können und vielleicht
diesen Herbst ähnlich wie die Jugend
Griechenlands im letzten Jahr zu einem
heißen Herbst werden lässt.

Würdige Arbeits-, Ausbildungs-
und Studienplätze für alle!

Angesichts der Entlassungswelle, die
bereits angestoßen ist und oft zunächst
die jungen ArbeiterInnen betrifft ist es
unabdingbar für die Erhaltung unserer
Arbeitsplätze zu kämpfen. Gegen angeb-
lich wirtschaftlich unumgehbare
Werksschließungen, wie beispielsweise
bei Mahle-Alzenau Mitte diese Jahres (s.
IK N°3), haben sich die ArbeieterInnen
gewährt. Durch wilde Streiks kann Druck
auf die Unternehmer ausgelöst werden,
oft jedoch wird dieser durch bürokrati-
sierte Gewerkschaftsführungen unter-
bunden. Ein konsequenterer Schritt zur
Erhaltung unserer Arbeitsplätze ist die
Ausweitung von Streiks und Blockaden
bis hin zur Besetzung der Betriebe. So
haben beispielsweise die Arbeiter der
Kachelfabrik Zanon in Argentinien (s. Art.
S. 21) sich gegen ihren Rausschmiss und
Werkschließung gewehrt, indem sie
letztendlich die Produktion unter
Arbeiterkontrolle fortgeführt haben.
Dabei ist es wichtig, keinen Unterschied
bei der Verteidigung von Arbeitsplätzen
zwischen Festangestellten, Leiharbeitern,
Hilfsarbeitern oder Azubis zu machen.
Eigentlich ist Arbeit für alle gesellschaft-
lichen Kräfte vorhanden, wenn sie ver-
teilt wird und nicht versucht die Arbei-
terklasse zu spalten – dies trifft auch auf
ausländische Arbeitskräfte zu: Die
Fremdenfeindlichkeit unter ArbeiterInnen
wird von der herrschenden Klasse ge-
schürt, obwohl wir eigentlich ein Ziel
verfolgen. Auch Frauen werden oft immer
noch von einigen Arbeitsplätzen fern-
gehalten oder für gleiche Arbeit weniger
bezahlt – eines der kapitalistischen
Undinger, gegen die wir uns sofort mit
einer Perspektive jenseits von Geschlecht,
Sexualität oder Kultur wehren müssen:
In gemeinsamen Streiks und Protest-
aktionen. Zu einem würdigen Arbeits-
platz oder auch Ausbildungsplatz gehört
jedoch auch eine ausreichende Bezah-
lung, während Unternehmer und Banken
gerettet werden gehen wir bankrott. Da-
gegen können wir uns wehren, indem wir

massive Lohnerhöhungen fordern, die
sich gleitend den verteuerten Lebenshal-
tungskosten anpassen. Diese Forderun-
gen werden selbstverständlich nicht ein-
fach von der Bourgoisie und ihren parla-
mentarischen Vertretern angenommen,
wir müssen uns auf eine harte Phase der
Auseinandersetzungen vorbereiten. Dies
gilt auch für die Schul- und Hochschul-
bildung: Während sich viele Studieren-
den gegen Studiengebühren und –
bedingungen wehren, wie beispielsweise
in dem massiven Bildungsstreik diesen
Jahres, verhaften ihre Forderungen oft
an der Vorstellung ein höheren Bildungs-
etat oder linkere Regierungen könnten die
Studienbedingungen positiv reformieren.
Dabei sei uns aber klar, dass ohne ein
klares Einstehen für Bildungsein-
richtungen im Dienste der Werktätigen
keine freie Bildung für alle zu erreichen
ist. Gegen die Bildungsmisere bleibt uns
auch an der Schule und Universität der
Möglichkeit, unsere Bildungsein-
richtungen zu übernehmen. So sollten in
diesem Jahr die Bildungsproteste ausge-
weitet werden, Fakultäten befreit und mit
den Lohnabhängigen an Bildungsein-
richtungen für eine freie allgemeine Bil-
dung im Dienste der Massen gestreikt
werden. So zeigen uns auch unsere Ge-
nossen im europäischen Ausland, mit
ihren massiven Protesten gegen den Bo-
logna-Plan in Spanien, den Weg. Dabei
ist es auch wichtig, dass wir uns dage-
gen wehren, dass die Bundeswehr ver-
sucht an den Universitäten für ihre
Kriegsspiele zu rekrutieren!

Demokratisierung der Arbeiter-
und Studentenorganisationen!

Ein Grundproblem bei der
Organisierung von Protesten und Wider-
ständen gegen die aktuelle Situation der
Jugend ist die Atomisierung der Bewe-
gungen und die politische Vielfältigkeit
und Unklarheit. Vollversammlungen an
Universitäten sind beispielsweise wich-
tige Organe um Strategien des Wider-
stands gemeinsam und demokratisch zu
diskutieren und besser zu organisieren.
In den meisten Betrieben ist diese Art der
Versammlungsfreiheit jedoch nicht ge-
währt. Gewerkschaften und Betriebsräte
müssen jedoch keine verstaubten
undemo-kratischen Sitzungen abhalten,
sondern können gerade durch den Ein-
satz von den jungen ArbeiterInnen zu le-
bendigen Instrumenten werden, die die
Organisation der Arbeit und des Wider-
standes gegen die Chefetagen diskutiert
und stetig rechenschaftspflichtige und
abwählbare Vertreter wählt. In vielen
Arbeiterkämpfen hier in Deutschland war
es erkennbar, dass die Gewerkschafts-
basis wesentlich weitergehende Forde-
rungen stellt als ihre Führungen durch-
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setzten wollen. Diesen Druck gilt es aus-
zuweiten und standzuhalten, wir lassen
uns nicht mit Lohnerhöhungen von 4%
(die in der Regel nicht mal die Inflations-
rate abdecken) oder Kurzarbeits-
programmen (einer verdeckten Form von
Arbeitslosigkeit) abspeisen.

Das undemokratische Vertretertum,
das wir in den Gewerkschaften finden,
spiegelt letztendlich die Mechanismen
der bürgerlichen Demokratie wieder, die
auch an den Universitäten herrschen. Die
Studierendenparlamente (oder Astas)
funktionieren nach dem gleichen Modell
der undurchsichtigen Vertreterwahlen
und sind keine wahrhaft demokratischen
Instrumente der Studierenden und An-
gestellten. Auch dieses Organ kann
durch den Druck der Studierenden ero-
bert werden, indem wir massive Vollver-
sammlungen ausrufen an Stelle von
untransparenten, kleinen Entscheidungs-
organen. In diesen Vollversammlungen
muss auch eine klare Strategie diskutiert
werden, die es uns ermöglicht sowohl
reformistische Illusionen von Jugendor-
ganisationen der bürgerlichen Parteien
als auch puren spontanen Aktivismus
von neoautonomen Organisationen
ohne Programm, zu überwinden.

Internationale Solidarität zwi-
schen Studierenden- und
Arbeiterkämpfen!

Die Belange der Studierenden,
SchülerInnen und jungen ArbeiterInnen
sind in ihren Einzelheiten unterschiedlich.
Trotzdem fußt das Grundprinzip unserer
Fremdbestimmung (einige wenige über
die Massen) auf ein und demselben Klas-
sengegensatz des kapitalistischen Sys-
tems. Auch wenn unser Widerstand sich
immer aus unserem konkreten Umfeld er-
gibt und unsere Lebensbedingungen
betrifft, so ist doch ohne eine Generali-
sierung unserer Perspektive alles verlo-
ren. Studierende alleine, zum Beispiel, da
sie kaum ökonomischen Druck gegen die
Kapitalisten ausüben können, werden
kaum ihre Forderungen für eine freie Bil-
dung für alle in der Politik durchsetzten.
Wenn sich jedoch Teile der jungen Ar-
beiterklasse mit ihnen verbünden und
beispielsweise mit ihnen demonstrieren,
wie es in einigen Städten beim letzten
Bildungsstreik der Fall war, sind wir ei-
nen Schritt weiter. So zeigte zum Beispiel
der Kampf der französischen Jugend ge-
gen ihre Situation und den Kündigungs-
schutzabbau der CPE umgekehrt dassel-
be Prinzip: Auch Studierende und
SchülerInnen sollten sich praktisch und
konkret mit aktuellen Arbeiterkämpfen
verbinden, denn letztendlich werden sie
auch bald auf dem kahl rasiertem Arbeits-
markt stehen und nach Hilfe schreien.

Gerade bei der Abwehr von den anste-
henden Entlassungswellen können Stu-
dierende Solidaritätskomitees an ihren
(Hoch-)schulen bilden, Aufklärungs-
kampagnen begleiten, Streikkomitees mit
Rat und Tat zu Seite stehen und mit den
ArbeiterInnen über politische Perspekti-
ven diskutieren. In Mexiko Stadt
beispielsweise verbünden sich gerade
Studierende mit den Arbeitern des
Elekrizitätsssektors: sie führen gemein-
same Informations- und Protest-
veranstaltungen durch und bereichern
sich gegenseitig im Kampf  (siehe Artikel
in diesem Heft). So können wir uns auch
hier, mit ArbeiterInnen von Opel, Quelle,
Thyssen-Krupp, der Bahn und allen ge-
fährdeten Sektoren solidarisieren und
unsere Kräfte doppeln, wobei diese Per-
spektive nicht am Stadtrand oder Gren-
zen halt machen sollte. Eine unserer wich-
tigsten Aufgaben ist es, eine internatio-
nale solidarische Perspektive aufzubau-
en, die es uns erlaubt von Erfahrungen
anderer Länder und Kontinente zu ler-
nen, uns zu nähren im Widerstand gegen
die kapitalistischen Angriffe. So können
Unterschriftenaktionen oder
Solidaritätsbekundungen, die wir
beispielsweise den Kraft-ArbeiterInnen
in Argentinien (siehe Artikel in diesem
Heft) zukommen lassen, dort zu einem
Anstieg der Moral der ArbeiterInnen in
ihrem täglichen Kampf führen. Dies wä-
ren Beispiele zum Aufbau einer konkre-
ten Brücke des Internationalismus, denn
die Arbeiterklasse hat kein Vaterland.

Wider den imperialistischen
Kriegen und der Repression!

Neben den unmittelbaren Schritten
zur Verteidigung unserer Arbeits- und
Studienplätze durch die Organisation der
fortschrittlichsten Sektoren der Jugend
ist es auch unabdingbar, dem Morden im
Nahen Osten durch deutsche Waffen-
träger ein Ende zu setzten. Die Aufrüs-
tung (die nach Angaben Merkels in die-
ser Regierungsperiode massiv zunehmen
wird) bringt Leid und Elend in unterdrück-
te Völker um die Profitrate der deutschen
Bourgeoisie zu steigern und macht-
politische Manöver durchzuführen, den
deutschen Imperialismus auszuweiten
(siehe Afghanistan-Artikel in diesem
Heft). Die Jugend war immer ein Anfüh-
rer von Anti-Kriegs-Bewegungen und
muss auch heute gegen die
Militarisierung antreten, wobei jedoch
eine klare Imperialismusdebatte zu füh-
ren ist und nicht auf pseudo-pazifistische
Versprechungen der bürgerlichen Partei-
en zu Vertrauen ist, die letztendlich wie
im Falle der Linken kapitalistische Kriege
unter den Deckmantel der Vereinten Na-
tionen, also als völkerrechtskonform, le-
gitimieren. Insofern ist es unabdingbar

uns gegen die Einsätze der Bundeswehr
zu mobilisieren, zu demonstrieren und
nicht nur den sofortigen Rückzug der
Truppen zu fordern, sondern für ihre Nie-
derlage einzustehen.

Auch im Inneren müssen wir uns mit
einer Anschraubung der Überwachungs-
Kontroll- und Repressionsmechanismen
auseinandersetzen. In diesem Zusam-
menhang hat die Piratenpartei mit ihrer
Angst um „den gläsernen Menschen“
(ihr einziger Programmpunkt) viele
Wählerstimmen im September gewonnen
und vermag es auch große Demonstrati-
onen gegen den „Überwachungsstaat“
zu mobilisieren. Hiermit wird deutlich,
dass immer mehr Jugendliche sich in ih-
rer demokratischen Rechten einge-
schränkt fühlen. Der Widerstand gegen
die Aufrüstung von Geheimdiensten,
Kontrollverfahren und politsicher Verfol-
gung ist jedoch nicht auf der parlamen-
tarischen Ebene zu suchen. Die Bourgeoi-
sie bereitet sich heute (wieder einmal)
darauf vor, zunächst die linke Avantgar-
de auszuspionieren und zu verfolgen um
später auch gegen widerständige
ArbeiterInnen vorgehen zu können und
ihnen elementare Rechte, wie das Streik-
recht unter fadenscheinigen Notstands-
regelungen zu verwähren. Unser Einsatz
zur Erhaltung von demokratischen
Grundrechten muss sich also von vorne-
herein mit den ArbeiterInnen verbünden
und einen Abwehrplan mit revolutionä-
rer Perspektive gegen die Angriffe auf
unsere Freiheiten entwickeln.

„Jetzt aber...!

– es liegt nun an uns, uns gegen das
Abladen der Krisenkosten auf unseren
Rücken durch dargestellte Aktionsfor-
men zu wehren und eine revolutionäre
Perspektive in der Jugend aufzubauen,
die das Beste der historischen Erfahrun-
gen des Proletariates mit unserem Mut
verbindet und Marxismus nicht nur als
eine intellektuelle Denkaufgabe auffasst,
sondern alltäglich als Methode anwen-
det und somit den Kampf gegen
Prekarisierung und Unterdrückung Seite
an Seite mit der Arbeiterklasse führt. Wir
wollen dazu beitragen eine aktive, den-
kende, solidarische Jugend zu gestalten.
Eine Jugend frei von kleinbürgerlichem
Individualismus, dem Skeptizismus fein-
selig, eine in die Zukunft der Mensch-
heit optimistische Jugend. Eine Jugend,
die mit den Vorstellungen der herrschen-
den Klasse bricht, und sie auf den Tod
bekämpft. Dieser Kampf ist jedoch kein
Generationen- sondern ein Klassenkampf
und somit kann die Kraft der Jugend nur
als Teil einer Bewegung zum Aufbau ei-
ner revolutionären Arbeiterpartei Früch-
te tragen.



Das industrielle Proletariat
Frankreichs fängt an sein Haupt
zu erheben*

Die Entlassungswelle rollt, partielle
Arbeitslosigkeit, Unternehmens-
schließungen. Die Arbeiter Frankreichs
fühlen die Effekte der globalen kapitalis-
tischen Krise: mit 243.400 Arbeitslosen
mehr als am Anfang des Jahres und einer
halben Million mehr seit August 2008, zu
denen noch 146.000 Lohnabhängige in
Kurzarbeit hinzuzufügen sind (Zahlen
vom letzten Quartal 2008). Für das lau-
fende Jahr werden 639.000 mehr Arbeit-
lose erwartet, mit anderen Worten 1.750
pro Tag.

Angesichts dieser sozialen Katastro-
phe, die gerade erst beginnt, versuchen
jene Teile der Arbeiterschaft im privaten
Sektor, allen voran die Industriearbeiter,
welche praktisch keine Rolle bei den letz-
ten Klassenkampfprozessen in Frank-
reich gespielt hatten, die Angriffe gegen
sie abzuwehren. Ein Beweis dafür ist das
massive Auftreten dieses Sektors in den
Aktionstagen vom 29. Januar und 19.
März, aber vor allem die Welle von Streiks
und Konflikten, welche mit radikalen
Methoden bis hin zu Einsperrung von
Managern und Chefs ausgetragen wur-
den.

Diese Konflikte, welche aus der Pers-
pektive der gestellten Forderungen einen
defensiven Charakter haben, sind die
Antwort auf die Auswirkungen der Krise
in Frankreich. Sie zeugen von einer zu-
nehmenden Radikalisierung ihrer Kampf-
methoden. Diese erste Phase des Wider-
standes der Lohnabhängigen ist im Ver-
gleich zu anderen Teilen der Welt am fort-
geschrittenste in Frankreich und bezeugt
gleichzeitig eine ermutigende Dynamik
angesichts der Herausforderungen, die
die Arbeiter in den kommenden Mona-
ten und Jahren werden bewältigen müs-
sen.

Die Bourgeoisie und die Regierung
sind sich dessen bewusst. Dies erklärt
auch einerseits bestimmte Zugeständnis-
se, die trotz der schlechten Wirtschafts-
lage die Bosse in manchen  Sektoren mit
den Arbeitern vereinbart haben,
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Frankreich: Neues Ereignis angesichts der Auswirkungen der
Weltwirtschaftskrise

andererseits die zögernde Haltung der
Regierung bei der Anwendung repressi-
ver Maßnahmen.

Die Interessenausgleichspolitik der
Gewerkschaftsführungen und ihre Stra-
tegie, die Energie der Arbeiter mittels ver-
einzelter isolierter Aktionstage, fast immer
ohne den Streik auszurufen, zu bündeln,
spielt eine entscheidende Rolle bei der
Umrichtung der Dynamik. Denn ohne die
verräterische Politik der Gewerkschafts-
führungen könnten all diese Arbeits-
kämpfe mit denen des öffentlichen Sek-
tors und der kämpfenden Jugend zusam-
menkommen und in einen Generalstreik
münden.

In dieser Hinsicht  sind die Aussa-
gen von François Fillon aufschlussreich
, der mit seinem Vorgänger Dominique de
Villepin polemisierte, als er sagte: „Die
Gewerkschaften sind zuweilen verant-
wortlicher als manche Politiker, die über
unser Land sprechen, als ob es sich  in
einer vorrevolutionären Situation befän-
de.“ Es ist genau diese Dynamik, welche
zu einer solchen Situation führen könn-
te, die die Gewerkschaftsführungen
(vorerst erfolgreich) zu blockieren versu-
chen.

In diesem Artikel werden wir den Ver-
such unternehmen, anhand einiger Bei-
spiele die Möglichkeiten und Grenzen
dieser Mobilisierungen sowie die Eigen-
schaften der ersten Streikwelle aufzuzei-
gen, welche das Land erschüttert hat und
welche eine wahrscheinliche Verschär-
fung des Klassenkampfes und,
angesichts der Weltwirtschaftskrise, das
Betreten der Kampfarena seitens der Ar-
beiterklasse verkündet.

Eine Welle von der Peripherie
Richtung Zentrum (der
Produktion)

Die Autoindustrie ist einer der Berei-
che mit der höchsten Arbeiter-
konzentration in Frankreich. Trotzdem
schafft es die herrschende Klasse grö-

ßere soziale Bewegungen bei den größ-
ten Produzenten zu unterbinden, vor al-
lem mit dem Mittel der staatlichen Finan-
zierung der Teilarbeitslosigkeit, sprich
Kurzarbeit, die eine Entlassungswelle
bisher verhindert hat. Die Zuliefererfirmen
(die als Anpassungsvariable des
Kraftfahrzeugsektors fungieren) weisen
jedoch eine große Zahl von Konflikten
überall im Land auf. Einige Beispiele
davon sind: Faurecia, Lear, Valeo, Trèves,
Visteon, Molex, Delphi, Akebono, Key
Plastics, Préciplast, ThyssenKrupp
Sofedit, Sonas, Wagon, IGA, Rieter,
Eurostyle, Plastic Omnium, Simoldès,
Inoplast und Sodimatex.

Diese manchmal langen Konflikte
haben unmittelbare und schwerwiegen-
de Folgen für die Produktion bei den
Kraftfahrzeugherstellern. Der notorischs-
te Fall ist der der Zuliefererfirma Lear in
Lagny-le-Sec in l’Oise, wo der Streik, der
seit sechs Wochen andauerte, zur An-
häufung von 15.000 unverkäuflichen
Autos führte, die sich im Parkplatz von
Peugeot-Citroën in Aulnay stapelten.
Aber auch in anderen wichtigen
Produktionsgebieten wie Sochaux und
Mülhausen hat der Streik die Produktion
im Werk von Visteón bei Rougegoutte
beinahe zum Erliegen gebracht,  nachdem
sie von den Auswirkungen des Streiks
bei Key Plastics in Voujeaucourt stark
beeinträchtigt worden war.

Aber die Streiks bei den
Zuliefererfirmen betreffen nicht nur die
Produktion dieser Unternehmen. Der
Streik des Unternehmens Faurecia bei
Aichel verursachte einen Streik bei
Toyota in Onnaing, weil es dort zu einem
Anstieg der nicht gearbeiteten Schich-
ten aufgrund der fehlenden Versorgung
mit den nötigen Teilen kam, was zu be-
trächtlichen Lohneinbußen bei den Ar-
beitern führte. Die Arbeiter dort hatten
auch gesehen, wie ihre Kollegen in
Faurecia eine Erhöhung an den Gewinn-
beteiligungen von 1.00 Euro und danach
eine Ausgleichsabfindung von 2.000 Euro
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erkämpft hatten. Somit bewiesen diese
Arbeiter die Wirksamkeit der Streik-
methoden.

Die ansteckende Natur dieser Streiks
machte dort nicht Halt: Einige Tage spä-
ter trat die Belegschaft der Zuliefererfirma
Sismoldès in den Streik mit den gleichen
Forderungen wie ihre Kollegen bei
Toyota.

Dieser Prozess beginnt auch, sich bei
Zuliefererfirmen der großen Fabrik-
produzenten wie Peugeot-Citroën bei
Saint Ouen zu entwickeln. Im April trat
die Belegschaft in Sant Ouen, die seit
1983 keinen Streik mehr durchgeführt
hatte, in den Streik bei einer Beteiligung
von 80%. Dieser Streik richtete sich ge-
gen die geplante Maßnahme des Unter-
nehmens, die während der Woche nicht
gearbeiteten Tage durch Samstagsarbeit
nachzuholen; allein im Mai wären es 4
Samstage gewesen. Nach 14 Stunden
Streik gab die Unternehmensleitung nach:
Es wurde vereinbart, dass maximal einen
Samstag im Monat gearbeitet werden
darf, sowie die Aufhebung des täglichen
Bonus für jeden RTT (Dabei handelt es
sich um zusätzliche freie Tage, die seit
Einführung der gesetzlich vorgeschrie-
benen 35-Stunden-Woche die
Arbeitszeitverkürzung ermöglichen, ohne
die effektiv erbrachte Wochenarbeitszeit
einzuschränken. ) gearbeiteten Tag und
die Zahlung der durch den Streik verlo-
ren gegangenen Stunden.

Der Streik bei Toyota stellt in
Ansätzen die Frage, wer für die
Krise zahlen sollte

Ein geschwätziger Generaldirektor
war der Tropfen, der fehlte, um die Wut
der Arbeiter von Toyota bei Onnaing
Anfang April zum Überlaufen zu bringen.
Als der Chef über die Folgen der Arbeits-

losigkeit sagte: „Es ist besser, Pleite zu
gehen als eine 100 % Bezahlung zu leis-
ten“, während die Arbeiter zwischen 200
und 300 Euro von ihren Löhnen abstrei-
chen sollten, war dies der Tropfen, der
das Fass zum Überlaufen brachte.

Am Anfang waren in einer Fabrik mit
3.000 Arbeitern nicht mehr als 60 Kolle-
gen, die bereit waren, in den Streik zu tre-
ten. Aber nach und nach haben diese 60
alle anderen mitgezogen. Vier Tage nach
Ausbruch des Konfliktes waren es
bereits 400 Kollegen, die für die Bezah-
lung der nicht zu 100% gearbeiteten Tage
in den Streik getreten waren. Diese For-
derung hatte das Verdienst, die grund-
sätzliche Frage zu stellen, wer für die Kri-
se zahlen sollte: Die Chefs oder die Ar-
beiter?

Es wurde ein Streikkomitee gebildet,
und die Arbeiter entschieden sich dafür,
die vier Fabriktore mit Streikposten zu
blockieren. Somit verursachten sie eine
totale Produktionsblockade. Das Ergeb-
nis dieser Aktion war die Zahlung der
ungearbeiteten Tage mit 75 % des Brut-
tolohns einschließlich Bonus, d.h., 95 %
des Nettogehaltes, rückwirkend bis zum
1. Februar und ohne Ausgleich (an zu
arbeitenden Tagen) für die durch den
Streik ausgefallenen Tage.

Auch wenn der Streik die Zahlung
von ungearbeiteten Tagen nicht erzwin-
gen, sondern nur die Nacharbeitung auf
mehrere Monate strecken konnte, zeigte
der Streik in Toyota, dass in der gegen-
wärtigen Situation sogar ein kämpferi-
scher, mit zähen Methoden geführter
Streik, selbst wenn er von einer Minder-
heit der Beschäftigten durchgeführt wird,
den Rückzug der Chefs erzwingen kann.
Dies ist möglich angesichts ihrer Angst
vor einer Ausbreitung des Konfliktes in
einer Gegend, wo es zu vielen Arbeits-

kämpfen gegen Entlassungen und
Suspendierungen gekommen ist. In der-
selben Woche entschlossen sich Regie-
rung und Bosse, beunruhigt durch die
Agitation der Arbeiter, eine vorbeugen-
de Anhebung des Kurzarbeitsgeldes für
alle Arbeiter durchzuführen.

Caterpillar: Anzeichen für einen
Bruch zwischen den Arbeitern
und ihren Vertretern?

Das Werk des nordamerikanischen
Maschinenproduzenten für die Bauin-
dustrie in Grenoble war ein Erfolgsmodell,
das als eines der produktivsten von den
174 Fabriken galt, die das Unternehmen
in verschiedenen Ländern hat. In den letz-
ten Monaten beruhte die Berühmtheit
jedoch nicht auf der hohen Produktivität
der Fabrik, sondern auf der Sackgasse,
in der sich die Verhandlungen über den
sozialen Plan des Unternehmens befan-
den angesichts der radikalen Aktionen
der Arbeiter und der Konflikte dieser mit
ihren gewerkschaftlichen Vertretern.

Die Arbeiter, die immer hart gearbei-
tet hatten, um die hohen Produktions-
niveaus des Unternehmens zu gewähr-
leisten, und so weit gingen, mit Stolz zu
sagen „wir haben gelbes Blut“ (die Farbe
von Caterpillar), waren alles andere als
begeistert, als sie von dem katastropha-
len sozialen Plan des Unternehmens,
welcher weltweit die Entlassung von
mehr als 5.000 Lohnabhängigen, 733 al-
lein in Grenoble, vorsah, erfuhren.  Au-
ßerdem wurde diese Ankündigung ge-
macht, als das Werk bei hoher
Auslastung und mit stetigen Wachs-
tumsraten produzierte, was zuvor zu der
Anstellung zusätzlicher 500 Arbeiter  ge-
führt hatte.

Der Konflikt entsteht unter folgenden
Bedingungen: Ende Februar rufen die
Arbeiter ein Streikkomitee ins Leben, das
Ende März entscheidet, vier Direktoren
und den Firmenchef zu kidnappen. Mitte
April beschließt der Dachverband der
Gewerkschaften eine Vereinbarung mit
den Chefs, die die Reduzierung der Ent-
lassenen von 733 auf 600 vorsieht. Im
Gegenzug verlangt sie eine
Umorganisierung der Schichten für die
Arbeiter, die längere Nachtschichten hät-
ten haben sollen, um die Produktivität zu
steigern.

Circa 200 Kollegen von den Werken
in Grenoble und Echirolles ziehen wütend
zur Generalversammlung der Gewerk-
schaften, die das Ende des Konfliktes im
fernen Paris unterzeichnet haben. Die
Gewerkschaftsdelegierten, die in Paris
nach 9 Stunden Verhandlung mit der
Unternehmensführung antreffen, werden
von den Arbeitern nicht in den Saal hin-
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eingelassen, wo die Generalversammlung
tagen soll. „Jetzt sind es wir, die Arbeiter,
nicht die Delegierten, die entscheiden
werden“, erklärt ein wütender Demons-
trant.

Daraufhin versuchen die Gewerk-
schaftsführer die Vereinbarung mittels
eines abgekarteten Referendums abzu-
segnen, was aber von der Mehrheit der
Arbeiter zurückgewiesen wird. In dem
Augeblick, in dem wir diesen Artikel
schreiben, haben alle Gewerkschaften -
außer der CGT - den Vertrag gegen den
Willen der Arbeiter und ohne die Sankti-
onen gegen 19 Kollegen in Frage zu stel-
len- unterzeichnet. Dieser wird als
„Vertragsentwurf“ zur endgültigen Ab-
stimmung im Oktober deklariert. Bei der
anschließenden Versammlung muss der
Sekretär von FO (Force Ouvrière)
angesichts der Wut der Arbeiter regel-
recht fliehen.

Wenn die 600 Entlassungen
letztendlich stattfinden, wird dies zwei-
fellos eine wichtige Niederlage darstel-
len. Auf der anderen Seite wird sie eine
wichtige Lehre über die Politik der
Gewerkschaftsführungen sein.

Radikale Methoden, nicht jedoch
so das Programm

Zurzeit bieten die Personalabteilun-
gen der Fabriken in Frankreich den Ge-
schäftsführern und leitenden Angestell-
ten einen neuen Dienst an: Wie sie sich
im Falle eines Kidnappings durch Arbei-
ter verhalten sollen. Allein diese Tatsa-
che zeigt, wie verbreitet diese radikalen
Methoden sind. Einige Beispiele davon
sind die Fälle von Sony, Molex, Caterpillar
und 3M gewesen, welche zum Zeitpunkt
dieser Aktionen mit einer Unterstützung
von 45 % in der Bevölkerung rechnen
konnten.

Die von den Arbeitern gestellten For-
derungen, die diese aufsehenerregenden
Maßnahmen ergreifen, sind jedoch zum
größten Teil sehr defensiver Natur, wie,
z.B. die Erhöhung von Abfindungen im
Entlassungsfall oder lediglich
Verhandlungseröffnungen mit den Unter-
nehmen. Hierbei handelt es sich aber
auch um eine Art Aufmerksamkeit zu er-
regen auf die oft unbekannten Konflikte,
die angesichts der Entlassungswelle, die
das Land erschüttert,  untergehen.

In Continental bei Clairoix wurden
keine Chefs gekidnappt, aber der Fabrik-
direktor wurde mit Eiern an dem Tag be-
worfen, als er den versammelten Arbei-
tern die Gründe für das Schließen des
Werkes und die Entlassung von mehr als
1.000 Kollegen zu erklären versuchte,
obwohl die Arbeiter einige Monaten
zuvor eine Arbeitszeitverlängerung auf

40 Stunden pro Woche ohne Lohnaus-
gleich angenommen hatten, um vermeint-
lich ihre Jobs zu retten.

Als dieselben Arbeiter -die in den
Büros der Regierung in Compiègne zel-
teten und auf die Gerichtsentscheidung
ihres Antrags auf Annullierung der Werk-
schließung von Clairoix warteten- den für
sie negativen Ausgang der gerichtlichen
Entscheidung erfuhren, brach eine Wel-
le der Entrüstung los, die Arbeiter zer-
störten Teile und Mobiliar der Sub-
präfektur, bevor sie sich auf den Weg zum
Werk machten und dort Ähnliches un-
ternahmen.

Nach mehr als zwei Monaten Kampf
hat die Führung von Continental Zuge-
ständnisse bekannt gegeben, die die Ar-
beitsverträge (und deshalb Löhne) bis
zum Ende 2011 sichern sowie einen Plan
im Falle von Arbeitslosigkeit, der 75%
Arbeitslosengeld bis 2014 garantiert so-
wie 50.000 Euro netto und eine Zulage
für jedes gearbeitetes Jahr vorsieht. Die-
se Vereinbarung, die noch unterzeichnet
werden soll, ist ein Zugeständnis der
Chefs, um diesen sinnbildlichen Kampf
eines Sektors der französischen Arbei-
terklasse zu brechen. Sie stellt auch der
Versuch dar, die Fabrikschließung zu ver-
süßen, um eine politische Radikalisierung
des Konfliktes zu vermeiden, denn die-
ser Konflikt hätte sich auf die Subjektivi-
tät der Gesamtheit der französischen und
europäischen Arbeiterklasse auswirken
können.

Die Conti Mitarbeiter, wie sie genannt
werden, verwandelten sich in ein Sym-
bol der Tragödie, die für die Gesamtheit
der Arbeiterklasse Frankreichs gerade
erst anfängt. Wenn es zu einem Aufruf
zur Konvergenz der stattfindenden
Kämpfe, zu einem nationalen Kampf  der
Werktätigen gegen Entlassungen, und
dafür, dass die Kapitalisten für die Krise
zahlen, gekommen wäre, hätte dies einen
großen Fortschritt dargestellt, um die Iso-
lierung und die Kontrolle der
Gewerkschaftsbürokratien zu überwin-
den.

Dieses Beispiel genügt, um die be-
stehende Kluft zwischen der
Radikalisierung der Methoden und der
vorerst fehlenden politischen
Radikalisierung der Lohnabhängigen
darzustellen. Die Überwindung dieser
Kluft würde es ermöglichen, den jetzigen
aussichtslosen Weg des „Rette sich, wer
kann“ zu verlasseb.

Hätten die Arbeiter, statt für bessere
Abfindungen einzutreten, ihre radikalen
Methoden gleich dazu benutzt, die Fab-
riken zu besetzen und unter eigener Re-
gie die Produktion voranzutreiben, bei
gleichzeitiger Forderung, diese ohne Ent-

schädigung und unter Arbeiterkontrolle
zu enteignen - wie dies in der Kachel-
fabrik Zanon der Fall ist-, würde die Situ-
ation völlig anders aussehen.

Wenn Continental diesem Beispiel
gefolgt wäre, hätte dies verhindert, dass
das Unternehmen den Streik mittels fi-
nanzieller Zugeständnisse brechen konn-
te - denn trotz der Verbesserungen wer-
den mehr als 1.000 Arbeiter in einer tief
greifenden Krise ihre Arbeit und ihr Brot
verlieren. Außerdem hätte dieser Kampf
einen starken Einfluss auf die Gesamt-
heit der Lohnabhängigen, welche mas-
siv unter der Krise leiden, die Massen-
entlassungen und Fabrikschließungen
gehabt.

Das ist gerade erst der Anfang …

Heute scheint die Welle von Arbeits-
kämpfen, die sich über das Land wie ein
Fegefeuer ausgebreitet hatte und auch
andere Sektoren wie die Universitäten,
die Elektrizitätsangestellten von EDF-
GDF und die Krankenhausmitarbeiter
umfasste, vom Kurs abgekommen zu
sein. Dazu hat zum größten Teil die Aus-
gleichspolitik der Gewerkschafts-
führungen beigetragen, die einen quali-
tativen Sprung der Kämpfe verhinderten.
Diese hätten auf nationaler Ebene ver-
netzt werden müssen und die Frage des
dynamischen Generalstreiks hätte auf die
Tagesordnung gesetzt werden müssen.
Dies hätte, wie wir am Anfang dieses Ar-
tikels erwähnen, der Auftakt einer vor-
revolutionären Situation sein können.

Aber abgesehen vom Ergebnis die-
ser ersten Streikwelle kann allein die Tat-
sache, dass die industrielle Arbeiterklas-
se seit Jahren wieder in den Kampf zieht,
und dies im Rahmen einer historischen
Krise des Kapitalismus weltweit, welche
unweigerlich noch mehr Entlassungen
und Fabrikschließungen mit sich bringen
wird, eine neue Etappe des Klassenkamp-
fes in Frankreich und der Welt  ankündi-
gen.

In diesem Zusammenhang ist heute
mehr als zuvor die Intervention der NPA
innerhalb der Arbeiterklasse notwendig.
Die NPA sollte eine Perspektive aufzei-
gen und mit einem Programm dazu bei-
tragen, die Wut in eine politische Offen-
sive gegen die gesamte kapitalistische
Klasse zu verwandeln.
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(*)Die erste Version dieses Artikels
erschien in Boletín Au Claire de la
Lutte N°2
(http://tendanceclaire.npa.free.fr/)

Fußnote
1. Verringerung der gearbeiteten
Arbeitsstunden gemäß des 35
Stundenwoche Gesetz.
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In Argentinien versucht sich heute
das multinationale Unternehmen Kraft
Foods (Kraft Terrabusi) durch repressi-
ve Maßnahmen für den Aufstand seiner
ArbeiterInnen zu rächen, der sich im Juli
mit Forderungen für bessere sanitäre
Bedingungen aufgrund des Höhepunk-
tes der „Schweinegrippe“ – Pandemie in
Argentinien formierte und die Fabriken
für eine Woche still legte.

Die Antwort der Fabrikleitung war die
Entlassung von 150 Arbeitern. Die Ar-
beiter besetzten daraufhin die Fabrik und
stoppten die Produktion 38 Tage lang.
Am 25. September räumte die Polizei das
Gelände gewaltsam. Das Fabrikgebäude
befand sich seitdem in einem militarisier-
ten Zustand, die Polizei agier-
te als bewaffnete rechte Hand
der Unternehmensführung
von Kraft Foods
Corporation.

Neben den Straßen-
blockaden und Protest-
aktionen der Arbeiter von
Kraft, die auf die tatkräftige
Unterstützung der Studenten
der verschiedenen Fakultäten
von Buenos Aires zählen
konnten, begann auch der
Kampf in den Gerichten.
Dabei haben die Arbeiter von
Zanon den Arbeitern von
Kraft neben den Beiträgen für
die Streikkasse auch ihren
Anwalt zur Verfügung ge-
stellt. Aufgrund der Ent-
schlossenheit für die Wieder-
einstellung aller Entlassenen
hat das Unternehmen immer
weiter nachgegeben, wobei
sie ständig versuchten, die
Basisdelegierten durch ver-
schiedene Manöver ausein-
anderzubringen. Zuerst wur-

Entweder mit der US
Botschaft oder mit
den Arbeitern von
Kraft Foods

Argentinien

den 30 Entlassene wiedereingestellt.
Danach weitere 40. Als Gegenleistung
verlangte das Unternehmen eine Frie-
denszeit von zwei Monaten und den Ver-
zicht auf jegliche gewerkschaftliche und
politische Aktivität in der Werksanlage.
Beim Redaktionsschluss verbleiben von
den ursprünglichen 160 Ausgesperrten
und Entlassenen immer noch 53 Arbeiter
auf der Straße.

Der Streik bei Kraft-Terrabusi:
Ein Wendepunkt im Verhältnis
von Kapital und Arbeit

Der Streik bei Kraft-Terrabusi stellt
einen Wendepunkt dar: Jetzt geht es
nicht mehr nur um die Streitigkeiten zwi-

schen verschiedenen Sektoren der herr-
schenden Klasse, sondern auch um das
Betreten der politischen Arena durch die
Arbeiterklasse. Sie nutzt die Unstimmig-
keiten innerhalb der herrschenden Klas-
se, um für ihre Interessen einzutreten.
Dieser Kampf wird jetzt schon ein histo-
rischer Meilenstein sein, da er sogar die
Einmischung der US-Botschaft in den
Konflikt verursacht hat.

Ein neuer Akteur hat die politische
Bühne betreten: Die Arbeiterklasse. Dies
ist das Ergebnis eines Prozesses, der
Ende vergangenen Jahres angefangen
hat und aufgrund der Schwächung der
Regierung bei den Wahlen verstärkt wur-
de. Teil dieses Prozesses sind die Kämp-
fe defensiven Charakters in der Auto-
industrie von Cordoba und Santa Fe bei
IVECO, Renault, Volkswagen und Gene-
ral Motors, die Ende August 2008 und im
Sommer (auf der Südhalbkugel) 2009
stattfanden, bis hin zum jüngsten Streik
der Erdölarbeiter von Santa Cruz, der
Streik der Metallarbeitergewerkschaft,
UOM, die sogar kleine Metallunter-
nehmen umfasste, und die Lohnauf-
stände großer Eisenindustrieunter-
nehmen wie Siderca de Campana. Auch
die Staatsangestellten und Lehrer in meh-
reren Provinzen gingen auf die Straße,
angefangen beim Aufstand der städti-
schen Angestellten von Córdoba bis hin
zum noch laufenden eindrucksvollen
Streik der Arbeiter im Gesundheitswesen
in Tucumán.

Der Grund für die großen Auswirkun-
gen der Aktionen der Arbeiter von

Erstellt aus einem Artikel von Manolo Romano y Ruth Werner, 11. Juni 2009
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Terrabusi, die mehrere Wochen lang an-
dauerten und Solidaritätsaktionen ver-
schiedener Sektoren hervorriefen, liegt
aber in der Tatsache, dass die Lohnab-
hängigen jener Industriezweige in den
Kampf gezogen sind, die neben der Auto-
industrie (in Argentinien) zu den dyna-
mischsten zählen: Die Nahrungsmittel-
industrie. Die Bedeutung des Kampfes
bei Terrabusi liegt darin, dass er einen
multinationalen Monopolisten wie Kraft
Foods betrifft.

Der Streik von Terrabusi hat ein-
drucksvoll gezeigt, dass diejenigen, die
die wichtigsten Hebel der nationalen Pro-
duktion in ihren Händen halten, die Ge-
richte, Polizei, Regierungsfunktionäre
und Gewerkschaftsbürokraten seit vielen
Jahren hinter sich haben. Außerdem hat
die Repression vom 25. September  in-
nerhalb der Regierung tiefe Wunden ver-
ursacht sowie die Beziehungen zwischen
der Regierung und der Arbeiterklasse
stark ramponiert. Die Fernsehbilder einer
gegen einen Arbeiterstreik vorgehenden
berittenen Polizei haben sich bei Millio-
nen eingebrannt. Das Ehepaar Kirchner
und der Gouverneur Scioli, die in ihrer
Wahlkampagne Sirenengesänge an die
Arbeiter von Buenos Aires über „die Ver-
teidigung der Beschäftigung“ richteten,
haben der Räumung grünes Licht gege-
ben. Die Forderung aus der US Botschaft
– wie Scioli selbst zugab - wurde mittels
Tränengas, Schlagstöcken, Gummi-
geschossen und Verhaftungen von
ArbeiterInnen, die für den Erhalt ihrer
Anstellung kämpften, quittiert. Das
Arbeitsministerium schien nun die Kanz-
lei des multinationalen Unternehmens zu
sein. Die Führung des Dach-
gewerkschaftsverbandes, CGT, entpupp-
te sich als Diener des US-Unternehmens.
Während Moyano und Daer (die Anfüh-
rer von CGT) den Streik als „linksradikal“
verurteilten, wuchsen selbst in der
peronistischen Basis die
Solidaritätsbekundungen, die sich nach
der Repression vervielfachten. Die Arbei-
ter der Schiffswerft Astillero Río Santiago
organisierten einen Solidaritätsstreik, der
von den Delegierten der Linken und der
Peronisten von der „Lista Blanca“ orga-
nisiert wurde. Die Fabrikarbeiter von
Buenos Aires oder diejenigen der gro-
ßen Betrieben der Autoindustrie in
Córdoba, die bei den Wahlen für die Re-
gierung gestimmt hatten, äußerten ihre
Empörung, und selbst Mitglieder der
Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes,
UPCN (in der CGT organisiert), beim
argentinischen Statistikamt, INDEC,
haben zum Streikfond beigetragen.
Selbst die Führung der Gewerkschaft
CTA, die Zentrale der argentinischen
Arbeiter, musste ihre durch Routine und

Leblosigkeit geprägte Agenda nach fünf
Wochen Stille und Lähmung ändern, um
den Delegierten von Terrabusi eine Tri-
büne bei ihrer Veranstaltung „für die ge-
werkschaftliche Freiheit“ einzuräumen.

Der Streik von Terrabusi entlarvt
gleichzeitig die wahre Rolle der Massen-
medien. Um die Umzingelung durch die
mediale Diktatur der Monopole zu durch-
brechen, die nebenbei alle Werbung für
Kraft Foods machen, musste die
Panamericana (die wichtigste Verkehrsa-
der im amerikanischen Kontinent) besetzt
werden. Dabei zählten die Arbeiter mit der
Solidarität eines militanten Sektors der
Studierendenbewegung, der wichtige
Knotenpunkte in Buenos Aires besetzte,
um die Bevölkerung auf den Konflikt bei
Kraft Foods aufmerksam zu machen. Die-
se Aktionen haben auch andere Sekto-
ren  angesteckt, die ebenfalls Straßen-
aktionen starteten. Auch die
Arbeitslosenbewegung solidarisierte
sich mit den Arbeitern von Terrabusi, ging
auf die Straße und forderte im gleiche
Zuge die Regierung auf, ihren Forderun-
gen endlich nachzukommen: Die verspro-
chenen Wohnungen endlich zur Verfü-
gung zu stellen.

Das Informationsmonopol, das beim
Agrarstreit zwischen der Regierung und
den Agrarverbänden das Lockout und die
Straßenblockaden der Landwirte und die
darauf folgende Le-
bens-mittelknappheit
im 2008 unterstützte
und life übertrug, ver-
sucht heute die Verbrei-
tung der Straßen-
blockaden zu verhin-
dern, Dabei schürt es
ein Klima der Unsicher-
heit und Agitation ge-
gen die Regierung, um
die „öffentliche Mei-
nung“ für rechte
Lösungsansätze zu ge-
winnen: „Nieder mit
dem Verkehrschaos“
heißt nun die Parole.

Selbst Präsidentin Cristina Kirchner rief
dazu auf, keine Blockaden mehr zu errich-
ten, doch ihr Appell war eher ein Zeug-
nis von Ohmacht als von Stärke. Der
Streik von Terrabusi und die Solidaritäts-
aktionen, die dieser hervorgebracht hat,
helfen, den Klassencharakter der Debat-
te um das neue Kommunikationsgesetz
zwischen der Regierung und der Oppo-
sition im Kongress zu verdeutlichen.

Die Basisdelegierten und die
Linke

Hugo Biolcati, Chef des
argentinischen Landwirtschafts-
verbandes Sociedad Rural Argentina,
schloss sich den Deklarationen des
Industriedachverbandes UIA (Unión
Industrial Argentina) und COPAL, der
Kammer der Lebensmittelfabrikanten, an:
Bei einem Treffen von über 200 Unter-
nehmern in der Stadt Rosario sagte er:
„Wir betrachten mit Sorge den Ausbruch
solcher Konflikte in den Unternehmen,
denn es gibt manche Belegschafts-
vertretungen - die Comisión Interna (ver-
gleichbar mit dem deutschen Betriebsrat)
AdÜ.-, die mächtiger erscheinen als die
CGT selbst“. Diese Sorge der Agrar-Un-
ternehmer über den Gesundheitsstand
der CGT zeigt, dass es den Rechten des
Landes „zweckmäßig“ erscheint, eine
Stütze bei den besten Verbündeten der
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Regierung, bei Gewerkschaftsführern wie
Daer oder Moyano, zu suchen.

Die Comisiones Internas sind den
Unternehmen ein Dorn im Auge. Deswe-
gen stellte Kraft López Matheu ein. Er
gilt als ein Spezialist bei der Bekämpfung
von Basisorganisationen der Arbeiter-
schaft. Als Direktor der Gruppe Clarin,
ist er verantwortlich für das Verschwin-
den der Comisión Interna der Zeitung
Clarin. Dabei betonte er stets die Not-
wendigkeit, Hunderte von Arbeitern zu
entlassen und die Produktion zu steigern.
Das Ziel dieser Personalentscheidung ist
klar: Die gewerkschaftliche Organisation
der Basis zu zerstören, um die Bedingun-
gen der Ausbeutung auf die neuen Zei-
ten des kriselnden Kapitalismus anzupas-
sen.

Der Grund der Entlassungen liegt
nicht im berechtigten Aufstand gegen die
Schlampigkeit des Unternehmens bei der
Schweinegrippe. Dies beweist die Tatsa-
che, dass die Mehrheit der Entlassenen
nicht zur Schicht gehört, die den Auf-
stand vorangetrieben hatte, sondern zur
Nachtschicht, bei der die kämpferischs-
ten Delegierten arbeiteten. Das Unter-
nehmen wendet sich an die Justiz und
zeigt die kämpferischen Kollegen an, mit
dem klaren Ziel, die gewerkschaftlichen
Aktivitäten zu kriminalisieren, Provoka-
tionen zu starten, Beweise zu erfinden
und sogar Staatsanwälte und Richter zu
kaufen.

Der Konflikt bei Kraft komprimiert ei-
nen großartigen Widerstand der Lohn-
abhängigen gegen den Willen der Mo-
nopole, um die Basisorganisationen der

Arbeiterklasse, die Vertrauenskörper und
die Betriebsräte zu stärken. Dieser Kampf
hat aber auch eine tiefe politische Dimen-
sion des Konfliktes offenbart: Wenn die-
se Organisationen nicht von den
Gewerkschaftsbürokraten kontrolliert
werden, gewährleisten sie die Pluralität
der Parteien der von der Basis gewählten
Delegierten. Anders sieht es beim Verti-
kalismus der Gewerkschaften aus, in de-
nen „Einheitslisten“ das Sagen haben, wie
kürzlich bei der Eisenbahngesellschaft
von Pedraza, die die Klassenopposition
verbot.

Der Angriff von Daer und Moyano
gegen die Streikenden, weil diese „ideo-
logisiert“ und „politisiert“ seien, offen-
bart die Beziehung zwischen der Arbei-
terklasse und der Linken. In den neuen
Betriebsräten, und vor allem bei den
Vertrauenskörpern, wie zum Beispiel bei
den Angestellten der U-Bahn von
Buenos Aires, können sich alle gewerk-
schaftlichen und politischen Strömun-
gen, die sich an den Kämpfen der Arbei-
terklasse beteiligen, äußern.

Im Falle von Terrabusi sind Betriebs-
rat und Vertrauenskörper von über 40
Basisdelegierten aller Schichten zusam-
mengesetzt. In ihnen agieren Unabhän-
gige, Anführer von CCC-PCR1 zusammen
mit den klassenkämpferischen Kräften in
den Gewerkschaften und Volks-
bewegungen (CCC)) und der PTS (Par-
tei der Werktätigen für den Sozialismus),
Teil der Strömung „Trotzkistische Frakti-
on für die Vierte Internationale“, zu der
auch unsere Gruppe „Internationale Klas-
senkampf“ gehört. Diese Zusammenar-
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Die berüchtigte argentinische Polizei besetzte das Fabrikgelände, um die Interessen des US-Konzerns gegenüber den Arbeitern
geltend zu machen.

beit an der Basis findet trotz der tiefge-
henden politischen Unterschiede mit der
CCC-PCR statt. Dies wurde eindrucksvoll
beim Agrarkonflikt zwischen den Agrar-
unternehmen und der Regierung gezeigt.
Bei diesem Konflikt reihte sich die CCC
(neben der MST - Sozialistische Bewe-
gung der ArbeiterInnen - von Vilma Ripoll)
hinter den Unternehmensverbänden des
Agrarsektors ein, während unsere Strö-
mung die Unabhängigkeit beim Streit
zwischen den zwei Lagern der Unterneh-
mer aufrechterhielt. Dabei hielten wir die
Banner der Kachelarbeiter von Zanon
hoch, d.h. der politischen Unabhängig-
keit der Arbeiterklasse -und somit der
Kampf für ihre eigenen Klasseninteres-
sen-  gegenüber den Konflikten im bür-
gerlichen Lager.

Dies entspringt der Tatsache, dass die
in der Fabrik agierenden verschiedenen
politischen Strömungen nur Teil einer
Einheitsorganisation der Arbeiter sind
und durch die Stimmen der Arbeiterbasis
gewählt werden.

Gegen das Vorhaben von Kraft,
der US-Botschaft und ihrer
Verbündeten!

Wiedereinstellung ALLER
Entlassenen!

Fußnote
1 CCC-PCR: Revolutionäre Kommunistische
Partei (Maoisten).



Chronik

Am vergangenen 13. August wurde
endlich und endgültig für das Gesetz zur
Enteignung von Zanon gestimmt, ein gro-
ßer Tag für die ArbeiterInnen dieser
Kachelfabrik, die sie 2001 besetzten und
unter Arbeiterkontrolle zum Laufen
brachten.

„Acht Jahre sind schon vergangen,
wir wollen keine weiteren Hinhaltungen
mehr, wir wollen die Enteignung“, schrien
die KachelarbeiterInnen – begleitet von
einer langen  Schlange von Unterstütz-
ern: Lehrer, Professoren, Beamte, soziale
Organisationen und linke Parteien ver-
sammelten sich vor dem Neuquinischen
Rathaus, wo die Enteignung
verhandelt wurde.

Zu der langen und
schwerwiegenden Sitzung
waren etwa 50 Vertreter an-
getreten; unter ihnen einige
der alten Veteranen von
Zanon, begleitet von eini-
gen Frauen der Madres de
la Plaza de Mayo1,einige
Delegationen der CTA
(Argentinischer Gewerk-
s c h a f t s b u n d ) ,
ArbeiterInnen des Statistik-
amtes INDEC,  der U-Bahn,
der Textilarbeiterinnen
Brukmans.Währenddessen
wurde draußen eine Kund-
gebung abgehalten, auf der
alle sich solidarisch erklärenden politi-
schen Organisationen sprachen. Die Auf-
regung war spürbar. Und um Mitternacht,
nach diesem langen Tag des 12. August,
der so kalt war, dass die Lagerfeuer kaum
wärmen konnten, war es schließlich so-
weit: der Enteignung wurde zugestimmt.
Die Freudenrufe begannen: „Endlich!..“,
riefen alle „...und dies, obwohl einige
immer noch dachten, wir würden es nie
schaffen!“. Sie sangen, sprangen, tanz-
ten, umarmten sich und einige Tränen lie-
fen die Wangen hinunter. Die Ältesten
erinnerten sich an den langen Streik von
2001, der 34 Tage andauerte. Sie erinner-
ten sich an diesen Sieg nach einer harten
Anspannung. Dieser wichtige Streik öff-
nete damals den Weg für die spätere Be-
setzung und Inbetriebnahme unter

Argentinien

Zanon: Ein historischer Sieg
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Die ArbeiterInnen von Zanon setzten die Enteignung der Kachelfabrik
gegen die Kapitalisten durch

Arbeiterkontrolle der wichtigsten Kachel-
fabrik Argentiniens.

Da sich die ArbeiterInnen bewusst
waren, dass die erreichte Enteignung
noch nicht das Ende ihres Kampfes sein
wird und dass der Enteignungsvertag
Artikel für Artikel untersucht werden
müsste, da ihnen Fallen gestellt werden
könnten (wie die des „sozialen Friedens“
oder der Zahlung von Verlusten), stimm-
ten sie für eine erneute Mobilisierung am
nächsten Tag vor dem Rathaus. Dieser
Tag ist das Ende eines wichtigen Stücks
Geschichte und gleichzeitig der Beginn
eines neuen, nicht weniger schwierigen
und kämpferischen Weges. Denn, wie
Raul Godoy immer wieder wiederholt:

„Zanon ist keine Insel“, wie eindeutige
Beispiele wie die Keramikfabrik Stefani
de Cutral Có zeigen, die sich seit mehr als
einem Monat gegen Provokationen der
Unternehmer im Streik befindet. Der
Kampf von Zanon und seiner Gewerk-
schaft geht weiter.

Ein nationales und internationa-
les Beispiel

Der Kampf in und um Zanon ist in
ganz Argentinien anerkannt, hat aber
auch auf internationaler Ebene wichtige
Verbreitung gefunden. Mit der Zeit ha-
ben dieses Prestige und diese Auswei-
tung eher zu als abgenommen. Gerade im
letzten Jahr ist dieses sehr bemerkbar
gewesen. Dies ist nicht nur der Verdienst
der ArbeiterInnen und ihrer Führung: Die

globale Kapitalismuskrise, die Millionen
Entlassungen und tausende
Fabrikschließungen auf der Welt herbei-
führte, brachte die Erfahrung der besetz-
ten Fabriken in Argentinien nach seiner
Finanzkrise im Jahr 2001, die internatio-
nal verbreitet wurde, wieder auf die Ta-
gesordnung. Acht Jahre später scheint
das Licht von Zanon mit neuer Kraft. Sei-
ne Politik der Arbeiterkontrolle, anders
und progressiver als die von normalen
Kooperativen, die die meisten besetzten
Fabriken gewählt hatten, seine klassen-
kämpferische Gewerkschaft, seine
Koordinationspolitik, seine Politik der di-
rekten Arbeiterdemokratie, in der die
Gesamtversammlung entschieden wird,
die periodische Kontrolle der Arbeiter-

basis über die Fabrik-
geschäfte, seine aktive Soli-
darität mit tausenden Konf-
likten im ganzen Land, seine
Unterstützung mit ärmeren
Sektoren, in denen ihnen
stets, wie sie es nennen „die
Arbeit mit der Gemeinschaft“
wichtig war, die Rock-
konzerte wie La Rengla, la
Bersuit oder Attaque, die
sonst unbezahlbar waren
und nun gratis für Jugendli-
che der Region veranstaltet
wurden – letztendlich also
eine Keramikfabrik voller Ak-
tivismus, die sich die Enteig-
nung verdient hat.

Niemand hat sie ihnen geschenkt, sie
haben sie nicht alleine erreicht. Die au-
ßerordentliche Unterstützung von Arbei-
tern der Region und des ganzen Landes
war entscheidend. „Sie gewannen die
Enteignung, sie entrissen sie dem
neuquinischen Regime mit voller Kraft.
Sie verlassen das Rathaus voller Zufrie-
denheit über die gewonnene Schlacht.
Die frierende Nacht gibt das Echo dieser
Siegeshymne wieder, die natürlich auch
in dieser Nacht nicht fehlte. „Es lebe der
Kampf von Zanon, es lebe die Arbeiter-
kontrolle, diese Fabrik gehört dem Volk,
in Zanon kommt keiner rein!“

Zur Bedeutung der Enteignung

Zanons Enteignungsgesetz ist ein
großer Schritt nach vorne für die

Von Chucho Kahl, 15. Oktober 2009
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Die Arbeiter von Zanon feiern ihren Etappensieg
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Arbeiterselbstkontrolle. Denn das Gesetz
N°2656 der neuquinischen Verfassung
sieht vor, dass sowohl das Grundstück,
als auch das Fabrikgelände, die Maschi-
nerie bis hin zum Nachnamen der
ausbeuterischen Unternehmer (die Mar-
ke „Zanon“) in die öffentliche Hand über-
gehen, enteignet und ohne weitere Be-
dingungen oder Zahlungen an die
ArbeiterInnen übergeben werden.

Obgleich das Gesetz auf der Grundla-
ge eines Gesetzesvorhabens der
Provinzialregierung erarbeitet wurde, das
die Auszahlung von 23 Millionen Dollar
an privilegierte Gläubiger beinhaltete und
eine Verstaatlichung nicht berücksichtig-
te, rückt seine Aufhebung die Möglich-
keit des Verkaufs, die Bedrohung einer
Räumung und die Möglichkeit, dass sich
die Fabrik in ein leeres Gebäude umwan-
delt, in weite Ferne. Die Enteignung ent-
zieht die Güter dem Einflussbereich des
Konkursverwalter, wodurch das Damok-
lesschwert verschwindet.

Außerdem legt sie der Arbeiter-
verwaltung keine weiteren Bedingungen
auf, beschränkt auch nicht die Unabhän-
gigkeit der Versammlungen, die weiterhin
das höchste Diskussions- und
Entscheidungsorgan der ArbeiterInnen
bleiben werden. Einige Abgeordnete sa-
hen vor, eine Klausel des „sozialen Frie-
dens“ einzufügen, die jedoch von den
ArbeiterInnen zurück- gewiesen wurde.
Dabei ist auch wichtig zu bemerken, dass
Zanon keine Produkte, also auch keine
Kacheln, als eine mögliche Art der Be-
zahlung einreichen muss, dem Staat die
Kacheln nur für öffentliche Bauvorhaben
zum Produktionspreis (dieser umfasst
auch die Arbeitskraft und den
Maschinenverschleiß) verkauft.

Dies ist ein Zeichen dafür, dass die
ArbeiterInnen der Kachelfabrik sich ge-
gen die Entlassungen und Werks-
schließung im Jahre 2001 erfolgreich zur
Wehr gesetzt haben und, wenn die Resi-
gnation in diesen Krisenzeiten nicht siegt,
ArbeiterInnen die Kraft besitzen, der Zer-
störung der Produktionsmittel, die die
Kapitalisten vorantreiben, entschieden
zu begegnen.

Die Hintergründe

In den Wochen vor den Verhandlun-
gen zum Enteignungsgesetz fand eine
heftige Debatte statt: In den Zeitungen,
Radio- und Fernsehsendungen der Re-
gion multiplizierten sich geradezu die Dis-
kussionen und Positionen zu Zanon. Die
Arbeitgeberverbände riefen zum Gefecht
auf: „Dem Enteignungsgesetz zuzustim-
men, bedeutet den Klassenkampf anzu-
kurbeln!“, verkündete immer wieder der
Leiter der ACIPAN (Industrie, Handels-

und Berufsvereinigungen – also ein
Unternehmensverband). Seine Anhänger
folgten gleich seinen Rufen: „Enteignun-
gen sind ein Angriff auf das Privateigen-
tum!“, erklärte der Generalsekretär des
argentinischen Gewerkschaftsbundes
CGT, während Journalisten auf die un-
terschiedlichsten Arten und Weisen ver-
suchten, Verleumdungen und gekünstel-
te Angriffe gegen Zanon zu verbreiten.
So versuchten Unternehmer und Vertei-
diger des Kapitalismus bis zur letzten
Minute, gegen die Enteignung von
Zanon zu kämpfen, da diese einen Präze-
denzfall statuieren würde.

Sie (die Kapitalisten) bereiten sich
darauf vor, die Kosten der Wirtschafts-
krise auf dem Rücken der Arbeiter abzu-
laden, mit einem einfachen Programm:
Werks- und Unternehmensschließungen,
massive Entlassungen, Einfrierung der
Gehälter und Kürzungen. Und sie haben
Angst, dass sich eine neue Bewegung
von Fabrikbesetzungen verbreiten und
ausweiten könnte, die die Programm-
punkte der Arbeiterkontrolle und Enteig-
nung verstärkt aufnehmen könnte.

Zanon: Laboratorium für revolu-
tionäre Strategie und Politik

„Durch die Tat, statt durch Argumen-
te, bewiesen sie, daß Produktion auf
großer Stufenleiter und im Einklang mit
dem Fortschritt moderner Wissenschaft
vorgehen kann ohne die Existenz einer
Klasse von Meistern (masters), die eine
Klasse von „Händen“ anwendet; daß,
um Früchte zu tragen, die Mittel der
Arbeit nicht monopolisiert zu werden
brauchen als Mittel der Herrschaft über
und Mittel der Ausbeutung gegen den
Arbeiter selbst“ (Marx 1864:
Inauguraladresse der Internatioanlen
Arbeiterorganisation)

Es wurde viel diskutiert über das Phä-
nomen besetzter Fabriken in Argentinien.
Wichtig ist festzustellen, dass nicht alle
denselben Weg gegangen sind. Wäh-
rend fast alle sich dazu entschlossen, als
Kooperative  (als Genossenschaft) zu
funktionieren, unterscheidet sich die Per-
spektive der Zanon-ArbeiterInnen um
einiges. Für sie war die Enteignung und
Verwaltung unter Arbeiterkontrolle immer
der Schlüssel, d.h. den Unternehmern die
Produktionsmittel zu entreißen, damit sie
in die Hände der ArbeiterInnen und der
Gesellschaft übergehen.

Diese Perspektive erschien vielen als
sehr gewagt, als unerreichbar oder we-
nig sinnvoll aufgrund der Wirtschafts-
lage. Doch nun haben die Kachel-
fabrikanten gezeigt, dass es mit einem
konsequenten politischen Kampf mög-
lich ist, das Unmögliche zu erreichen.

Dennoch wissen wir, dass neben der au-
ßerordentlichen Wichtigkeit und Bedeu-
tung der Enteignung und der Möglich-
keit, so der Welt zu zeigen, zu was die
organisierte Arbeiterklasse ohne Bosse
im Stande ist, es sehr schwierig sein wird,
diese Enteignung aufrechtzuerhalten,
wenn der Klassenkampf in Argentinien
und der Welt sich nicht verstärkt. So ist
den Zanon-ArbeiterInnen sehr klar, dass,
während heute die Abgeordneten zu ih-
rem Vorteil abgestimmt haben, morgen
die Situation ganz anders aussehen kann
und zu jeder Zeit erneut gegen das De-
kret angegangen werden kann. Dies auch
vor allem im Hinblick auf die Auswirkun-
gen, die dieser harte Schlag gegen die
Interessen der Kapitalisten für die Bour-
geoisie hat. Doch es ist nicht nur die Ver-
teidigung von Zanon selbst, die die
ArbeieterInnen stetig den Krieg gegen
die Unternehmer und die Gewerkschafts-
bürokratien ausrufen lässt, sondern vor
allem auch ihr Klassenbewusstsein, ihre
Unterstützung für sich entwickelnde
Arbeiterkämpfe und ihre Ermutigungen
an die Arbeiterklasse, endlich die Ketten
der kapitalistischen Unterwerfung von
sich zu werfen. Deswegen kämpfen sie
für die Rückeroberung von heute büro-
kratisierten und pro-unternehmerischen
Arbeiterorganisationen, wie zum Beispiel
dem argentinischen Gewerkschaftsbund
CTA, indem sie stets mit ihrem Beispiel
der direkten Arbeiterdemokratie vorange-
hen.

„Den ArbeiterInnen von Zanon kann
man eigentlich nicht mehr abverlangen,
als die ganze Kraft und Anstrengung,
die sie in die Verteidigung der Fabrik
nach innen und  außen gelegt haben,
um sie am Leben zu halten.. Mit Zanon
haben wir eine Bastion erbaut, umringt
von einem von uns gegrabenen Schüt-
zengraben um uns im Inneren organi-
sieren zu können. Zanon ist eine Art
Krafthebel, ein Laboratorium für viele
Arbeiter, die an ihren Arbeitsplätzen
verstehen werden, dass sie es sind, die
das Land bewegen. Was uns und allen
Arbeitern fehlt, ist eine gemeinsame Per-
spektive aufzubauen. Deswegen denken
wir an ein klares politisches Projekt und
kämpfen für unser Programm.“2

Die Enteignung von Zanon ist ein ein-
deutiges Beispiel dafür, wie die Arbeiter-
klasse sich gegen Reformen, Pläne und
Taktiken der Regierung zum Abladen der
Krisenkosten wehren kann. (wie z. Bsp.
Privatisierungen, Lohn – oder Arbeitszeit-
verkürzungen). So gibt es keinen Grund,
Abfindungen oder sonstige Versprechen
zu akzeptieren, denn Fabriken können
besetzt werden und zum Dienste der All-
gemeinheit die Produktion wieder aufneh-
men. Unternehmer produzieren, um ihre
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Gewinnlust zu stillen und nicht im Sinne
sozialer Bedürfnisse. Jede schließende
Fabrik, jedes schließende Unternehmen
ist eine Vergeudung der Produktivkräfte:
ArbeiterInnen, die arbeitslos werden, und
Maschinerien, die ohne Inbetriebnahme
keine sozial oder gesellschaftlich notwen-
digen Güter mehr herstellen. Doch die Ar-
beitslosigkeit, der Hunger und die Mise-
re sind kein unumgängliches Schicksal.
Die Arbeiterklasse hat die Kraft, sich da-
gegen zu wehren.  Das kleine Beispiel der
Enteignung von Zanon soll dazu dienen,
auch anderen Lohnabhängigen Kraft und
Mut zu geben, Entlassungen und
Werksschließungen nicht zu erlauben,
um das Überleben eines Systems, das der
gesamten Menschheit nichts mehr zu bie-
ten hat, zu verhindern.

Eine wahrhaft revolutionäre
Führung

Die ArbeiterInnen von Zanon sehen
es für die Aufrechterhaltung ihres Kamp-
fes seit nunmehr mehr als zehn Jahren
als besonders wichtig an, dass eine poli-
tische Bewegung in und außer-
halb der Fabrik sie bis jetzt un-
terstützt und mit ihnen gearbei-
tet hat. Die organisierte direkte
Demokratieform ermöglicht es,
dass in den Werksver-
sammlungen ArbeiterInnen mit
oder ohne Mitgliedschaft in
Parteien oder sozialen Organi-
sationen ihre Standpunkte äu-
ßern, erhört werden und für ih-
rer Meinung nach richtige poli-
tische Strategien einstehen
können. Lange und erhitze Dis-
kussionen sind immer Teil des
Alltags in Zanon gewesen,
wodurch eine einmal abge-
stimmte Resolution auch bis
zum Ende von allen verteidigt werden
konnte.

Doch die Idee der Arbeiter-
selbstkontrolle und der Enteignung sind
nicht einfach so vom Himmel gefallen. Die
Führungsrolle, die die Partei PTS
(argentinische Organisation der
Trotzkistischen Fraktion für den Wieder-
aufbau der Vierten Internationale, der wir
von IK angehören) in diesem wichtigen
Kampf übernommen hat, ist von zentra-
ler Bedeutung. Raul Godoy (seit vielen
Jahren PTS-Mitglied und Zanonarbeiter)
konnte Stück für Stück die Sympathie,
das Vertrauen und den Respekt seiner
Kollegen gewinnen. Er erlangte zusam-
men mit einigen Kollegen, nach einem
harten Kampf gegen die bürokratisierte
Gewerkschaftsführung der Keramik-
gewerkschaft Neuquens SOECN im Jahr
2000, den Sieg in den internen Wahlen
zur Gewerkschaftsführung, um dann die-

ses Instrument der ArbeiterInnen auf ra-
dikale Weise zu einem Schlüssel für die
Organisation des Arbeiterkampfes zu
wandeln.

Mit der Unterstützung von Mariano
Pedrero ( PTSler und Anwalt der SOECN)
trieben sie eine revolutionäre Perspekti-
ve in der Gewerkschaft voran, indem sie
das Beste der Geschichte der
argentinischen und globalen Arbeiterbe-
wegung aufnahmen: Produktion unter
Arbeiterkontrolle, Arbeiterselbst-
verwaltung, direkte Demokratie, Ab-
wählbarkeit der Gewerkschafts-
funktionen, Arbeiterversammlung als
höchstes Entscheidungsorgan, Klassen-
unabhängigkeit, proletarischer Internati-
onalismus, aufrichtiger Kampf gegen die
Gewerkschaftsbürokratien und deren
Wiedereroberung, die Notwendig der
Organisierung der ArbeiterInnen und
Kämpfenden, die Suche nach Allianzen
mit studentischen und indigen
(Mapuche) Sektoren auf regionaler Ebe-
ne und mit anderen ArbeiterInnen – Alli-
anzen, die in schwierigen Zeiten der Re-

pression entscheidend waren. Eine
politsiche Praxis, die weit von dem
opportiunistischen Verhalten rechter
oder linker Reformisten zu unterscheiden
ist, die angesichts der objektiven Bedin-
gungen eine angebliche Unmöglichkeit
sehen, ein radikaleres Programm umzu-
setzen, und somit lieber „vernünftig“ nach
den besten Verhandlungsstrategien mit
der Regierung suchen wollen. Auch weit
entfernt von linkeren Utopien, wie anar-
chistische oder autonome Perspektiven,
die den Traum einer kleinen Insel zu ver-
folgen versuchen, in der der Kommunis-
mus hinter den Fabriktoren erprobt wird.

Es waren Jahre der konstanten politi-
schen Arbeit und Hingabe im Kampf für
ein eindeutig revolutionäres Programm
und seine Strategie, die auf dem revoluti-
onären Marxismus fußt. Dieses Pro-
gramm wurde stetig im Alltag diskutiert
und im täglichen Kampf auf die Probe
gestellt. Doch für revolutionäre Marxis-

ten gibt es nichts Beeindruckenderes als
diesen Moment, wenn das revolutionäre
Programm schließlich eins wird mit der
Realität und durch die Arbeiterklasse auf-
genommen wird. So erzählt Raul Godoy,
wie die Diskussion unter seinen Kolle-
gen über die Forderung der Produktion
unter Arbeiterkontrolle sich entwickelte:

Zusammenfassend bleibt festzu-
halten, dass  unsere Kamaraden der PTS
die Begleitung der ArbeiterInnen von
Zanon bei diesen Erfahrungen stets
höchste Priorität und ihre zentrale Auf-
gabe darstellt. Zanon ermöglicht uns,
gerade in diesen Zeiten der weltweiten
Kapitalismuskrise, die Effektivität und
das Wirken des Programms und der
Strategiedes revolutionären Marxismus
aufzuzeigen, gerade in objektiv so
schwierigen Zeiten der Massen-
entlassungen. Der Schlüssel zum Erfolg,
die jetzige Moral der ZanonarbeiterInnen
kommt aus ihrer wahrhaft und unver-
fälscht revolutionären Führung und so
sagte Alejandro Lopez (bis vor einiger
zeit Gewerkschaftsführer der SOECN):

„Wir erkennen die Unterstüt-
zung, die uns die PTS gege-
ben hat, sehr an. Ich denke,
dass sie ein sehr
interssanten Projekt verfol-
gen. Ich bin kein Mitglied in
einer Partei, aber ich kann
nicht aufhören, die  enorme
Kraft  anzuerkennen, die Ihr
für das Fortschreiten der Ar-
beiterklasse in seiner Ge-
samtheit aufbringt, damit sie
beginnen kann etwas viel
Größeres aufzubauen. Ihr
habt eine entscheidende
Rolle in unsrem Kampf ge-
spielt.“3 Dies fehlt vielen

Kämpfen, die sich gerade weltweit ent-
wickeln. Deshalb ist es so wichtig, die
Erfahrungen von Zanon zu verbreiten,
damit sie Teil des theoretischen und prak-
tischen Gerüstes der ArbeiterInnen wer-
den angesichts der bevorstehenden
Auseinandersetzungen.
(*) Dieser Artikel gibt wichtige Teile der
Arbeiten von Tintin Moreira, La Verdad
Obrera No. 338, 13.8.2009 und Mariano
Predero, Suplemento Especial LVO, 20.8.
2009 wieder. Ein Interview mit dem
Gewerkschaftsführer Raul Godoy
veröffentlichten wir in der letzten Ausgabe
des Internationalen Klassenkampfes N°3

Fußnoten
1 Nichtstaatliche Organisation der Mütter der
in der Militärdiktatur Argentiniens
ermordeten und verschwundenen
Jugendlichen sowie linken Aktivisten.
2 „La Dirigencia gremial de la fabrica
recuperada vuelve al trabajo“, Interview mit
Raúl Godoy und Alejandro López in der
argentinische Tageszeitung Pagina12.
3 Interview mit Alejandro López  La Verdad
Obrera, 20.8.2009 2 3

Zanon: Ein Beispiel von Arbeiterdemokratie: Die Stimmen
werden gezählt
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Einen Monat nach dem Putsch, durch
den Präsident Zelaya abgesetzt wurde,
verbleibt Micheletti im Amt. Dies trotz der
internationalen Ablehnung, sowie mas-
siver Mobilisierung der Arbeiter, Bauern,
Studenten und der ärmeren Bevölkerung
Honduras. Sie wehren sich Tag für Tag
mit Straßenblockaden und Streiks gegen
den Putsch, im Angesicht von Ausgeh-
verbot und Repression. Dass Micheletti
im Amt verweilen kann, liegt nicht nur an
seiner Unterstützerbasis unter den ge-
sammelten hondureñischen Institutionen
und dem Militär, sondern vor allem auch
daran, dass Obamas Regierung sein Ver-
weilen billigt. Zunächst konspirierte der
US-amerikanische Botschafter zusam-
men mit den Putschisten bis zur Ausrei-
se Zelayas. Später, als die Anti-Putsch
Mobilisierungen anstiegen, gaben sie
den Anstoß für die Verhandlungen mit
dem Costa Ricanischen Präsidenten
Óscar Arias, die Zelaya und die Putschis-
ten auf eine Augenhöhe stellen und eine
Lösung aufzwangen, die unter anderem
jegliche Perspektive blockierte, eine
verfassungsgebende Versammlung ein-
zuberufen. Die Organisation der Amerika-
nischen Staaten (OEA) akzeptierte diese
Politik, die Vorgehensweise Obama und
Hillary Clinton zu überlassen, auch
Zelaya unterstütze dies, indem er die Lö-
sung nach Vorgaben Arias einwilligte.
Abgesehen von ihrer Rhetorik handelte
die OEA tatsächlich wie ein wahrhaftes
„Kolonieministerium“ der USA: rheto-
risch verurteilten sie den Staatsstreich
durch eine harte Deklaration, erkannten
die Regierung von Micheletti nicht an
und forderten die sofortige Rückkehr
Zelayas ins Präsidium. Tatsächlich je-
doch war es Teil der Politik Obamas und
Clintons, Michelettis Regierung zu legi-
timieren, indem sie ihn als einen ernstzu-
nehmenden Vermittler ansahen und ihm
Zeit gaben, seine interne Front zu for-
mieren und Verbündete der republikani-
schen Rechten der Vereinigten Staaten
und der Region zu finden.

Nach Angaben einiger Medien ist der
Schlichtungsplan Arias aus einer Ab-
sprache zwischen Obama und dem brasi-
lianischen Präsidenten Lula da Silva
(Hauptverbündeter der USA in Latein-
amerika) entstanden, um den Einfluss

Chavez zu mindern und die Region zu
stabilisieren. Wie ein Journalist recher-
chierte: „Da Lula wollte, das Zelaya zu-
rückkehrt, Obama jedoch wollte, dass er
nicht bleibt, einigten sie sich in Moskau
darauf, dass er zurückkehren solle, aber
nicht bleiben werde.“(Pagina12 vom
26.7.09) Dies verdeutlicht die Position
von Obamas Regierung, die insofern mit
den Putschisten übereinstimmt, als dass
beide Parteien Zelayas Projekt und dem
Anstoß zu einer verfassungsgebenden
Versammlung ein Ende setzten wollen,
aber natürlich nicht die Methode eines
Putsches unterstützen können,  um das
neue Gesicht des amerikanischen Impe-
rialismus, den Wandel des Politikstils
gegenüber der Ära Bush nicht zu entlar-
ven. Dieser Politik unterwarfen sich
letztendlich, unabhängig von ihren Dis-
kursen, alle Regierungen des Kontinents,
so auch Chávez, Evo Morales und ande-
re Blockstaaten des ALBAs. Der Obama-
Clinton-Arias-Plan ist in jeglicher Hin-
sicht reaktionär: erstens legitimiert er die
Putschisten, indem sie auf Augenhöhe
mit Zelaya gestellt werden. Zweitens, legt
der Plan der Rückkehr Zelayas so viele
Bedingungen auf, dass er letztendlich zu
einer Art Hofnarr der Putschisten würde:
Nach dem letzten Dialogvorschlag, be-
kannt als „Beschluss von San José“,
könnte Zelaya zurück ins Präsidentenamt
kehren, jedoch keine Minister benennen,
und eine Regierung der „nationalen Ein-
heit“ (ja, zusammen mit den Putschisten!)
würde regieren. Außerdem würde die
Straflosigkeit der Putschisten aufrecht-
erhalten und Zelaya würde die Forderung
nach einer verfassungsgebenden Ver-
sammlung fallen lassen.

Zelaya, der sein Glück in die Hände
des US-amerikanischen Imperialismus
legt, akzeptierte diese erniedrigenden Be-
dingungen, die letztendlich Aufgeben auf
ganzer Linie bedeuten. Es waren jedoch
die Putschisten, die diesem Abkommen
letztendlich nicht zustimmten und sich
weigerten, irgndwelche Zugeständnisse
zu machen. Sie hielten fest an ihrer Poli-
tik, die Rückkehr Zelayas unter keinen
Umständen zu billigen, es sei denn, er
stelle sich dem Gericht der Putschisten,
die ihn aufgrund mehrerer politischer Ver-
brechen anklagen, wie zum Beispiel dem

Versuch, eine verfassungsgebende Ver-
sammlung einzuberufen.

Chávez‘ Politik

Abgesehen von seinem anti-
imperialistischen Diskurs beließ die ei-
gentliche Politik Chavez gegenüber dem
Putsch in Honduras die Lösung des
Konflikts in den Händen der Regierung
Obamas. Dies erklärt auch, dass die
„bolivarianischen“ Sektoren die
Massenmobilisierungen gegen den
Putsch auf dem ganzen Kontinent nicht
unterstützten. Nach einem Artikel in
„Página12“ hat die Politik gegenüber dem
Putsch „die bis jetzt bedeutendste diplo-
matische Annäherung zwischen Venezu-
ela und den USA hervorgebracht, eine
Annäherung, die beide Regierungen aus
eindeutigen innenpolitischen Gründen
vermeiden öffentlich zu machen: Chavez
ist ein Schimpfwort in den Vereinigten
Staaten und die USA sind ein Schimpf-
wort im chavistischen Venezuela.“ Inso-
fern nahmen auch weder Chavez noch
Evo Morales an dem Treffen der OEA am
4. Juli teil, als das erste Mal über die mög-
lichen Maßnahmen lateinamerikanischer
Regierungen zum Staatsstreich in Hon-
duras verhandelt wurde.

Bei diesem Treffen weigerten sich die
USA, Panama und andere, der Rückkehr
Zelayas zuzustimmen, womit die OEA den
Versuch der Wiederkehr Zelayas am 5.Juli
nicht absicherte, als zwei
Demonstrationsteilnehmer am Flughafen
der Hauptstadt Tegucicalpa ermordet
wurden. Nicht einmal die Haupt-
verantwortlichen des ALBAS, abgese-
hen von dem ecuadoreanischen Präsi-
denten Correa, erwarteten an diesem Tag
die Rückkehr von Zelaya in El Salvador.

Chavez billigte anfänglich die
Vermittlungsversuche Arias, und erst als
Michelettis Absage an jegliche Zuge-
ständnisse deutlich wurde, kritisierte er
den Dialog und Clinton, stellte ihn als
Niederlage dar und forderte Obama auf,
etwas gegen die Putschisten zu unter-
nehmen.

Zusammenfassend war Chavez‘ Poli-
tik und die des gesamten ALBA-Blockes
nicht darauf konzentriert, effektive Maß-
nahmen gegen den Putsch zu organisie-

Honduras

Die Chefs der Putschisten sitzen
in Washington
Von Claudia Cinatti, 29. Juli 2009
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ren, Mobilisierungen in ganz Latein-
amerika auszurufen, einen Wirtschafts-
boykott gegen das Putschisten-Regime
zu veranlassen oder die imperialistische
Politik anzuprangern, die Micheletti und
die Rechte des Kontinents unterstützt.
Im Gegenteil: Sie schufen die Hoffnung,
Obama könne eine positive Wendung für
den Subkontinent hervorbringen, ob-
wohl (abgesehen von formalen Änderun-
gen) Obama weiterhin die Interessen des
nordamerikanischen Imperialismus ver-
tritt und verteidigen wird. Somit wäre eine
antiimperialistische Bewegung in ganz
Lateinamerika in Solidarität mit dem
hondureñischen Volk zu organisieren,
angefangen mit einem Boykott gegen das
Putschisten-Regime.

Unabhängige Mobilisierung zum
Sturz der Putschisten

Zelaya vetraute darauf, eine Lösung
des Konflikts unter der Obhut des
nordamerikanischen Imperialismus der
USA zu erlangen,  die Honduras in einer
fast kolonialen Beziehung gefangen hal-
ten und sein Territorium sowie ihre Ver-
bindungen zu Militärs und Unternehmern
ausnutzen, um eine konterrevolutionäre
Politik umzusetzen, wie beispielsweise
bei dem Angriff auf die nicaraguensische
Revolution 1980. Noch immer erhalten sie
eine Militärbasis in Soto Cano aufrecht.
Diese Strategie Zelayas kann nur zur Nie-
derlage führen und erlaubt das Erstarken
der Rechten. Die wichtige Erfahrung, die
gerade die ArbeiterInnen und die ärmere
Bevölkerung machen, die sich gegen den
Putsch wehren, zeigt, dass die einzige
realistische Möglichkeit zum Sturz der
Putschisten sich gegen jegliche Art von
Verhandlung stellen muss und die Mobi-
lisierung der Arbeiter, Bauern, Studieren-
den, der Ausgebeuteten und Unterdrück-
ten Honduras erfordert. Es wäre nötig,
neben Straßenblockaden und Demonst-
rationen einen unbefristeten General-
streik zu organisieren und die Selbstver-
teidigung zu planen, um sich gegen das
Militär zu wehren. Die nationale Front zum
Widerstand gegen den Putsch äußert
unter ihren Forderungen weiterhin die
einer Ausrufung zur verfassungs-
gebenden Versammlung.

Nur wenn weiterhin ein unabhängi-
ger Weg des Widerstandes gegangen
und vertieft wird, ist das Durchsetzten
einer revolutionären verfassungs-
gebenden Versammlung möglich, die die
Organisation des Landes diskutieren
kann, die Unterwerfung unter den
nordamerikanischen Imperialismus über-
brücken und für eine Arbeiter- und
Bauernregierung kämpfen kann, die auf
Mechanismen der Selbstbestimmung der
Massen basiert.

Aktuelle Deklaration
zur Lage in
Honduras

Keine Versöhnung mit dem Imperialismus und den Putschisten!

Nieder mit dem Wahlschwindel zur Legitimierung Michelettis und
seines Regimes!

Für eine unabhängige Strategie der Arbeiter und des Volkes zum
Sturz der Putschisten!

Von TF-4.Internationale

Nach zwei Monaten Widerstand ge-
gen die Putschisten unter der Führung
von Roberto Micheletti und der Billigung
durch den nordamerikanischen Imperia-
lismus und der OEA kommt der Kampf
des hondureñischen Volkes an einen ent-
scheidenden Punkt. In diesen letzten zwei
Monaten hat die Massenbewegung der
Arbeiter und ärmeren Bevölkerung Hon-
duras der gewaltigen Repression und
Verfolgung, die die Regierung ihnen auf-
erlegt, widerstanden. Es ist sehr ermuti-
gend, dass die Arbeiter und Teile der
Massenbewegung Honduras nicht auf-
gegeben haben und sich weiterhin ge-
gen das neue, durch den Putsch entstan-
dene Regime wehren, während dieses
seine Legitimation durch
Präsidentschaftswahlen im November
sucht. Bis jetzt würden sowohl die OEA
als auch die US-amerikanische Regierung
sich weigern, die aus diesen Wahlen ent-
stehende Regierung anzuerkennen, was
Micheletti zu ändern versucht.

Ein geschwächtes und international
isoliertes Putschisten-Regime versucht
sich einen demokratischen Anschein zu
geben: Zwischen selektiver Repression
der Avantgarde und Vorbereiten der
Wahllegitimierung

Das Putschisten-Regime unter Lei-
tung Michelettis ist sowohl aus politi-
scher, als auch vor allem aus ökonomi-
scher Sicht sehr geschwächt und ver-
braucht. Es musste sich nicht nur der
Schließung einiger für den internationa-
len Handel zentralen Grenzen und Zollst-
ellen stellen, sondern auch mit der Nicht-
anerkennung verschiedener Regierungen
von internationalem Rang auseinander-
setzten, was es zu einem marginalisierten
und isolierten Regime machte, obgleich
die Putschisten versuchten, sich als die
Organisatoren eines „Verfassungs-

wandel“ zu präsentieren, und mit dem
andauernden Rückhalt des
nordamerikanischen Imperialismus rech-
nen können.

Auf strikt politischer Ebene versu-
chen die Putschisten den Anschein zu
erwecken, dass das Land sich in einer
demokratischen Normalität befindet, die
die Wahlen unterstützten würden. Außer-
dem, wenn auch weiterhin
Menschenrechtsverletzungen angepran-
gert werden,  hat das Militär nach den
Vorfällen in Toncontín keine weiteren
massiven Demonstrationen repressiv nie-
dergeschlagen, sondern selektiert seine
Angriffe innerhalb der Avantgarde. So
wird bei scheinbarer Normalität weiterhin
gegen Sektoren der Avantgarde repres-
siv vorgegangen, besonders gegen An-
führer der Massenbewegung und vor al-
lem der Widerstandsbewegung gegen
den Putsch.

Die unübersichtliche nationale Situ-
ation, geprägt von widersprüchlichen
Gerüchten zwischen Zelaya und den Put-
schisten, erweckt den Anschein einer
unüberbrückbaren Polarisierung. Eigent-
lich nehmen der Vermittlungsplan Oscar
Arias und das Abkommen von San José
jedoch eine Form an, die auf eine bürger-
liche Lösung des Konfliktes abzielt. . So
lud der costaricanische Präsident Arias
die Präsidentschaftskandidaten zu einem
Treffen in sein Land ein.

Eine hypothetische Wiederkehr
Zelayas ins Präsidentenamt unter Bedin-
gungen des San José-Abkommens wür-
de die Wahlen legitimieren, die
Straflosigkeit der Militärs und Putschis-
ten garantieren und ihnen die eigentli-
che Kontrolle über den Staatsapparat
überlassen, während Zelaya an Händen
und Füßen gefesselt nicht einmal mehr

2 5



Internationaler Klassenkampf   Nr. 4

den Aufruf zur verfassungsgebenden
Versammlung verfolgen dürfte (dies ist
eindeutig im Abkommen von San José
verboten wurden). Dieses wäre aber nur
ein mögliches Szenarium. Ein weiteres
wäre das Verbleiben der Putschisten an
der Macht wie bisher, die Ausführung

der Wahlen und die Bil-
dung der daraus entste-

henden Regierung
durch die Unter-

stützung der
U S -

amerikanischen Rechten. So ließe sich für
dieses Szenario die Möglichkeit von
spontanen Aufständen nicht ausschlie-
ßen, um Widerstand gegen die Wahlen
(wie in Choluteca) und die Straflosigkeit
zu formieren. Dabei wäre auch eine stär-
kere Repressionswelle möglich, und eine
wesentlich polarisiertere und dynami-
schere Situation könnte sich eröffnen.

Im Hinblick auf diese möglichen Vari-
anten ist eine unabhängige und proleta-
rische Strategie von Nöten, die dem
hondureñischen Arbeitervolk und seiner
Avantgarde hilft, seinen Kampf auf den
Weg zum Sturz der Putschisten und des
nordamerikanischen Imperialismus zu
führen.

Keine Teilnahme am Wahlkreis
der Putschisten: aktiver Wahl-
boykott

Das Regime Michelettis, dem die Ver-
mittlungen der USA durch das Abkom-
men von San José nutzten, um Zeit zu
gewinnen und sich zu konsolidieren, lan-
ciert nun eine kostenspielige Wahl-
kampagne, deren Hauptmotiv die Legiti-
mierung des Militärputsches und des
daraus entstandenen Regime ist, sowie
die Massenmobilisierungen zu unterbin-

den, um eine Radikalisierung
der Situation, die den Put-
schisten gefährlich
werden könnte, zu
verhindern.

W ä h -
r e n d d i e

N a c h -
richten-

sender der
USA wie z.

Bsp. der CNN
der Welt ein Bild

von Honduras zeich-
nen, dem durch die Wahl-

bemühungen ein mögliches
Ende der Krise bevorsteht,

schreiten die Demonstrationen und
einige Auseinandersetzungen mit der
Polizei und dem Militär in den wich-

tigsten Städten Honduras weiter
voran (wie in Choluteca).  Auch

werden weitere wichtige Streiks
von den Gewerkschafts-
zentralen des Landes ausgeru-
fen. Außerdem haben einige
Sektoren der Arbeiterklasse, der
Bauern und ärmeren Bevölke-
rung neben dem Kampf gegen
den Putsch weitere Forderun-

gen aufgestellt. Die Bauern
im Norden des Landes,

die zur Zeit am meisten
von der Repression

betroffen sind, sind bis zu Land-
besetzungen gegangen, indem sie sich
harte Auseinandersetzungen mit den
Großgrundbesitzern lieferten; die Arbei-
ter der Städte gehen nun nicht nur für die
Wiederkehr Zelayas auf die Straße, son-
dern sehen sich auch bereits gezwungen
die elementarsten demokratischen Grund-
freiheiten, die ihnen das Regime be-
schnitt, zu verteidigen: Versammlungs-
freiheit, Presse- und Meinungsfreiheit bis
hin zur freien Bewegung. Die Lohnabhän-
gigen des Gesundheitssystems haben
mehrere Krankenhäuser in Tegucicalpa
besetzt, um auf ihrem Sektor eigene For-
derungen auszurufen (wie die Angst um
die „Schweinegrippe“), verbunden mit
dem direkten Kampf gegen die neue, von
Micheletti auferlegte Ordnung.

Die verschiedenen Aktionen im
Kampf gegen das Putschisten-Regime
und die ansteigenden Forderungen der
verschiedensten Berufsgruppen sowie
der Kampf um Land der Bauern, zusam-
men mit der Radikalisierung der
Widerstandsmethoden, können, wenn sie
sich verbreiten und vereinen, zu einem
revolutionären Sturz des Regimes führen.
Doch es ist wichtig, dass sich der Kampf
gegen den Staatsstreich in allen proleta-
rischen und unterdrückten Sektoren ver-
breitet und zu Aktionen führt, die eindeu-

tig den Gewinn der Kapitalisten
und des Regimes angreifen. So
sind lokale Widerstandskomitees
von Nöten, die die politische

Ausrichtung des Widerstands or-
ganisieren und koordinieren. Die Natio-
nale Front gegen den Staatsstreich soll-
te mit gewählten und jederzeit von der
Basis absetzbaren Vertretern besetzt sein,
um den Kampf erstarken zu lassen. Auf-
grund der Möglichkeit, dass sich mit der
Zeit ein, durch betrügerische Wahlen ge-
stütztes, Putschisten-Regime konsoli-
diert, ist die weitest mögliche Aktions-
einheit gegen diese Falle notwendig. Be-
ginnend mit der Nichtanerkennung der
Wahlen, sollten die Wahlen am 29. No-
vember boykottiert werden, und die Stra-
tegien der Arbeiterklasse, ihre Methoden
in den Mittelpunkt der Widerstands-
aktionen gerückt werden.

Nur mit einem mächtigen General-
streik und dem Einsatz der staatlich und
privat angestellten lohnabhängigen Ar-
beiter, der landwirtschaftlichen Arbeiter
und ländlichen Tagelöhner, mit Unterstüt-
zung der verarmten Bauern und ärmeren
Bevölkerungsschichten der Städte, ist es
möglich, die Isolierung Michelettis in der
hondureñischen Gesellschaft voranzu-
treiben. Doch vor allem ließen sich so die
Gewinne der nationalen und imperialisti-
schen Kapitalisten angreifen und das
Putschisten-Regime stürzen.

Nieder mit dem Putsch. Für eine
revolutionäre verfassungs-
gebende Versammlung

Die Parteien und Gruppen der
Trotskistischen Fraktion – Vierte Inter-
nationale, kämpfen an der Seite des
hondureñischen Volkes für den Sturz der
Micheletti-Regierung und begleiten ih-
ren Kampf um die Wiederkehr von Zelaya
ohne jegliche Bedingungen oder Ver-
handlungen. Doch wir weisen auch dar-
auf hin, dass Zelaya und der ALBA-
Block, durch Chávez geführt, sich der Po-
litik der OEA und somit auch dem Imperi-
alismus untergeordnet haben, indem sie
mit den Putschisten verhandelt haben
und letztendlich die vom Abkommen von
San José auferlegten Bedingungen ak-
zeptiert haben, abgesehen von den rhe-
torischen Spielen Chávez, er habe Zelaya
auf diese Falle aufmerksam gemacht. Mit
der Anerkennung des Abkommens und
der möglichen Bürgschaft des
USamerikanischen Imperialismus stellt
sich auch Zelaya zur Verfügung, um zu
verhindern, dass der Niedergang des Re-
gimes einen konsequenten Kampf der
Massen nicht nur gegen die Putschis-
ten, sondern auch die gesamte bürgerli-
che Institutionalität Honduras hervorruft;
begonnen mit einem weitverbreiteten
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Wahlboykott im November.
Noch könnte seine Rückkehr
das Aufrechterhalten des re-
aktionären Regimes und der
con den Putschisten genutz-
ten Institutionen unter der
Verfassung von 1982 erlau-
ben, denen Zelaya selbst an-
gehört. Deshalb glauben wir
heute mehr denn je, dass die
Lösung darin liegt, die strate-
gische Schwäche des Re-
gimes zu nutzen, um eine un-
abhängige proletarische Lö-
sung zu finden, die sich auf
die Erfahrungen der Arbeiter,
Bauern, Armen und Frauenbe-
wegung stützt, die den
Widerstandskampf der letzten
Monate anführten. Diese Er-
fahrungen zeigen, dass weder
die geheime Diplomatie noch
Verhandlungen von oben den
Arbeitern zu einem Sieg ge-
gen die Putschisten verhelfen
können.

Die Strategie Zelayas, also sein Ver-
trauen in den Imperialismus, und sein pa-
zifistischer Widerstand, um so die Put-
schisten unter Druck zu bringen, die Ver-
handlungen zu akzeptieren, und sein He-
raufbeschwören des Gespenstes „bloß
keine Repressionen provozieren“ hat nur
zu einem Erstarken der Rechten geführt.

Die Regierungspolitik der selektiven
Repression, des Angriffs auf alternative
Antiputsch-Medien, die Morde der letz-
ten zwei Monate (die nach Angaben von
Menschenrechtsverletzungen schon bei
mehreren Dutzend liegen), die Vergewal-
tigungen von Frauen durch Militärs und
Polizei, die Folter und Festnahmen und
kürzlich der Bombenangriff auf die Ge-
bäude des Fernsehkanals Canal 36
(Cholusat Sur) fordern höchst dringlich
die Organisation der Arbeiter-
selbstverteidigung. Perspektivisch ist die
Organisation von Arbeiter-, Bauern-, so-
wie Volksmilizen ein Mittel, dass nicht nur
die Massen im Kampf verteidigen kann,
sondern auch die Basis des Militärs von
der Führung abtrennen kann, indem Sol-
daten für die Volksmilizen gewonnen wer-
den, die heute unter dem Befehl der Put-
schisten stehen.

Die einzig realistische Perspektive ist
eine Ausweitung und Vertiefung der
Mobilisierungen, der Straßenblockaden,
und die Organisation eines wahrhaften
und unbefristeten Generalstreiks bis zum
Fall des Putsches. Bis jetzt sind die Tau-
senden von Arbeitern der maquilas Gei-
ßeln der Unternehmer und Putschisten.
Micheletti und die Großunternehmer für
den Textilexport in die USA haben ihre
dominante Vorreiterposition innerhalb der

Privatunternehmen genutzt, um den Ar-
beitern mit der Androhung von Entlas-
sungen Angst einzujagen und sie für den
Putsch zu gewinnen, wobei es ihnen zu
Gute kam, dass dieser Bereich der Arbei-
terklasse nicht organisiert ist. Seit dem
Putsch haben die Kapitalisten Honduras
bereits 6000 Arbeiter entlassen und 58
Unternehmen geschlossen. Es ist unum-
gänglich, dass die Gewerkschafts-
zentralen und die Nationalfront gegen
den Staatsstreich eine Politik aufstellen,
die es ihnen erlaubt, die Unterstützung
der zentralen Bataillons der nationalen
Arbeiterklasse zu erreichen. Vor allem die
der Privatunternehmen, da sie abgesehen
von ihrer strategischen Position in der
Produktion der lebensnotwendigen Gü-
ter auch die erdrückende Mehrheit der
arbeitenden Bevölkerung des Landes
stellen.

Hierfür ist es notwendig, dass die
Führung der Widerstandsbewegung ein
Programm aufstellt, das den Kampf ge-
gen den Putsch ganz klar mit dem Kampf
gegen die Bourgeoisie Honduras und den
Imperialismus verbindet.

Die pro-unternehmerischen Parteien,
die Institutionen des Regimes, das höchs-
te Gericht, das Militär und die katholi-
sche wie die evangelische Kirche sind
neben den Unternehmerverbänden alle
mit dem Putsch und der Verfassung von
1982, die unter imperialistischer Aufsicht
nach der letzten Militärdiktatur erstellt
wurde, verbunden. Es ist wichtig, dieses
pro-unternehmerischere und pro-imperi-
alistische System zu zerstören, auf dass
eine Übergangsregierung der Arbeiter-
und Bauernorganisation eine 2 7

verfassungsgebende Versammlung aus-
ruft, die die Organisation des Landes dis-
kutiert, die Forderungen der landlosen
Bauern aufnimmt, um durch eine tiefgrei-
fende Agrarrevolution die semifeudalen,
knechtähnlichen Zustände auf dem Land
zu beseitigen und eine Perspektive zu
eröffnen, mit der historischen Unterdrü-
ckung durch den Imperialismus, unter der
das hondureñische Volk gelitten hat, end-
lich zu brechen.

Die Landbesetzungen im Norden des
Landes, kombiniert mit den Aktionen der
ArbeiterInnen in den Städten, zeigen
voller Klarheit, dass es nur durch den
festen Zusammenschluss der Arbeiter
aus Stadt und Land neben den veramten
Bauern möglich wird, mit dem Rückstand,
der Unterdrückung und der Misere des
Landes zu brechen.

Dies würde einen großen Schritt für
die Arbeiter, ländlichen Tagelöhner und
verarmten Bauern im Kampf für eine Ar-
beiter- und Bauernregierung bedeuten,
die sich auf Organismen der Selbstbe-
stimmung der Massen gründet.

Wir von der Trotskistischen-Frakti-
on stellen all unsere Kräfte für den Kampf
gegen den Putsch in Honduras und für
den Sieg des Widerstandes zur Verfü-
gung. Wir rufen dazu auf, die weit-
möglichste Mobilisierung auf internatio-
naler Ebene zu entfachen, bis die Put-
schisten gefallen sind und die
internationalistische Solidarität gewinnt.

Proteste in Tegucigalpa



Internationaler Klassenkampf   Nr. 4

Für einen harten Kampf bis zur
Niederlage Calderons Angriff

Dieser arbeiterfeindliche Angriff ge-
schieht im Rahmen der aktuellen Wirt-
schaftskrise, deren Kosten bereits auf die
Rücken der Arbeiter abgeladen werden,
wie mehrere Entlassungswellen,
Werksschließungen, immense Steuer-
erhöhungen und weitere Maßnahmen
des „Misere-Kattalogs“ Calderons  zeig-
ten. Nun wird es Zeit, dass er die Kraft
der Arbeiterbewegung Mexikos zu spü-
ren bekommt. Seit einigen Jahren sind
bereits wichtige Kämpfe der Arbeiterklas-
se gegen die Regierung entfacht, wie die
Streiks der Minenarbeiter, Lehrer oder
Angestellten des Gesundheitssystems
und am bekanntesten der Kampf der
APPO in Oaxaca. So ist es auch in die-
sem Fall wichtig, dass wir uns nicht mit
Verhandlungstricks der Regierung ab-
speisen lassen, wie zum Beispiel die Ab-
findung der SME-Arbeiter von zwei Jah-
resgehältern zum Tausch gegen die Li-
quidierung ihrer Gewerkschaft. Zunächst
sollten Verteidigungskomitees aller
Elektrizitätsarbeiter geschaffen werden,
die an den Arbeitsplätzen, in den Stadt-
vierteln, Schulen, Universitäten, Fabriken
etc. des ganzen Landes den Widerstand
gegen die Regierungsvorhaben organi-
sieren. Aus diesen Solidaritätskomitees
sollten dann starke Protestaktionen wie
beispielsweise massive Straßen-
blockaden enstehen, neben einer Aufklä-
rungs- und Unterstützerarbeit.

Nationalstreik in Solidarität mit
der Gewerkschaft SME

Heute ist es wichtiger denn je, dass
Arbeiterorganisationen sich solidarisch
zeigen und zum Streik aufrufen. Um die-
sen Ruf effektiv zu machen und den Streik
zu organisieren, ist unbedingt die Orga-
nisation einer Nationalversammlung der
Arbeiter- und Volksorganisationen, wo
ein einheitlicher Kampfplan demokratisch
diskutiert und konkrete Aktionen gemein-
sam geplant werden. Auf zum National-
streik in Verteidigung des SME und ge-
gen die Privatisierung der Energiewirt-
schaft! In diesem Kampf zu gewinnen,
würde auch bedeuten, den Weg zur er-
neuten Verstaatlichung der in die Privati-
sierung übergegangen Bereiche zu eröff-
nen und für die Arbeiterkontrolle der En-
ergiewirtschaft einzustehen. Die Arbei-
ter sind die einzigen, die sie zum Wohle
der breiten Massen verwalten können,
indem sie die hohen Zuschüsse an Un-
ternehmer streichen und somit die kos-
tenlose Versorgung der ärmeren Bevöl-
kerung garantieren können.
Fußnote
1 Vollständige Erklärung der LTS ist unter
www.lts.org.mx einzusehen.

In der Nacht des 10.Oktobers besetz-
ten eine halbe Millionen Polizisten der
mexikanischen Streitkräfte PFP das Werk
von Luz y Fuerza (staatlicher Licht- und
Energieversorger) im Zentrum von Mexi-
ko Stadt.  Zur gleichen Zeit wurden auch
Werke in anderen Bundesstaaten besetzt.
Diese Maßnahme wurde nach der Ver-
ordnung des mexikanischen Präsidenten
Felipe Calderon (Partei PAN) umgesetzt,
die den dezentralisierten Organismus Luz
y Fuerza vernichten soll. Die Liquidati-
on von Luz y Fuerza ist ein harter schlag
gegen die gesamte Arbeiterbewegung,
denn diese Maßnahmen bereiten die Pri-
vatisierung dieses staatlichen Betriebes
in nationale und transnationale Hände
vor.  Diese Geschehnisse bedeuten die
Streichung von 46.000 Arbeitsplätzen, die
Liquidierung des wichtigen Kollektivver-
trages der Arbeiter dieses Sektors, ein
Voranschreiten der Regierungskontrolle
über die Arbeiterorganisationen Mexikos
und eine reaktionäre Reform des Arbeits-
rechtes. Solch eine Offensive war seit den
50er Jahren nicht mehr bekannt in Mexi-
ko und ist ein in ganz Lateinamerika noch
nicht gesehener versuch den Arbeitern
die Kosten der Krise aufzuhalsen.

Mit dem Schlag Calderons gegen die
Mexikanische Gewerkschaft der
Elektrizitätsarbeiter (SME) eröffnet sich
eine neue Phase der Regierungskräfte
gegen die Arbeiter, die so ein günstiges
Kräfteverhältnis für Unternehmer und die
Institutionen des Regimes einleitet und
eine klare Einmischung in die Gewerk-
schaften bis hin zur Liquidierung der

Mexiko

Brutaler Schlag
gegen die
Arbeiterklasse im
Elektrizitätssektor

Um den Weg zur Privatisierung des gesamten staatlichen Eletrizitätssektors
Mexikos frei zu machen, hat die Regierung Mexikos 46.000 ArbeiterInnen des
Elektrizitätssektors entlassen und militärische Streitkräfte besetzten ihre Werke,
während die elektrische Versorgung vor allem der Hauptstadt nur bedingt unter
Arbeit der regierungstreuen Elektrizitätsgewerkschaft aufrechterhalten werden
kann. Die ArbeiterInnen und ihre Gewerkschaft SME, die mit Abfindungen von
zwei Jahresgehältern in die Arbeitslosigkeit gedrängt werden sollen, organisier-
ten am 15. Oktober eine Massendemonstration mit 350.000 Unterstützern. Der
Angriff auf diesen Sektor und seine Reaktion bedeuten eine lange nicht gesehene
Auseinandersetzung der Arbeiterklasse Mexikos mit einem reaktionären, US-treuem
Regime und ein historisches Aufwachen der Arbeiterbewegung. (Anm.d.Red.)

Arbeiterorganisationen und Kollektiv-
verträge anstrebt. Diese Politik ordnet
sich den Absprachen des Präsidenten
Calderons mit der US-Regierung, den
nationalen und transnationalen Unter-
nehmen, sowie  dem IWF unter, die Ener-
giewirtschaft und die Erdöl und –Gas Pro-
duktion mit dem Argument der
„Produktivitätssteigerung“ zu privatisie-
ren. Die Massenmedien in Händen der
Ausbeuter sprechen von einer „privile-
gierten Stellung“ der Arbeiter vom SME
- derselbe Diskurs wie bei den Angestell-
ten der Telekommunikation Telmex oder
des Gesundheitssystems, und forderten
in den letzten Wochen sogar die Beendi-
gung der Arbeitsverträge. Sie nennen
diejenigen „privilegiert“, die noch das
Recht auf eine Sozialversicherung und
Sozialleistungen innehalten. Ihre Absicht
ist alle Lohnabhängigen in noch schlech-
teren Arbeitsbedingungen zu sehen, um
die Ausbeutungsrate zu verdoppeln und
mit der Arbeitslosigkeit drohen zu kön-
nen. Dabei verschweigen sie, dass die
einzigen Privilegierten dieses Landes die
Transnationalen und großen nationalen
Bourgeoise sind, die nun – nebst ihrer
Ausbeutung – auch die Kosten der Kri-
se auf dem Rücken der Arbeiter abladen
wollen. Doch die Privatisierung der ge-
samten Energiewirtschaft wäre nur durch
einen harten Niederschlag gegen die ge-
samte Arbeiterbewegung möglich, wes-
halb wir Arbeiter uns jetzt und bis zum
Sturz des Privatisierungsplans wehren
müssen.

 Von LTS, 15. Oktober 2009
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verbergen sich hinter dieser Rhetorik
ganz normale wirtschaftliche Interessen,
eben die Interessen der herrschenden
Klasse, denn „für die deutsche Wirtschaft
kann dies den Einstieg in eine neue
Wirtschaftsregion bedeuten“1.

Deutschland muss und will gemäß
seiner wachsenden wirtschaftlichen Stär-
ke immer mehr globale Aufgaben über-
nehmen.

Diese werden natürlich im Namen der
Demokratie verhüllt und vermittelt. Je-
doch wie die betrügerischen Wahlen in
Afghanistan gezeigt haben, bei denen
sich die Marionette des Westens Karzei
zum Sieger erklärt hatte, ist das
afghanische Regime alles andere als de-
mokratisch.

Fern von der Rhetorik
von Demokratie und Men-
schenrechten zielt der Ein-
satz der imperialistischen
Truppen und ihrer Helfer in
der Praxis auch nicht auf
den Aufbau von starken
und transparenten nationa-
len Institutionen nach west-
lichem Muster, denn die
bürgerliche Demokratie ist
ein Privileg der reichen Na-
tionen. „Die imperialisti-
schen Demokratien sind in
Wirklichkeit die größten
Aristokratien in der Ge-
schichte, England, Frank-
reich, Holland, Belgien, [wir
fügen hinzu die BRD] stüt-
zen sich auf die
Versklavung kolonialer Völ-
ker. Die Demokratie der Ver-
einigten Staaten beruht auf der Besitzer-
greifung des großen Reichtums eines
ganzen Kontinents. All die Bemühungen
dieser „Demokratien“ stützen sich auf die
Erhaltung ihrer privilegierten Stellung. Ein
beträchtlicher Teil der Kriegslast wird von
den imperialistischen Demokratien ihren
Kolonien aufgeladen. Die Sklaven wer-
den gezwungen, Blut und Gold zu liefern,
um die Möglichkeit ihrer Herren, Sklaven-
halter zu bleiben, zu erhalten. Die kleinen
kapitalistischen Demokratien ohne Ko-
lonien sind Vasallen der Großmächte und
liefern einen Teil der kolonialen Profite.
Die herrschenden Klassen in diesen Staa-
ten sind bereit, die Demokratie jederzeit
aufzugeben, um ihre eigenen Privilegien
zu erhalten.“ 2

Seitdem Trotzki diese Zeilen schrieb,

hat sich nichts geändert: Seit 2001 wur-
den mehrere Abkommen unterzeichnet,
die die Gestaltung des Landes nach dem
Willen imperialistischer Mächten sicher-
te. Darunter ist das Petersberger-Abkom-
men, das das Land in ein de facto imperi-
alistisches Protektorat verwandelt hat.

Aus den Versprechungen der Imperi-
alisten, das Land in blühende Landschaf-
ten zu verwandeln, wurde natürlich
nichts. Heutzutage beschränkt sie sich
darauf, die wachsende Einflussnahme der
Taliban zu begrenzen. Dabei wird eine
„Strategie“ verfolgt, die willig mit den
moderaten, aber nicht weniger klerikalen
und servilen Kräften der Taliban paktiert.

Die Besatzung hat bisher geschätz-
ten 300.000 AfghanInnen das Leben ge-
kostet. Millionen leiden Hunger. Die

Kindersterblichkeitsrate ist eine der
höchsten weltweit usw. Nicht mal elemen-
tare demokratische Freiheiten können die
Besatzer gewährleisten: Frauen  gehen
immer noch verschleiert auf die Straße,
Mädchen gehen nicht zur Schule, und
das alles weniger als 1 km von der deut-
schen Bundeswehrbasis entfernt.

Gegen die verstärkten Aktivitäten der
Taliban, welche ca. ein Drittel des Lan-
des kontrollieren, seien „die gemeinsam
mit der afghanischen Armee ausgeführ-
ten Operationen gegen die Taliban [….]
praktisch wirkungslos.“ (FTD, Bundes-
wehr verzweifelt an Afghanistan, vom
22.09.2009). Es handelt sich also im
Sprachjargon vom Brigadegeneral
Vollmer um einen „Scheibenwischer-
effekt“, denn die Taliban haben ihr

Operationsgebiet bis an die Grenzen der
Provinz ausgedehnt.

Angesichts der wachsenden Macht-
losigkeit der Bundeswehr und des stei-
genden Blutzolls, die Interessen der deut-
schen Unternehmen zu garantieren, wird
der Einsatz der Soldaten  zunehmend ge-
walttätiger: Wenn anfangs „nur“ einige
wenige Kinder und Jugendliche sterben
mussten, sind  seit dem 13. September
2009  aufgrund eines von einem deut-
schen Offizier angeforderten Luftangrif-
fes auf zwei in einem Flussbett festste-
ckende Tanklaster offiziell 99 Menschen
gestorben, also seit dem 2. Weltkrieg das
blutigste Ereignis, bei dem deutsche Sol-
daten involviert waren.

Die wahren Gewinner des
Krieges

Seit der Niederlage und
dem Sturz der Taliban hat
sich Afghanistan in eines der
beliebtesten Investitions-
länder der deutschen Konzer-
ne gewandelt. Ca. 2,4 Mrd.
Dollar sind seit 2003 bereits
im Land investiert worden.
Der IWF (Internationale
Währungsfond) rechnet für
das laufende Jahr mit einem
Wirtschaftswachstum von
zwölf Prozent.

Zur Zeit ist Deutschland
führende Gebernation (Key
Partner Nation) in den
Schwerpunktbereichen Si-
cherheit, Wiederaufbau, In-
frastruktur, Wirtschafts-
(förderungs-)Politik und, um

den Anschein zu wahren, im Bildungs-
sektor. Die deutsche „Entwicklungs-
zusammenarbeit“ hat zum Ziel, einen
„landesweiten Ansatz über Einflussnah-
me in Politikbereiche der nationalen Ebe-
ne“ zu erreichen. Dies soll mittels des
Wiederaufbaus der Infrastruktur, also
Trinkwasser- und Energieversorgung,
und im Bereich der nachhaltigen Wirt-
schafts-(förderungs-)Politik geschehen;
durch die Beratung der afghanischen Re-
gierung bei der Gestaltung einer
investitions- und unternehmer-
freundlichen Wirtschaftsverfassung; der
Einrichtung der Investitionsagentur
AISA, die die „Erleichterung der
Investitionsprozesse und die Förderung
von Investitionen in Afghanistan zum
Ziel hat.“

BUNDESWEHR IN AGHANISTAN
KRIEGSVERBRECHEN IM NAMEN VON "FREIHEIT" UND "DEMOKRATIE"

(Fortsetzung von der letzten Seite)
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Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) spricht mit deutschen ISAF-
Soldaten im afghanischen Camp Marmal in Masar-i-Scharif
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Im April 2006 unterzeichneten
Deutschland und Afghanistan einen bi-
lateralen Investitionsförderungs- und
Schutzvertrag, welcher „den
100prozentigen Firmenbesitz von Auslän-
dern, Schutz vor Enteignung, Steuer-
befreiung in den ersten acht Jahren, Zoll-
reduzierung und vollständigen Gewinn-
transfer ins Ausland vorsieht.“3 Dieser
Vertrag war umso nötiger, da „Afghanis-
tan sich zum interessanten Markt für
deutsche Unternehmen entwickelt.“(...)
Und noch wichtiger, der afghanischer
Markt „biete Wachstumsraten zwischen
zehn und zwanzig Prozent, und
besonders deutsche Investoren seien
Willkommen.“4 Heutzutage sind nach
Schätzungen deutscher Verbände 60
Unternehmen aus Deutschland am
Hindukusch vertreten. Diese Unterneh-
men, die buchstäblich über Leichen ge-
hen, um satte Gewinne in fernen Ländern
einzufahren, kurbeln jedoch auch im In-
neren die Ausbeutungsspirale immer
mehr an, indem sie viele Lohnabhängi-
gen hier in Deutschland auf die Straße
setzen. (Siehe Infokasten)

Einige Beispiele sind Siemens, das
das Telefonnetz ausbaut und an der
Modernisierung von zwei Wasserkraft-
werken beteiligt ist. Der Essener Bau-
konzern Hochtief repariert seinerseits
Straßen. Aber nicht nur beim
Infrastrukturaufbau wird kräftig verdient.

Auch die deutsche Rüstungsindustrie
verdient, wie könnte es auch anders sein,
kräftig am Einsatz in Afghanistan. Dabei
werden die Rüstungsindustrie und ihre
Waffengeschäfte mittels Steuerein-
nahmen finanziert und ermöglicht.

Siemens, ThyssenKrupp, Krauss
Maffei und vielen anderen Unternehmen
vor Ort  geht es nicht um Abstraktionen
wie Demokratie, Menschen- oder auch
Frauenrechte, sondern lediglich um ihre
wirtschaftlichen Interessen und das
Wohlergehen der Institution, die ihre In-
teressen und Geschäfte vor Ort und  mit
den Waffen in der Hand garantiert, die
Bundeswehr.

Der Krieg ist also nichts anderes als
ein gigantisches kommerzielles Unter-
nehmen, vor allem für die Kriegsindust-
rie. Deshalb sind die deutschen Unter-
nehmen die ersten Patrioten und die
hauptsächlichen Kriegstreiber. „Die
Arbeiterkontrolle über die Kriegsindus-
trie ist der erste Schritt im Kampf gegen
die Fabrikanten des Krieges.“

Dies ist der Grund für die Gründung
der „Industriegruppe Service im Einsatz“,
kurz IGS E. Ihr Ziel liegt darin,
„insbesondere im Bereich der techni-
schen Unterstützung von Streitkräften

bei Einsätzen in Krisengebieten (...) wert-
volles Know-how“ einzubringen.5 Den
Preis kann man an der jüngsten Jahres-
bilanz des Rüstungsunternehmens able-
sen. So ist der Umsatz von KMW um ca.
100 Millionen auf 1,4 Mrd. Euro gestie-
gen. Eine weitere Milliarde Euro aus
Steuergeldern wurde zudem im Stillen für
den Bau, Start und Betrieb des ersten
(von zwei) Kommunikationssatelliten der
Bundeswehr gegeben. Der auf den Na-
men „SatcomBW“ getaufte Satellit wird
als ein weiterer Schritt bei der techni-
schen Emanzipation der Bundeswehr
gesehen.

Unsere Losung gegen den imperia-
listischen Krieg Deutschlands und ge-
gen die Geschäfte der Rüstungsindustrie
lautet, wie es Trotzki im Übergangs-
programm darstellt:

Beschlagnahme der Kriegsgewin-
ne und Enteignung der für den
Krieg arbeitenden Betriebe.

Die Linke und der Afghanistan
Krieg

DIE LINKE fordert in ihrem Programm
den Rückzug der deutschen Truppen aus
Afghanistan. Jedoch tut sie es nicht, weil
es sich um einen imperialistischen Krieg
handelt oder weil der „Hauptfeind im ei-
genen Land steht“, sondern weil dieser
Krieg „völkerrechtswidrig“ sei. Der Be-
griff Völkerrecht geht von einer überstaat-
lichen Rechtsordnung aus, durch die die

Beziehungen zwischen den Staaten auf
der Grundlage der Gleichrangigkeit gere-
gelt werden. Also handelt es sich um eine
Kritik, die an der „Oberfläche der materi-
ellen Erscheinungen“6 stehen bleibt, wel-
che nicht den Mut hat oder willens ist, in
tiefere Schichten der ökonomischen Ten-
denzen vorzudringen. Also, zwischen den
Unterdrückenden und Unterdrückten
Nationen wird ein Gleichzeichen gesetzt.
Die Vertreter der LINKEN gehen also
davon aus, dass es keine unterdrückten
und unterdrückenden Nationen gibt,
dass sie alle vor dem Gesetz, das supra-
national ist und über den wirtschaftlichen
Beziehungen steht, gleich seien. Anders
formuliert, wäre dieser Krieg durch das
„Völkerrecht“ gedeckt, hätte man nichts
einzuwenden, wie im Falle des Kosovo
oder auch der Intervention vor der liba-
nesischen Küste.

Aufgrund der Abgrenzungspolitik
der SPD gegenüber den Linken und der
Besessenheit der LINKEN, Regierungs-
verantwortung zu übernehmen, fingen
sie kurz vor den Wahlen an, ihre Verant-
wortung gegenüber der herrschenden
Klasse kundzutun. „Sofort heißt natür-
lich nicht kopflos“, sagte Lafontaine.
„Das Parlament müsste entscheiden,
dann müsste die Regierung mit den Part-
nern über die Modalitäten des Abzugs
verhandeln.“ Dies war aber kein Ausrut-
scher, denn der Bundesgeschäftsführer
sagte in gleicher Tonart,  mit „Raus aus
Afghanistan“ meine seine Partei nicht
„Übermorgen raus aus Afghanistan“.7

DIE LINKE betreibt Realpolitik, die dar-
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auf abzielt, sich auf Raten von der Radi-
kalität dieser Forderung zu entfernen,
gemäß dem Motto: alles ist
Verhandlungssache.

Eine revolutionäre Antwort auf
imperialistische Kriege

Die Tatsache, dass die schlecht aus-
gerüsteten Taliban in der Lage sind, die
NATO Truppen langsam aber sicher zu
zermürben, liegt darin begründet, dass
diese von den afghanischen Massen als
das kleinere Übel betrachtet werden.
Angesichts der Brutalität und Rück-
sichtslosigkeit der Besatzer sind immer
größere Teile der Bevölkerung bereit,
gegen sie zu kämpfen.

Der Kampf gegen die imperialisti-
schen Truppen, welche die Interessen
des jeweiligen Kapitals durchsetzen, ist
berechtigt und aus Sicht der Unterdrück-
ten vollkommen legitim. Die Opfer des
Imperialismus, wie im Falle von Afgha-
nistan, nutzen den Krieg, um sich der
imperialistischen Unterdrückung zu ent-
ledigen. Aus ihrer Sicht ist der Krieg kein

imperialistischer, sondern ein Befreiungs-
krieg gegen das imperialistische Joch.
Sollte das afghanische Volk trotz ihrer
Führung gegen die Imperialisten siegen,
wären die Tage der reaktionären und kle-
rikalen Kräfte, die im Kampf gegen die
Sowjetunion seinerzeit von der CIA auf-
gebaut, trainiert und finanziert wurden,
gezählt.

Die revolutionäre Jugend in den im-
perialistischen Ländern hat die Aufgabe,
sich für die Interessen der unterdrückten
Massen in den Interventionsgebieten der
imperialistischen Bourgeoisie einzuset-
zen. Auch das Proletariat, das von den-
selben Unternehmen, die sich dort eine
goldene Nase verdienen, in die Arbeits-
losigkeit und das Elend geschickt wird,
sollte sich mit diesen solidarisieren, denn
eine Niederlage der imperialistischen Kräf-
ten kann den Kampf gegen Ausbeutung
und Unterdrückung zu Hause nur beflü-
geln.

Der Kampf für den sofortigen Abzug
der US Army und der Bundeswehr sowie
aller imperialistischen Aggressoren ist

INFOKASTEN

Hohe Profite deutscher Unternehmen im Ausland und
Entlassungen an der Heimatfront (hier nur einige wenige Beispiele)

ThyssenKrupp hat "seit Herbst 2008 [...]weltweit bereits rund 15.000 Arbeits-
plätze gestrichen." Demnächst sollen weltweit mehr als 20.000 Arbeitsplätze zu-
sätzlich abgebaut werden. Im  Geschäftsjahr 2008/09 sinken die Umsätze und Gewin-
ne, die "lediglich" bei 3,5 Mrd. Euro lagen.

Beim Münchner Maschinenbauunternehmen Krauss Maffei sollen wegen anhaltendem
Auftragsmangels 200 der derzeit 2000 Beschäftigten das Unternehmen verlassen und
in eine Transfergesellschaft wechseln, trotz des "Rekordjahres" von 2008 mit einem
Umsatz von 1,43 Mrd. Euro und einem voraussichtlichen Umsatz von 1 Mrd. Euro für
das Jahr 2009.

Siemens will 17.200 Arbeitsplätze, davon 6.400 in Deutschland, abbauen.Um die
Krise zu überbrücken, befanden sich zuletzt rund 19.000 Siemens-Beschäftigte an
den deutschen Standorten in Kurzarbeit.

DHL, ein zuverlässiger Partner der Bundeswehr bei der Lagerung von Bundeswehr-
material und dem Transport von Kriegsgerät, Soldaten, Munition und Treibstoffen,
will Stellen in Deutschland und Belgien abbauen. In Belgien sollen 430 Stellen
gestrichen werden, in der Zentrale in Bonn könnten es noch einmal bis zu 90
Mitarbeiter sein. Im Mai hatte DHL schon angegündigt, 320 Mitarbeiter in Irland zu
entlassen. Rund 5400 Arbeitsplätze bei DHL-Express in den USA wurden bereits in
einem ersten Schritt seit Mai abgebaut. Die jetzt beschlossene Aufgabe des
inneramerikanischen Expressversands zu Luft und zu Boden kostet weitere 9500
Arbeitsplätze, insgesamt sind also 14900 Jobs betroffen. Der ausgewiesene Konzern-
gewinn im ersten Quartal 2009 wuchs um 146,5 Prozent auf 944 Millionen Euro.

Bei Zeppelin werden bis Jahresende voraussichtlich rund 300 Stellen abgebaut.
Dieser wird ausschließlich in osteuropäischen Ländern stattfinden. Die ausländi-
schen Kollegen werden entlassen, obwohl das Unternehmen 2008 einen Umsatzrekord
von 2,447 Mrd. Euro verzeichnete.

eine internationalistische Pflicht!

Der Hauptfeind steht im
eigenen Land!

Fußnoten

1 Investieren in Afghanistan, IHK Darmstadt
Rhein Main Necker (http://
www.darmstadt.ihk24.de/produktmarken/
international/Laenderinfos/
Investieren_in_Afghanistan/
aw_afghanistan_investieren.jsp).
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Das Engagement Deutschlands in Afghanistan so-
wie die Oberaufsicht über die Polizeiausbildung vor Ort
wird alljährlich verlängert. Der Bundestag hat zuletzt im
Oktober 2008 parteiübergreifend, ausgenommen DIE
LINKE, das Bundeswehrmandat für Afghanistan für
weitere 14 Monate verlängert - bei gleichzeitiger Erhö-
hung der dort stationierten Soldaten auf 4500. Die als
„Friedensmission“ und „Aufbauhilfe“ verkaufte neo-
koloniale Politik wird seit Juli 2009 durch den Einsatz
von schwerem militärischem Gerät, also Panzern, er-
gänzt.

Bei diesem Krieg, der von der deutschen politische
Elite mit dem „aseptischen“ Begriff „Einsatz“ umschrie-
ben wird, handelt es sich weder um einen „Kampf der
Zivilisationen“, noch um einen Kampf zwischen
Islamofaschismus (G.W.Bush) -verkörpert durch die
Taliban- und säkularer Demokratie (in erster Linie durch
die imperialistischen Demokratien des Westen, allen voran
die USA, vertreten), sondern lediglich um einen Krieg
um Einflussbereiche und wirtschaftliche Interessen.
Denn aufgrund der besonderen geographischen Lage Af-
ghanistans wird derjenige, der die Kontrolle über das
Land erlangt, auch Zentralasien kontrollieren und somit
den Zugriff auf Rohstoffe und deren Transportwege für
sich sichern. Was die Afghanen dabei denken, ist unbe-
deutend für alle imperia- listischen Mächte, die
mit von der Partie sind.

Die Tatsache, dass der Einsatz deutscher Sol-
daten in Afghanistan als

humanitäre Mission oder Aufbauhilfe verkauft wird, ent-
spricht der Notwendigkeit der Herrschenden, den zu be-
zahlenden Blutzoll für sublimere Ziele als rein wirtschaft-
liche zu erklären, außerdem ist das Wort Krieg besonders
negativ konnotiert und erinnert an die aggressiven Feld-
züge des deutschen Kapitals mittels der Wehrmacht. Auf
der anderen Seite soll die öffentliche Meinung, die
ohnehin zum größten Teil gegen den Einsatz in Afgha-
nistan ist, allmählich an militärische Interventionen ge-
wöhnt werden, denn „den nationalen Sicherheits-
interessen weit entfernt von der Heimat zu dienen, ist
eine Aufgabe, die wir heute haben, die neu ist, die es
viele Jahrzehnte lang so nicht gab und die uns noch vie-
le Jahre durch das 21. Jahrhundert begleiten wird.“ (A.
Merkel, 06.07.2009).

Der Afghanistankrieg und die
Verlogenheit der herrschenden Klasse

Angela Merkel sagte: „Der Afghanistan-Einsatz ist
unsere Reaktion auf den Terror. Er ist von dort gekom-
men und nicht umgekehrt“. So verteidigte sie den nicht
erklärten Krieg in Afghanistan. „Übergeordnetes inter-
nationales Ziel bleibe ein Afghanistan, das selbst für sei-
ne Sicherheit sorgen könne und nicht wieder Heimstatt
des internationalen Terrorismus werde.“ (Aus der Re-
gierungserklärung von Bundeskanzlerin Angela Merkel,
vom 08.09.2009) Abgesehen davon, dass kein einziger
der bei dem Attentat auf das WWC involvierten Terro-
risten aus Afghanistan kam und der Terror eine Kampf-
form dar- stellt, also weder eine reguläre
n o c h eine irreguläre Armee dar-

stellt, (Weiter auf Seite
29)

Von Mark Turm, 17. Oktober 2009




